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Vorwort 

Dass Deutschland ein Einwanderungsland ist, diesen Erkennt-
nisstand darf man inzwischen in allen Bereichen von Politik, 
Wirtschaft und Kultur voraussetzen.

Die Ausgestaltung der Einwanderungsgesellschaft ist aller-
dings ein fortlaufender Prozess, auf den sich alle beteiligten 
Gruppen oft in zäher, nicht selten konfliktbeladener Kleinarbeit 
verständigen müssen.

Natürlich garantiert unsere Verfassung Religions- und 
Glaubensfreiheit. Wenn aber unterschiedliche Religionsgemein-
schaften ihre Rechte ganz praktisch einfordern und ihren Platz 
gleichberechtigt neben den alteingesessenen „Amtskirchen“ 
einnehmen, wird die Sache komplizierter.

Der Islam hat sich vor allem im Verlauf der Zuwanderung 
von Arbeitnehmern und Flüchtlingen zur drittgrößten Glau-
bensgemeinschaft neben den beiden großen christlichen 
Konfessionen entwickelt. Zu diesem Entwicklungsprozess 
gehört, dass sich gerade in einer Großstadt wie Berlin islami-
sches Leben diversifiziert und emanzipiert. Während noch vor 
einem Jahrzehnt in islamischen Glaubensangelegenheiten der 
Hauptansprechpartner die türkische Religionsbehörde war, so 
hat sich dies inzwischen gewandelt. Arabische oder bosnische 
Einwanderer besuchen ihre Moscheegemeinden, sunnitische 
stehen neben schiitischen Gemeinden und Aleviten bekennen 
sich zu ihren eigenen Traditionen, um nur einige Beispiele zu 
nennen. Und hier aufgewachsene junge Muslime der dritten 
Einwanderergeneration treten aus dem Schatten der Hinter-
hofmoscheen ihrer Großeltern und verlangen, dass moderne 
Moscheegebäude sich nicht mehr verstecken, sondern auch 
architektonisch ansprechend im Stadtbild präsent sein müs-
sen. Dass in mehr und mehr Moscheegemeinden Deutsch zur 
Verkehrssprache wird, ist ebenfalls ein Zeichen, dass der Islam 
längst eingebürgert ist.

Das vorliegende Heft gibt einen Überblick über die für Au-
ßenstehende oft unübersichtliche und verwirrende Landschaft 
islamischen Gemeindelebens, das keine so festen Hierarchien 
und Organisationsformen wie etwa die christlichen Kirchen 
kennt. Dass darüber hinaus nicht alle Muslime sich durch Ver-
bände, Gemeinden und Organisationen repräsentiert fühlen, 
dass es Gläubige und eher Religionsferne gibt, erweitert die 
Bandbreite islamischer Vielfalt.

Die Autorinnen und Autoren dieser Arbeit haben mit sehr viel 
Engagement bei den unterschiedlichen islamischen Gemeinden 
und Vereinen recherchiert. Ihre Ergebnisse zeigen deutlich, wie 
dynamisch und vielseitig der Emanzipationsprozess des Islams in 
Berlin ist.

Ich hoffe, dass diese Broschüre den Dialog zwischen Mus-
limen und Nichtmuslimen stärkt, gerade in einer Zeit, in der 
der Islam nicht selten unter den Generalverdacht gestellt wird, 
Sympathie für islamistischen Terror zu nähren.

Günter Piening
Beauftragter des Senats für Integration und Migration
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Islamisches 
Gemeindeleben 
in Berlin.
Eine Einleitung 

Riem Spielhaus und Alexa Färber

Berlinerinnen und Berliner muslimischen Glaubens werden in 
öffentlichen Debatten vor allem hinsichtlich ihrer Religionszu-
gehörigkeit wahrgenommen. Sie sind jedoch vielfältig in Kunst 
und Kultur, in Politik und Bildung präsent und aktiv; sie tragen 
als Gewerbetreibende oder Unternehmerinnen und Unterneh-
mer zur Wirtschaft der Stadt bei und engagieren sich in zivil-
gesellschaftlichen Bereichen. Ein Teil von ihnen engagiert sich 
auch in religiösen Vereinen. Diese in Gemeinden verankerten 
Aktivitäten waren Ausgangspunkt dieser Studie und werden 
hier im Zusammenhang sozialer, kultureller, stadträumlicher 
und auf die Individuen bezogener Aspekte dargestellt.

Die vorliegende Broschüre ist Ergebnis einer Studie zu 
islamischen Gemeinden in Berlin. Sie bietet Informationen über 
und gibt Einblicke in die vielfältigen religiösen, sozialen und 
kulturellen Aspekte des islamischen Gemeindelebens. Die ver-
schiedenen Formen des in Berlin gelebten Islam sind Produkt 
und Spiegel der lokalen Anforderungen und Möglichkeiten, 
die die Stadt Menschen mit muslimischem Hintergrund bietet. 
Diese Wechselwirkungen und die Vielfalt islamischen Lebens 
werden in den folgenden Artikeln beleuchtet. Dazu zählen die 
migrationshistorischen wie die aufenthalts-, miet- und bau-
rechtlichen Fragen, aber auch eine Kultur der Kommunikation 
zwischen städtischen Institutionen und islamischen Vereinen. 
Schließlich ist das islamische Leben in Berlin nicht losgelöst 
von den Effekten medialer Darstellung „des Islams“ auf lokaler, 
nationaler und globaler Ebene zu verstehen.

Die Publikation versammelt die Beiträge von Autorinnen 
und Autoren, die sich auf der Grundlage der gemeinsamen 
empirischen Untersuchung und eigener Forschungen mit 
einzelnen Aspekten des islamischen Gemeindelebens befasst 
haben. In drei „Spannungsfeldern“ thematisieren sie unter-

Türk Şehitlik Camii 
Şehitlik Moschee 
Neukölln 
Foto: Hans-Georg Gaul
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in erster Linie einen Gebetsraum zur Verfügung stellen und nur 
einen kleineren Teil ihrer Räumlichkeiten anderen Aktivitäten 
widmen (20) oder aber andere, die umgekehrt schwerpunkt-
mäßig Kulturzentren und/oder Bildungszentren sind und dabei 
auch über einen Gebetsraum verfügen (10). Unabhängig davon 
gibt es temporär genutzte Räumlichkeiten, wie den Sportraum 
in der Technischen Universität Berlin, der sich wöchentlich zum 
Freitagsgebet in einen Gebetsraum verwandelt. Zum anderen 
verstehen die Gemeinden im Bereich des mystischen Islams ihre 
Gebetsräume zum Teil als Zawya, Tekke, Dergäh, die nicht mit 
den oben genannten Elementen für das Freitagsgebet ausgestat-
tet sind (3). Die Aleviten betreiben einen Gebetsraum und als 
Gemeindezentrum ein Cemhaus, Cem evi (2). 

Der Großteil der Einrichtungen, die wir in unserer Recher-
che ermittelt haben, wird von einem einzigen Verein betrieben, 
wobei einige ihre Räumlichkeiten zudem weiteren Vereinen zur 
Verfügung stellen (z.B. das Islamische Kulturzentrum der Bosni-
aken mit insgesamt sieben Nutzern, wie dem Schachverein, dem 
Kriegsopferverein oder dem Verein traumatisierter Frauen etc.). 

Datenerhebung für die Studie

Die vorliegende Arbeit bietet einen Überblick über die Diver-
sität und vor allem die Veränderungen islamischen Lebens 
in Berlin in den vergangenen acht Jahren. Sie knüpft an eine 
Untersuchung der früheren Ausländerbeauftragten des Berliner 
Senats aus dem Jahr 1998 an (Jonker/Kapphan 1999). Im 
Vergleich zur damaligen Situation der islamischen Gemeinden 
zeigt sich heute, welchen Weg sie als Teil der religiösen und 
soziokulturellen Landschaft Berlins eingeschlagen haben, inwie-
weit sie inzwischen etabliert und anerkannt sind.

Das Untersuchungsfeld wird mittlerweile von zahlreichen 
Akteuren aus Wissenschaft, Journalismus, Quartiersmanage-
ment und vielen anderen Bereichen kontinuierlich bearbeitet. 
Das 2003 erschienene Handbuch „Religionen in Berlin“ stellt 
nahezu alle Berliner Gebetsräume einzeln auf und liefert jeweils 
zahlreiche Hintergrundinformationen. Es liegen zwei Kom-
munalanalysen für die Bezirke Kreuzberg-Friedrichshain und 
Mitte-Tiergarten aus den Jahren 2003 und 2004 vor, worin die 
Arbeit einzelner Vereine und Verbände dargestellt und thema-
tisch eingebettet wird. Hier wie auch im Bericht des Berliner 
Verfassungsschutzes liegt der Schwerpunkt jeweils auf Demo-
kratie gefährdenden Tendenzen bzw. Strömungen.

schiedliche gesellschaftliche Konstellationen, in denen islami-
sche Gemeinden in Berlin ihre Position suchen, äußern und 
verteidigen: 
z Migration, Religion und Repräsentation 
z Vielfalt religiöser Praxis
z Präsenz in der Stadt 

Weiterhin liefern die im Anhang aufgeführten und nach 
Bezirken sortierten Adressen der Moscheen, Gebetsräume und 
islamischen Vereine sowie weiterführende Literaturhinweise 
Informationen und Kontaktmöglichkeiten.

Islamische Gemeinden in Berlin

In Deutschland ist das islamische Gemeindeleben vor allem in 
der Form von eingetragenen Vereinen organisiert. Mithilfe dieser 
Organisationsstruktur können Imame beschäftigt, religiöse 
Grundbildung für muslimische Kinder und Jugendliche angebo-
ten und vor allem Gebetsräume zur Verfügung gestellt werden. 
Diese Orte stehen häufig im Zentrum des Gemeindelebens, was 
die arabischen und türkischen Bezeichnungen dafür ausdrücken: 
Das Zusammenkommen (arab.: djama’a) und das gemeinsame 
Gebet finden in der Djami’a (arab.), Cami (türk.) statt und bezie-
hen sich auf die so genannten Freitagsmoscheen, in denen die 
Freitagspredigt stattfindet und die mit Kanzel, Minbar, Predigt-
stuhl, Kursi und Gebetsnische, Mihrab ausgestattet sind. Masdjid 
(arab.) und Mescid (türk.) bezeichnen dagegen den Gebetsraum 
für alltägliche Pflichtgebete, der jedoch nicht  immer für das Frei-
tagsgebet ausgestattet ist. Für beide gilt, dass sie erst durch das 
Gebet religiöse Bedeutung erlangen. In Berlin sind wie in vielen 
europäischen Städten islamische Gebetsorte nicht nur Orte des 
Gebets und der spirituellen Betreuung, sondern gleichermaßen 
soziale Treffpunkte, Bildungsstätte und Anlaufstellen, die ihren 
Besuchern praktische Lebenshilfe bieten.

Die Vielfalt der islamischen Gebetsräume Berlins reicht von 
ausschließlich für das Gebet genutzten Räumlichkeiten über 
Koranschulen bis hin zu Kultur- und Bildungszentren, zu de-
nen unter vielem anderen auch der Gebetsraum gehört. 

Das Spektrum der in die Erhebung einbezogenen, religiösen isla-
mischen Orte umfasst zum einen repräsentative Moscheebauten 
(3) und Räumlichkeiten, die in eine Moschee umfunktioniert 
wurden (77). Diese Moscheen lassen sich in Orte aufteilen, die 
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Als Grundlage für eine aktuelle Übersicht über die Adressen 
der Moscheen und Gebetsräume dienten die Adressliste der 
Publikation von 1999, die oben genannten Publikationen, das 
Internet, arabischsprachige Quellen wie das monatlich erschei-
nende Blatt „al-dalil“ sowie deutsch- und türkischsprachige 
Flyer. Schließlich haben wir in den Interviews weitere Gebets-
räume erfragt und die genauen lokalen Kenntnisse einzelner 
Quartiersmanager herangezogen. Die in den Medien kursie-
rende Zahl von 120 eingetragenen islamischen Vereinen, deren 
Quelle das Jahrbuch 2005 des Statistischen Landesamtes Berlin 
war, können wir nach dieser umfassenden Recherche nicht 
bestätigen. 

In einem zweiten Schritt haben wir umfassende, mehrere 
Stunden dauernde Interviews mit Vertretern von über 40 isla-
mischen Gemeinden anhand eines detaillierten Gesprächsleit-
fadens geführt, das heißt mit der Hälfte der uns bekannten Verei-
ne. Eine Auswahl schien uns deshalb vertretbar, weil eine Reihe 
der Moscheevereine in einem Berliner Dachverband organisiert 
ist (33) und uns in diesen Fällen die zentralen Repräsentanten 
des Verbands Auskunft über ihre Mitglieder geben konnten. Na-
hezu alle weiteren Moscheen haben wir im Rahmen der Unter-
suchung besucht und dort in kürzeren Gesprächen ergänzende 
Informationen zusammengetragen. Die Autorinnen und Autoren 
der Artikel haben darüber hinaus themenspezifische, vertiefende 
Gespräche mit Vertreterinnen und Vertretern der Gemeinden 
und dem weiteren städtischen Umfeld geführt. 

Aspekte des Gemeindelebens: Konfliktfelder zwischen Pluralisie-
rung und Generationenwechsel
Ziel der Befragung war es, sowohl die Besonderheiten islami-
schen Lebens in Berlin herauszuarbeiten als auch zu generali-

sierbaren Aussagen über Moscheevereine und Gebetsräume in 
Berlin zu gelangen. 

In sechs Themenkomplexen haben sich Veränderungen 
abgezeichnet: 

Die Rolle der Dachverbände für die Moscheen
Lediglich die Hälfte der Moscheevereine ist in einem der fünf 
Dachverbände organisiert. Nahezu 50 Prozent der Berliner Mo-
scheegemeinden sind in dieser Hinsicht unabhängig. Dies liegt 
vor allem daran, dass die meisten in den vergangenen zehn Jah-
ren gegründeten Moscheevereine keinem Dachverband angehö-
ren, wie Riem Spielhaus in ihrem Beitrag darstellt. Die Berliner 
Dachverbände (IFB, DITIB und VIKZ) zählen ausschließlich tür-
kischsprachige Moscheevereine zu ihren Mitgliedern. Allein der 
relativ lose Moscheezusammenschluss IBMUS (Initiative Berliner 
Muslime) bringt Moscheen unterschiedlicher Sprachgruppen 
zusammen. Ein berlinweiter Zusammenschluss von Moscheen ist 
nicht absehbar.

Kommunikation mit der Verwaltung
1998 war die Kommunikation zwischen Verwaltung und 
Moscheevereinen noch als äußerst eingeschränkt beschrieben 
worden. In der Befragung 2006 gaben 80 Prozent der befrag-
ten Moscheevereine an, Kontakte zu öffentlichen Einrichtungen 
zu haben. Kontakte bestehen vor allem auf Bezirksebene, stellt 
Frank Gesemann in diesem Band fest. Sie reichen von Schulen 
über Polizeidienststellen bis zu den Bezirksbürgermeistern, 
von Quartiersmanagements und zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen bis hin zu anderen Religionsgemeinschaften. Auf 
Landesebene sind die Kontakte geringer, wobei vor allem der 
Integrationsbeauftragte und der Innensenator als Gesprächs-

Ayasofya Camii 
Tiergarten 
Foto: Hans-Georg Gaul
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partner genannt werden. Die Berliner Moscheevereine werden 
zunehmend als bedeutende Ansprechpartner für Fragen der 
Sicherheit und der Kriminalprävention, aber auch der Integrati-
ons- und Bildungspolitik wahrgenommen. 

Stadt- und sozialräumliche Aspekte für das Vereinsleben 
16 Jahre nach der Wiedervereinigung sind 99 Prozent der 
islamischen Gebetsräume im Westteil der Stadt angesiedelt, 
obwohl über die Hälfte der Vereine nach 1990 umgezogen sind 
oder gegründet wurden. Dass sich bisher nur ein Gebetsraum 
im Stadtteil Mitte befindet, ist vor allem angesichts der Bewe-
gung im Immobilienmarkt nach der Wende im Ostteil der Stadt 
bemerkenswert. 

Nur ein Teil der Moscheen und Gebetsräume wird von 
direkten Anwohnerinnen und Anwohnern besucht. Häufig trifft 
dies auf die Gemeinden der großen Verbände zu, die sich in 
nahezu jedem Westberliner Stadtteil finden. Darüber hinaus 
sind ethnische, sprachliche und nur zum Teil milieuspezifische 
Faktoren ausschlaggebend dafür, welche Gemeinde besucht 
wird. Aus jeweils unterschiedlichen Perspektiven beschreiben 
Andreas Kapphan und Reinhard Fischer das Konfliktpotenzial 
der stadträumlichen Verteilung der Vereine und ihrer Partizi-
pation in der Nachbarschaft und thematisieren Lösungsstra-
tegien. Es bietet sich an, von Kiez- und Stadtteilmoscheen zu 
sprechen, die vermehrt in Quartieren mit einem relativ hohen 
Anteil von Zugewanderten aus mehrheitlich muslimischen 
Ländern zu finden sind. Sie sind von den Moscheen der we-
niger stark vertretenen religiösen Richtungen oder ethnischen 
Gruppen zu unterscheiden, deren Besucherinnen und Besucher 
gezielt aus der ganzen Stadt dorthin kommen. Für die Auswahl 
eines geeigneten Standortes ist schließlich das Kriterium der 

Erreichbarkeit ausschlaggebend, weshalb viele Gebetsräume 
in direkter Nachbarschaft zu öffentlichen Verkehrsmitteln bzw. 
sogar Verkehrsknotenpunkten liegen. 

Die ökonomische Situation der Vereine
Einige Moscheevereine befinden sich heute in einer schlechte-
ren finanziellen Lage als noch vor acht Jahren, weil viele ihrer 
Besucher von Arbeitslosigkeit betroffen sind oder als Unter-
nehmer unter der angeschlagenen wirtschaftlichen Situation 
Berlins leiden. Trotzdem erweisen sie sich häufig als kompe-
tente städtische Akteure, wie Alexa Färber in ihrem Beitrag 
nachweist. Fast die Hälfte der islamischen Vereine ist in den 
vergangenen acht Jahren umgezogen, eine Reihe von Gemein-
deräumen wurde in Eigentum der Gemeinde oder des Dach-
verbandes überführt. In einigen Fällen gestaltet sich die Suche 
nach Räumlichkeiten für einen islamischen Gebetsraum jedoch 
als schwierig, weil das Anliegen auf Seiten der Vermieter oder 
der Bezirksverwaltung auf Ablehnung stößt.

Viele Moscheevereine wünschen sich ganz allgemein eine 
finanzielle Unterstützung ihrer Aktivitäten sowie mehr Ver-
ständnis für ihre räumlichen Probleme und baulichen Pläne: Als 
konkrete Maßnahmen, die unterstützt werden sollten, nennen 
sie insbesondere soziale Projekte wie Deutsch- und Computer-
kurse, Hausaufgabenbetreuung, Nachhilfeunterricht, Eltern-, 
Familien-, Frauen- und Jugendarbeit sowie Bildungsangebote. 
Die Gespräche mit einzelnen Vertretern der Bezirksverwaltung 
haben gezeigt, dass der Wunsch nach finanzieller Unterstützung 
im Bereich sozialer Angebote nicht unbedingt als Integrations-
bereitschaft gewertet wird (siehe Frank Gesemann in diesem 
Band). 



9

Gestaltung des Gemeindelebens 
Knapp 90 Prozent der Gebetsräume gehören zu den un-
terschiedlichen Richtungen des sunnitischen Islams (72). In 
Berlin haben sich jedoch auch zwei Gemeinden der Aleviten, 
7 schiitische Gemeinden und zwei Ahmadiyya-Gemeinden 
etabliert. Insgesamt kann eine Pluralisierung der Vereine festge-
stellt werden. Dies gilt nicht nur für die gestiegene Zahl nicht 
verbandlich organisierter Vereine, sondern auch innerhalb der 
einzelnen religiösen Ausrichtungen hat sich die Bandbreite 
vergrößert: Die Zahl der schiitischen Gemeinden ist gestiegen, 
und auch die sunnitisch-sufistische Richtung hat an Gewicht 
gewonnen. Dabei wird der sufistische Islam in der Öffentlich-
keit kaum wahrgenommen, wie Ute Falasch darlegt, obwohl 
sich einige Gemeinden als besonders kommunikativ erweisen. 

Die spirituellen, kulturellen und sozialen Aktivitäten von 
islamischen Vereinen richten sich mit dem Freitagsgebet, 
Seelsorge, Koranunterricht und Lesezirkeln sowie Beratung und 
Bildungseinrichtungen u. Ä. an alle Altersgruppen. 

Mit ihren Angeboten stehen die Vereine nicht selten in 
Konkurrenz zu staatlichen Einrichtungen. Dabei ist vor allem das 
Feld der Jugendarbeit zu nennen. Jeanine Dağyeli zeigt einige 
Beispiele dafür auf, mit welchen Angeboten islamische Vereine 
versuchen, Jugendlichen eine Perspektive in dieser Gesellschaft 
zu vermitteln. Gleichzeitig gibt es neue islamische Akteure, 
zunehmend aus der zweiten Generation, die sich in diesem Feld 
mit eigenen Vorstellungen entweder in die Gemeinden oder 
aber im Gegenteil unabhängig von ihnen in neuen Gruppen 
einbringen. Es lässt sich ein wachsendes Engagement von Mus-
liminnen beobachten: Die Hälfte aller Gemeinden verfügt über 
Frauenräume, sie sind verstärkt in Vorständen vertreten. In vielen 
Veranstaltungen zu gesellschaftspolitischen Themen Berlins sind 
sie aktive Diskussionsteilnehmerinnen. Dass diese Emanzipati-
onsprozesse nicht immer reibungslos verlaufen, stellen Synnøve 
Bendixsen und Riem Spielhaus in ihren Beiträgen dar.

Insgesamt lässt sich feststellen, dass der deutschen Sprache 
im Gemeindeleben eine stärkere Bedeutung zukommt als noch 
vor acht Jahren. Dies schildert Melanie Kamp mit Blick auf Ima-
me und Irka Mohr in Bezug auf den Koranunterricht: Viele Ima-
me erachten es heute als notwendig, Deutsch zu beherrschen, 
um auf die Bedürfnisse der Gemeinden eingehen zu können 
– die dies auch einfordern. Außerdem wird in den Gemeinden 
seit einigen Jahren eine Debatte um die angemessene Unter-
richtssprache für religiöse Erziehung geführt, wobei sich derzeit 
eine Tendenz für die Verwendung von Deutsch abzeichnet. 

Professionalisierung 
Die Moscheevereine haben sich in den vergangenen Jahren 
hinsichtlich der Gemeindeorganisation und der Außenkommu-
nikation professionalisiert. Dies ist durch eine stärkere Struk-
turierung von Arbeitsabläufen und Zuständigkeiten gelungen 
und durch die Einstellung von hauptamtlichen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern in den Moscheegemeinden. Trotzdem ist 
der Anteil ehrenamtlicher Arbeit weiterhin beträchtlich.

Gewachsen ist auch die Anzahl von Moscheen mit Deutsch 
sprechenden Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartnern, in 
einigen Fällen gibt es einen Ausschuss für Öffentlichkeitsarbeit. 
Dieser ist bemüht, ein kohärentes Bild des Vereins nach außen 
zu vermitteln und dient als Bindeglied zu Gemeindevertretern, 
die kein Deutsch sprechen. 

Die Möglichkeit, die eigene Moschee präsentieren zu kön-
nen, wurde in den Umfragen zumeist als eine Chance betrach-
tet, um den als vorwiegend negativ empfundenen Mediendar-
stellungen die eigene positive Selbstsicht entgegenzusetzen. 
Gerade in den vertiefenden Gesprächen wurde auch auf Defizite 
der eigenen Arbeit hingewiesen (z. B. in der Jugendarbeit), bzw. 
Kritik mit Blick auf die Organisation der Gemeinde oder andere 
islamische Vereine geäußert. Lediglich zwei von über sechzig 
angefragten Moscheen wollten kein Gespräch führen oder ihre 
Gebetsräume nicht zeigen.

Polarisierung des Diskursfeldes Islam
Besonders seit dem 11. September 2001 fallen Selbst- und 
Fremdwahrnehmung islamischer Vereine stark auseinander. 
Welche Folgen dies für die Findung und Kommunikation eige-
ner Positionen hat, schildert Gerdien Jonker in dem Interview, 
das Günter Piening mit ihr für diese Publikation geführt hat. 
Während die Moscheevereine sich als Teil der Stadtgesellschaft 
wahrnehmen, werden sie in der Öffentlichkeit immer wieder mit 
dem internationalen islamischen Fundamentalismus in Bezie-
hung gesetzt und sollen sich dazu positionieren.

Das im Nachgang des 11. September aufgehobene Religi-
onsprivileg ermöglichte das Verbot islamischer Vereine, wovon 
in Berlin eine Moschee betroffen war. Allerdings beschreiben 
viele Akteure in diesem Feld, dass sie sich einem Generalver-
dacht ausgesetzt sehen.

Dennoch trafen wir in der Regel auf Verständnis für das 
öffentliche Interesse daran, wie das islamische Leben in Mo-
scheen organisiert ist, und auf eine große Bereitschaft, uns die 

Al-Nur Moschee
Neukölln 
Foto: Hans-Georg Gaul
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eigene Sicht der Dinge mitzuteilen. Letztlich führten uns ehren-
amtliche Vereinsmitglieder meist gern durch die an zahlreichen 
Wochenenden und Abendstunden renovierten und eingerich-
teten Gebetsräume und berichteten über ihre Bemühungen, 
ein erfülltes Gemeindeleben zu gestalten.

Insgesamt ist in den vergangenen Jahren der Erfahrungs-
schatz gewachsen, sich als islamischer Verein u.a. in diesem 
polarisierten Diskursfeld zu präsentieren. Unserem forschenden 
Interesse gegenüber verschaffte sich deshalb teils auch Skepsis 
Ausdruck, denn viele Repräsentanten von Moscheevereinen, so 
unser Eindruck nach der Umfrage, wissen auch um das Risiko, 
die eine öffentliche, mediale Repräsentation ihrer Interessen mit 
sich bringt. Einige Vereine schätzen eigene Äußerungen in der 
Vergangenheit als unprofessionell ein, haben schlechte Erfahrun-
gen mit Journalisten gemacht und berichteten von vergeblichen 
Bemühungen um Kontaktaufnahme oder gar Zusammenarbeit 
mit Berliner Behörden.

Die in den Zeitraum unserer Studie fallenden Konflikte in 
Berlin-Heinersdorf um den Neubau einer Moschee wären u.a. 
ohne diesen polarisierten Hintergrund nicht denkbar. Hartmut 
Häußermann weist darauf hin, dass der Bau von Moscheen und 
die damit einhergehende Sichtbarkeit im Stadtraum auf symbo-
lischer Ebene nachvollzieht, was in der Stadtgesellschaft bereits 
eine Tatsache ist. Trotzdem verschmelzen in den so genannten 
Moscheebaukonflikten soziale und kulturelle Unterschiede zu 
einem bedrohlichen Szenario, in dem die Moschee bzw. der 
geplante Bau einer Moschee jene Unterschiede als religiöse 
Differenz verkörpert. Am Beispiel von Kreuzberg weist Uli Bahr 
dagegen einen lokalen Lernprozess in der Bewältigung dieser 
Konflikte nach, der eine versachlichte Aushandlung ermöglicht. 
In diesem Sinne möchten wir der weiterhin häufig undifferen-

zierten Kontroverse um den Islam in Berlin und Deutschland  
in den Artikeln und in Form von Statements einzelner Repräsen-
tanten aus dem religiösen, städtischen, parteipolitischen und 
zivilgesellschaftlichem Spektrum Berlins einen differenzierten 
kontroversen Raum entgegenstellen.

Danksagung

Unser Dank gilt den Autorinnen und Autoren der hier versam-
melten Artikel sowie den Personen, die mit einem Statement 
zur Perspektivenvielfalt dieser Publikation beigetragen haben. 
Franziska Kleiner und Daniel Winkler haben uns bei der Um-
frage unterstützt, Dirk Gebhardt und Martin Schweser haben 
unsere Ergebnisse in Karten übersetzt, Susanne Boeden hat sie 
in Zahlen und Tabellen verwandelt, Hans-Georg Gaul hat seinen 
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uns geteilt – dafür möchten wir ihnen danken. Besonderer Dank 
gilt den Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartnern in und 
um Berliner Moscheen und islamische Vereine, aus der Zivilge-
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Vor der Moschee nach 
dem Gebet 
Mescidi Aksa Camii
Wedding
Foto: Daniel Winkler



11

Migration, Religion 
und Repräsentation



12  Migration, Religion und Repräsentation

Muslime bedienen sich in Deutschland der Vereinsform, um 
sich eine Organisationsstruktur zu verleihen, die den deutschen 
Verwaltungsanforderungen entspricht. Auch in Berlin werden 
deshalb die meisten Gebetsräume von Vereinen getragen. Den 
rechtlichen Anforderungen entsprechend haben sie mindestens 
sieben Gründungsmitglieder, aber selten geht die Zahl der 
formellen Mitglieder darüber hinaus. Es wird unterschieden 
zwischen Vereinsmitgliedern, die Mitbestimmungsrechte z.B. bei 
der Wahl des Vorstands besitzen, und Personen, die die religi-
ösen und darüber hinausgehenden Angebote von Gemeinden 
nutzen. Über die jeweilige Anzahl liegen lediglich Schätzungen 
vor. Der Besuch des Gebetsraums und das aktive Engagement im 
Verein sind nur in Ausnahmefällen an eine Mitgliedschaft gebun-
den. Unterhalb der Vereinsstruktur gibt es zahlreiche Initiativen, 
Projekte, Gesprächs- und Lektürekreise, die nicht vereinsrechtlich 
organisiert sind.

Muslimische Gläubige nehmen sich bisher kaum als Gruppe 
wahr

Musliminnen und Muslime in Deutschland beginnen erst seit 
relativ kurzer Zeit, sich miteinander zu identifizieren oder sich 
als eine zusammengehörige Gemeinschaft wahrzunehmen. Na-
tionale, ethnische und sprachliche Barrieren bildeten bisher die 
Grundlage für das Gemeinschaftsgefühl in ihren Organisationen 
und im Alltagsleben. Die Entwicklung hin zur Selbstwahrneh-
mung als muslimische Gemeinschaft wird durch die Außenwahr-
nehmung als eine homogene Gruppe verstärkt.

Die Etablierung islamischer Organisationsstrukturen (ca. in 
den Jahren 1970 – 85) war dagegen eher von Abgrenzungsten-
denzen und der Herausbildung miteinander konkurrierender 

Riem Spielhaus

Organisations-
strukturen islamischer 
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oder einander ignorierender Vereine und Verbände gekennzeich-
net. Nach einer Konsolidierungsphase sind erst in den vergange-
nen zehn Jahren Bemühungen zur Vereinigung mit dem Ziel der 
gemeinsamen Interessenwahrnehmung gegenüber Staat und 
Gesellschaft festzustellen. Denn die Gemeinden sehen sich vor 
die Herausforderung gestellt, dass für die Interessenvertretung 
starke Repräsentanten vonnöten sind. Aus Verwaltungspers-
pektive ist der Umgang mit einer großen Vielfalt von Akteuren 
impraktikabel, und daraus leitet sie die Forderung nach einem 
Ansprechpartner auf muslimischer Seite ab.

Im Februar 2005 begannen einige große islamische Verbän-
de Beratungen über den Zusammenschluss zu einem Spitzen-
verband, der die organisierten Muslime in Deutschland vertre-
ten kann und von der Bundesregierung als Ansprechpartner 
anerkannt wird. Derzeit scheinen diese Bemühungen vorerst zu 
ruhen.

Auf Landesebene haben sich in den vergangenen Jahren 
bereits fünf solcher Spitzenverbände gebildet, die die Vertretung 
der Muslime in Glaubensangelegenheiten gegenüber den Lan-
desregierungen anstreben, bspw. die „Schura Niedersachsen“ 
und die „Islamische Religionsgemeinschaft Hessen“. Dort hat 
insbesondere die Forderung der Landesregierungen nach einem 
Ansprech- und Vertragspartner für die Einrichtung eines islami-
schen Religionsunterrichts zur Herausbildung einer Vertretung 
geführt. Seit der Einführung des Islamunterrichts durch die IFB 
besteht in Berlin ein solcher Entscheidungsdruck, der andernorts 
zur Einigung geführt hat, nicht. Hier zeichnet sich bisher keine 
Entstehung einer solchen Vereinigung ab. Die Moscheen in 
türkischen Landesverbänden haben sich seit 1999 sogar um vier 
Vereine verringert. Ein erster überethnischer recht loser Berliner 
Zusammenschluss ist entstanden.

Moscheen und Gebetsräume in Berlin 
seit 1928 

z 1920er Jahre Bau eines Andachtsraums 
auf dem Gelände des türkischen Fried-
hofs am Columbiadamm und der ersten 
Moschee der Ahmadiyya Gemeinde in der 
Brienner Straße im Bezirk Wilmersdorf
z Ende der 1960er Jahre erste Gemeinden 
Berliner „Gastarbeiter“ mit Gebetsräumen 
in Wohnungen
z seit den 1970ern Ausdifferenzierung 
der Gemeindelandschaft sowie ihrer reli-
giösen, sozialen und kulturellen Angebote
z in den 1980er Jahren Zusammenschlüs-
se von Moscheevereinen zu Verbänden 
(DITIB, IFB, VIKZ u.a.) 
z 1980er bis Mitte der 1990er Jahre 
religiöse und ethnische Pluralisierung der 
islamischen Vereinslandschaft
z ab Mitte der 1980er mehrere Initiativen 
zum Bau repräsentativer Moscheen, 
1992 Bau der dritten Berliner Moschee 
(in Spandau)
z 1999 ca. 70 Moscheen und Gebets-
räume
z 2006 exisitieren 76 Moscheen, 4 isla-
mische Gebetsräume, ein Cemevi sowie 
2 Moscheevereine ohne Räumlichkeiten
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Dachverbände islamischer Gemeinden

In den 1980er Jahren schlossen sich in 
Berlin und deutschlandweit zahlreiche 
islamische Vereine zu Dachverbänden 
zusammen. Die vier wichtigsten religiösen 
Organisationen von Zugewanderten aus 
der Türkei verfügen bundesweit über Zu-
sammenschlüsse auf Landesebene, auch 
Dachverbände genannt. In Berlin sind 
folgende Verbände vertreten:

DITIB

DITIB ist die Kurzbezeichnung der größ-
ten türkisch-islamischen Organisation in 
Deutschland und steht für den türkischen 
Vereinsnamen „Diyanet Íşleri Türk Íslam 
Birliği“ (Übers.: Türkisch Islamische Union 
der Anstalt für Religion e.V.). Der Berliner 
Dachverband wurde 1982 gegründet, 
der bundesweite mit Sitz in Köln 1984. 
Der Verband unterhält enge Beziehungen 
zum türkischen Staat über das „Präsidium 
für Religionsangelegenheiten“ und die 
Türkische Botschaft in Deutschland. Durch 
die DITIB werden beim türkischen Staat 
angestellte Imame für einen begrenzten 
Zeitraum in die Mitgliedsgemeinden 
vermittelt

IFB 

Die „Islamische Föderation Berlin“ wurde 
1980 als Dachverband für Moschee-, Ju-
gend- und Frauenvereine gegründet. Die 
IFB zeichnet sich durch eine umfassende 
Infrastruktur mit umfangreichen Angebo-
ten für islamische Vereine aus. Dazu zählt 
der Verein „Islam Vakfi “ für Finanz- und 
Immobilienverwaltung sowie Bildungs-
einrichtungen. Seit ihrer Entstehung 
bemühte sie sich darum, islamischen 
Religionsunterricht an staatlichen Schulen 
anbieten zu dürfen, was sie mit der An-
erkennung als Religionsgemeinschaft am 
4.11.1998 durch das OVG Berlin erreichte. 
Es gibt zwischen den Moscheen der IFB 
und dem Verband IGMG partielle Koo-
perationen, wie z.B. bei der Organisation 
von Pilgerfahrten und anderen religiösen 
Dienstleistungen, die die IFB nicht selber 
anbieten kann.

IGMG

Die erste Vorgängerorganisation der „Is-
lamischen Gemeinschaft Milli Görüş e.V.“ 
entstand 1976 unter dem Namen „Avrupa 
Milli Görüş Teskilati e.V.“/„Vereinigung 
Neue Weltsicht in Europa e.V.“ (AMGT) 
in Berlin. Unter dem Namen „Islamische 
Gemeinschaft Milli Görüş“/„Islamische 
Gemeinschaft Neue Weltsicht“ wurde der 
bundesweit tätige Verband 1995 gegrün-
det. Den Angaben der IGMG-Geschäfts-
stelle zufolge hat der Verband offi ziell kei-
ne Mitgliedsmoscheen in Berlin, was von 
Experten wiederum bestritten wird. Die 
IFB in Berlin hat sich juristisch dagegen 
abgesichert, mit der IGMG in Verbindung 
gebracht zu werden.

ADÜTDF/TF

Die „Türkische Föderation Berlin“ bzw. 
„Türk Federasyon Berlin“ gehört der 1978 
gegründeten Föderation der „Türkisch-
demokratischen Idealistenvereine in 
Europa e.V.“ an. Die Zentrale befi ndet 
sich in Frankfurt/M. Der Verband wird 
als Auslandsorganisation der „Türkischen 
Partei der nationalistischen Bewegung“ 
(MHP) eingeschätzt und nach deren Sym-
bol häufi g „Graue Wölfe“ genannt. Sie ist 
durch die Idee der Türkisch-islamischen 
Synthese geprägt.

Anzahl der in Landes-
verbänden organisierten 
Moscheevereine in Berlin 
1999 und 2006
Stand Juni 2006
Zwei der IFB-Moscheever-
eine sind derzeit auf der 
Suche nach Räumlich-
keiten.
Durch Austritte, Schlie-
ßungen und Zusammen-
legungen, aber auch 

zwei Neugründungen, 
hat sich die Anzahl der 
Mitgliedsmoscheen der 
türkischen Dachverbände 
in den vergangenen acht 
Jahren insgesamt um 
vier Moscheevereine auf 
35 verringert. Mit IBMUS 
etablierte sich zudem ein 
überethnischer, jedoch 
relativ loser Zusammen-
schluss.

1999

2006

Anzahl der 
Mitglieds-
moscheen

14
13
12
11
10

9
8
7
6
5
4
3
2
1
0

VIKZ             IFB              DITIB           ADÜTDF        IBMUS           Landesverbände
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VIKZ

Der „Verband der Islamischen Kulturzen-
tren“ wurde 1973 in Köln gegründet und 
etablierte sich 1976 in Berlin. Der stark 
hierarchisch strukturierte Verband kann 
als mystische Laienbewegung bezeich-
net werden. Im Zentrum der Aktivitäten 
steht die Bereitstellung von Bildungsan-
geboten. Er war Gründungsmitglied der 
beiden Spitzenverbände „Islamrat für 
die Bundesrepublik Deutschland“ und 
„Zentralrat der Muslime in Deutschland“. 
Aus beiden trat er nach einigen Jahren 
wieder aus.

VIKZ-Gemeinden: 9

Gemeinden in ZMD/VIGB: 1

Gemeinden im IR/IRAB: 4

Gemeinden im IR: 12

AMJ-Gemeinde: 1
Gemeinden der Jama‘at un Nur: 1
Gemeinden in der ADÜTDF: 2
Gemeinden in der AABF: 1
DITIB-Gemeinden: 12

Gemeinden ohne Verbands-
zugehörigkeit: 40

Verbandszugehörigkeit auf 
Bundesebene
Stand Juni 2006
In der Statistik sind die 76 
Moscheen, 4 islamischen 
Gebetsräume und das 
Cem evi sowie 2 Moschee-
vereine ohne Räumlichkei-
ten Berlins erfasst.
Insgesamt sind 43 isla-
mische Vereine Berlins in 
Dachverbänden und 17 
Vereine über ihre Dach-
verbände in den Spitzen-
verbänden IR oder ZMD 
organisiert und werden 
damit auf Bundesebene 
vertreten.

AABF Föderation der
Alevitengemeinden in 
Deutschland
ADÜTDF Türkische Föde-
ration
AMJ Ahmadiya Muslim 
Jamaat Deutschland 
DITIB Türkisch Islamische 
Union der Anstalt für 
Religion
IR Islamrat für die         
Bundesrepublik Deutsch-
land
IRAB Islamischer Rat der 
Ahlul Beyt
VIGB Vereinigung Isla-
mischer Gemeinden der 
Bosniaken in  Deutschland
VIKZ Verein Islamischer 
Kulturzentren
ZMD Zentralrat der Musli-
me in Deutschland
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DITB-Gemeinden: 12

IFB-Gemeinden: 12

VIKZ-Gemeinden: 9

IBMUS-Gemeinden: 4

ADÜTDF-Gemeinden: 2

Gemeinden ohne
Verbandszugehörigkeit: 44

DITIB Türkisch Islamische 
Union der Anstalt für 
Religion
IFB Islamische Förderation 
Berlin
IBMUS Initiative Berliner 
Muslime
VIKZ Verband Islamischer 
Kulturzentren
ADÜTDF Türkische 
Föderation

Verbandszugehörigkeit auf 
Landesebene
Stand Juni 2006
In der Statistik sind die 76 
Moscheen, 4 islamischen 
Gebetsräume und das 
Cem evi sowie 2 Moschee-
vereine ohne Räumlichkei-
ten Berlins erfasst. Weniger 
als 50% der islamischen 
Gemeinden Berlins sind 
Mitglied in einem Berliner 
Dachverband.
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Berlinspezifi sche Zusammenschlüsse

Islamische Religionsgemeinschaft e.V.

Die Islamische Religionsgemeinschaft 
wurde 1990 im Ostteil der Stadt gegrün-
det und noch durch die DDR-Regierung 
anerkannt. Daraus leitet die Gemeinschaft 
einen fortbestehenden Status als Körper-
schaft des öffentlichen Rechts ab – dies 
wird von der Berliner Senatsverwaltung 
jedoch bestritten. Sie besteht aus der IFB, 
deren Moscheevereinen und dem „Islam 
Vakfi “ sowie fördernden Mitgliedern.

IBMUS

Die 1994 gegründete „Initiative Berliner 
Muslime“ ist ein relativ loser Zusammen-
schluss von acht islamischen Vereinen, 
davon vier Moscheen. Die Zusammenar-
beit besteht in Form einzelner gemeinsa-
mer Initiativen wie der Berliner Islamwo-
che. Als Ziel ihrer Arbeit beschreibt die 
Initiative die Förderung des Dialogs der 
Muslime Berlins mit allen Teilen der Ge-
sellschaft und die Schaffung eines Forums 
der innergemeindlichen Begegnung. 
Auch für den Aufbau einer bundesweiten 
Vertretung der Muslime in Deutsch-
land engagiert sich IBMUS. Es bestehen 
Kontakte zum Zentralrat der Muslime in 
Deutschland, in dem IBMUS jedoch kein 
Mitglied ist.

Spitzenverbände auf Bundesebene
z Der Zentralrat der Muslime in Deutsch-
land e.V. (ZMD)
z Der Islamrat für die Bundesrepublik 
Deutschland (IR)
Als Zusammenschlüsse von islamischen 
Dachverbänden verstehen sich bei-
de Spitzenverbände als gemeinsames 
Beschlussorgan und Sprachrohr muslimi-
scher Gläubiger in der Bundesrepublik. 
Als solche streben sie die volle Anerken-
nung auf bundespolitischer Ebene an. Die 
Zusammenarbeit zwischen beiden hat 
sich in den vergangenen Jahren weiter 
verstärkt und ist seit 1995 durch einen 
Koordinationsrat gesichert.

ZMD

Der Zentralrat der Muslime in Deutsch-
land vereint seit 1995 unter diesem 
Namen islamische Verbände unterschied-
licher Nationalitäten und konfessioneller 

Ausprägungen, aber auch gesellschafts-
politischer Ausrichtungen. Schiitische Ver-
eine sind ebenso wie sunnitische Vereine 
im ZMD vertreten. Seinen Sitz hat er seit 
diesem Jahr in Köln.

IR

Zum „Islamrat für die Bundesrepublik 
Deutschland“ schlossen sich 1986 isla-
mische Dachverbände zusammen. Die 
IGMG ist bis heute das stärkste Mitglied 
des Verbandes. Der Islamrat bemüht sich 
seit seiner Gründung aber bisher erfolglos 
um die Anerkennung als Körperschaft 
öffentlichen Rechts. 

Gemeinden ohne Vertretung auf Landes-
ebene
Weniger als 50 Prozent der islamischen 
Gemeinden Berlins sind Mitglied in einem 
Landesverband. Knapp über die Hälfte 
der Gemeinden sind formal durch bun-
desweite Dach- und Spitzenverbände ver-
treten, 40 jedoch weder auf Landes- noch 
Bundesebene. Viele islamische Vereine 
Berlins vertreten einzelne religiöse bzw. 
ethnische Gemeinden. Daraus ergibt sich 
ihre Singularität in der Vereinslandschaft 
der Stadt. Sie haben unterschiedlich stark 
formalisierte religiöse oder politische Ver-
bindungen zu ähnlichen Gemeinden in 
Deutschland, Europa oder auch weltweit. 
Einige von ihnen sind direkt oder durch 
übergeordnete Verbände in einem der 
Spitzenverbände vertreten. Ihre Vielfalt ist 
in einer solchen Übersicht kaum darzu-
stellen. 

Grob lassen sie sich unterteilen in: 
1a sunnitische Vereine mit Mitgliedern 
türkischer, arabischer, bosnischer oder 
pakistanischer Herkunft, darunter auch 
sufi stische Gruppen; 
b sunnitische deutschsprachige Gläubige, 
darunter zum Islam Übergetretene und 
eine wachsende Zahl Jugendlicher der 
zweiten Generation;
2 Shiitische Vereine, darunter aserbaid-
schanische Schiiten, iranische und libane-
sische Schiiten; 
3 die Ahmadiyya-Lahori-Gruppe und 
-Qadiani-Gruppe
4 Aleviten

IRAB

Im Jahr 1994 gründete sich der „Ahlul-
Beyt Moscheen- und Kulturverband e.V.“ 
mit Sitz in Duisburg. Im heutigen „Islami-
schen Rat der Ahl-ul-Bait-Gemeinschaften 
in Deutschland“ sind vier Moscheevereine 
aus Berlin Mitglied. Die IRAB ist Mit-
glied im Islamrat für die Bundesrepublik 
Deutschland (IR).

VIGB 

Das seit 1989 in Kreuzberg ansässige 
„Islamische Kulturzentrum der Bosnia-
ken“ ist Mitglied in der 1994 gegründeten 
„Vereinigung Islamischer Gemeinden der 
Bosniaken in Deutschland e.V.“ (VIGB). 
Der Dachverband vereinigt die ca. 50 bos-
nischen Gemeinden im Bundesgebiet.

AMJ und AAIIL

Die Ahmadiyya ist in Berlin mit ihren 
beiden Hauptrichtungen vertreten: der 
Qadiani-Gruppe, organisiert in der 1955 
gegründeten „Ahmadiyya Muslim Jamaat 
Deutschland“ und der Lahore-Gruppe, 
organisiert in der „Ahmadiyya Anjuman 
Ishaat-i-Islam Lahore“. Den Bau der Wil-
mersdorfer Moschee begannen 1924 die 
Lahore-Ahmadis. Die Qadiani-Gruppe hat 
ihr Gemeindezentrum derzeit in Reini-
ckendorf und plant einen Moscheebau in 
Pankow-Heinersdorf. Viele der Gemein-
demitglieder stammen ursprünglich aus 
Pakistan.

AABF

Mit der „Almanya Alevi Birlikleri Federa-
syonu“ wurde 1994 die „Föderation der 
Aleviten-Gemeinden in Deutschland“ 
gegründet. Berliner Mitglied dieses Dach-
verbands ist das 1990 gegründete „Kultur-
zentrum Anatolischer Aleviten“ (Anadolu 
Alevileri Kültür Merkezi, AAKM). Es wurde 
im Jahr 2002 durch den Berliner Senat als 
Religionsgemeinschaft anerkannt und er-
hielt dadurch die Möglichkeit, alevitischen 
Religionsunterricht in Berliner Grundschu-
len zu erteilen. Daneben gibt es noch den 
„Verein Zeitgenössischer Demokraten aus 
Tokat und Umgebung e. V.“.

Zu den meisten islamischen Gemeinden 
Berlins fi nden sich ausführliche Infor-
mationen in Grübel/Rademacher, 2003: 
Religion in Berlin. Ein Handbuch.
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Übersicht zur Organisati-
onslandschaft von lokaler 
bis Bundesebene
Stand Juni 2006

In der Statistik sind die 
76 Moscheen, 4 isla-
mischen Gebetsräume 
und das Cem evi sowie 
2 Moscheevereine ohne 
Räumlichkeiten Berlins 
erfasst. Insgesamt sind 
43 islamische Gemein-
den Berlins Mitglied in 
einem Berliner und/oder 
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Berlin ist in Deutschland die Stadt mit der größten Anzahl 
von Einwohnern ohne deutschen Pass. Zum Jahresende 2004 
lebten laut Statistischem Landesamt in Berlin 450.900 nicht-
deutsche Staatsangehörige. Die Phasen der Zuwanderung 
nach Berlin in den vergangenen 40 Jahren lassen sich wie folgt 
skizzieren: Am Anfang stand die Anwerbung von Gastarbeitern 
aus den Mittelmeerstaaten, die nach dem Anwerbestopp von 
1973 durch den Familiennachzug abgelöst wurde. Im Laufe 
der 1980er Jahre gewann die Zuwanderung von Flüchtlingen 
an Bedeutung, bevor sie in den 1990er Jahren durch den Zu-
zug von Aussiedlern und anderen osteuropäischen Migrantin-
nen und Migranten übertroffen wurde (vgl. Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung, Umweltschutz und Technologie 1995; 
Ohliger/Raiser 2005). Die gesetzlichen Grundlagen für die Zu-
wanderung und den Aufenthaltsstatus haben sich dabei mehr-
mals geändert. Das Ausländergesetz von 1965 wurde 1991 
durch ein Gesetz abgelöst, das vor allem einen Rechtsanspruch 
auf Einbürgerung einführte. Mit dem im Jahr 2000 in Kraft 
getretenen Staatsangehörigkeitsgesetz wurde die Verleihung 
der deutschen Staatsangehörigkeit an in Deutschland gebo-
rene Kinder von Eltern ohne deutschen Pass mit verfestigtem 
Aufenthaltsstatus neu geregelt. Mit dem neuen Aufenthaltsge-
setz, das seit dem Jahr 2005 gilt, werden die Einwanderungssi-
tuation in Deutschland formal anerkannt und Neuzuwanderern 
staatliche Integrationskurse angeboten. 

Die dauerhafte Ansiedlung von Zugewanderten seit den 
1970er Jahren prägt Berlin bis heute auf ganz unterschiedliche 
Weise. In bestimmten Bezirken führte sie z.B. zur Entstehung 
einer ethnisch markierten Konsumlandschaft, die zunächst 
auf die spezifischen Bedürfnisse der Zuwanderer zielte, aber 
inzwischen von allen Berlinern genutzt wird (Hoffmeyer-Zlotnik 
1977; Pütz 2004; Şen/Sauer 2005). Darüber hinaus wirkte die-

Andreas Kapphan

Zugewanderte aus 
islamisch geprägten 
Ländern in Berlin

Zuwanderer aus isla-
misch geprägten Ländern 
nach Staatsangehörigkeit 
in Berlin 2004
Quelle: Statistisches Lan-
desamt Berlin

Türkei 118.732
Irak 2.778
Jordanien 1.210
Palästina ca. 13.000
Indonesien 1.436
Tunesien 1.452
Libanon 7.957
Syrien 2.091
Marokko 1.303
Iran 5.093
Afghanistan 790
Bangladesh 768
Ägypten 1.810
Pakistan 1.449
Aserbaidschan 983

Bilal Moschee
Wedding
Foto: Alexa Färber
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se Verschiebung des Lebensmittelpunktes stimulierend auf die 
Nachfrage nach einer religiösen Infrastruktur, um z.B. Kinder 
im Koran zu unterrichten oder das Bedürfnis der Migrantinnen 
und Migranten nach einer stärkeren Ausübung der Religion zu 
befriedigen (Mihçiyazgan 1990). Dabei unterscheidet sich die 
Entwicklung der religiösen Infrastruktur von Beginn an von der 
in der Türkei und anderen islamischen Herkunftsländern. Neue 
Strömungen entstanden und in der Türkei verbotene konnten 
sich wieder herausbilden. Trotz der sichtbaren Präsenz von 
Muslimen in der Stadt umweht Moscheen nach wie vor ein 
Hauch von Fremdheit. Auch tut sich die Öffentlichkeit schwer 
damit, sie als festen Bestandteil deutscher Städte und Stadtkul-
tur zu begreifen. 

Muslime in Berlin – eine statistisch ungeklärte Größe 

Die Zugehörigkeit zum Islam wird nicht über die Mitgliedschaft 
erfasst. Deshalb ist die genaue Zahl der Musliminnen und Mus-
lime in Berlin nicht bekannt (siehe Informationskasten S. 24). 
Sie wird vielmehr von der Islamischen Religionsgemeinschaft 
auf der Basis der Zugewanderten aus muslimischen Ländern 
geschätzt und durch die Zahl der Musliminnen und Muslime 
deutscher Abstammung ergänzt. Auf dieser Grundlage gab das 
Statistische Landesamt Berlin die Zahl der Muslime in Berlin für 
Januar 2005 mit 212.723 Personen an. Über die Herkunft der 
Muslime liegen in dieser Datenquelle keine Angaben vor. Einen 
Hinweis auf ihre Herkunft bzw. Staatsangehörigkeit kann das 
Einwohnermelderegister von Berlin geben. Die größte Gruppe 
aus einem islamisch geprägten Staat bilden die rund 170.000 
türkeistämmigen Personen (davon laut Statistischem Landesamt 
Berlin knapp 120.000 ohne deutschen Pass). Hinzu kommen 
ca. 34.000 Staatsangehörige aus arabischen Ländern sowie ca. 

12.000 Personen aus weiteren Staaten mit mehrheitlich muslimi-
scher Bevölkerung.

Doch nicht alle Zuwanderer aus diesen Staaten sind Musli-
me. So sind z.B. aus dem Libanon auch Angehörige christlicher 
Gemeinden nach Berlin gefl üchtet, aus Indonesien sind es neben 
Muslimen und Christen auch Buddhisten und Hindus. Weitere 
muslimische Zuwanderer kommen dagegen aus dem überwie-
gend hinduistischen Indien (2.057) oder den weniger religiös 
geprägten Staaten Bosnien-Herzegowina (10.375), Albanien 
(339) und der serbischen Provinz Kosovo. Schließlich wird die 
Gruppe der Muslime mit deutschem Pass vom Statistischen Lan-
desamt Berlin mit über 70.000 angegeben, wobei hier die Zahl 
der eingebürgerten Zuwanderer den größten Teil ausmacht. 
Dennoch haben nicht alle Musliminnen und Muslime einen Mig-
rationshintergrund.

Die meisten Musliminnen und Muslime in Berlin sind in den 
vergangen 45 Jahren zugewandert. Seit den 1920er Jahren exis-
tierte bereits eine kleine islamische Gemeinde, doch kam erst im 
Rahmen der Anwerbung von Gastarbeitern in den 1960er Jahren 
eine größere Zahl von Muslimen nach Westberlin. In den 1980er 
Jahren wurde der Familiennachzug ehemaliger „Gastarbeiter“ 
zahlenmäßig durch die Fluchtmigration übertroffen. Neue Zu-
wanderergruppen aus muslimisch geprägten Ländern reisten vor 
allem als Asylbewerber ein, so die meisten iranischen Zuwan-
derer, die bald als Asylbewerber anerkannt wurden, womit ihr 
Aufenthaltsstatus abgesichert war. Im Gegensatz dazu wurde 
Libanesen und Palästinensern ein asylrelevanter Fluchtgrund in 
der Regel verweigert und ihnen daher oftmals nur eine Duldung 
ausgesprochen. Ein bedeutender Teil der indonesischen und 
auch arabischen Bevölkerung in Berlin sind Studierende, sie 
besitzen zumeist eine zeitlich befristete Aufenthaltserlaubnis. 

Stichtag  Ausländer in Berlin-West

 absolut in % davon aus
   Türkei Iran Libanon Ägypten Irak Indonesien

31.12.1960 22.065 1,0 225 338    
31.12.1974 190.555 9,0 87.948 2.622 1.259 859 472 1.058
31.12.1988 279.382 13,3 122.861 5.643 4.189 1.160 683 1.063
 
 Ausländer in Berlin

31.12.1991 355.356 10,3 137.592 6.324 6.193 1.367 660 1.238
31.12.1998  437.936 13,0 135.159 6.857 6.945 1.488 2.077 1.217
31.12.2004 450.900 13,5 118.732 5.093 7.957 1.810 2.778 1.436

Staatsangehörigkeit von 
Zuwanderern aus isla-
misch geprägten Ländern 
1960 – 2004 in Berlin
Quelle: Statistisches Lan-
desamt Berlin
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Die räumliche Verteilung von muslimischer Wohnbevölkerung 
und Moscheen in Berlin 

Nicht alle Staatsangehörigen aus der Türkei oder den arabischen 
Staaten sind Muslime. Einige sind Christen oder haben keinen 
religiösen Bezug. Auch ist die Zahl der Muslime – wie oben 
dargestellt – durch diese beiden Gruppen von Staatsangehöri-
gen nur unvollkommen abgebildet, da viele Zugewanderte die 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzen oder aus Indonesien, 
Indien, Iran oder anderen Ländern kommen. Dennoch ist ein 
Zusammenhang zwischen den Wohngebieten mit einem relativ 
hohen Anteil an türkischen und arabischen Staatsangehörigen 
und der Verteilung von islamischen Einrichtungen in der Stadt 
Berlin erkennbar. 

Die Gründe für eine ungleiche Verteilung (Segregation) von 
Zugewanderten liegen zunächst im eingeschränkten Zugang zu 
Wohnraum. Aufgrund der geringen Einkommen vieler Zuwande-
rerhaushalte können sich diese nur Wohnungen in bestimmten 
Quartieren leisten. Aber selbst wenn das Einkommen ausreichen 
würde, um qualitativ bessere Wohnungen in sozial besser ge-
stellten Quartieren anzumieten, unterliegen Zuwanderer in der 
Konkurrenz um das vergleichsweise knappe Gut Wohnraum oft 
deutschen Haushalten. In der Folge wohnen Zugewanderte und 
ihre Familien – trotz der größeren Zahl von Haushaltsmitgliedern 
– im Durchschnitt in kleineren Wohnungen als Deutsche, und sie 
zahlen im Durchschnitt höhere Mieten (vgl. Beauftragte 2005). 
Dies gilt insbesondere auch für Neubauwohnungen, für die Zu-
wanderer lange Zeit deutlich mehr Miete zahlten (vgl. Tuchsche-
rer 1993). Auch wenn darüber keine aktuellen Zahlen vorliegen, 
muss man immer noch davon ausgehen, dass die soziale Lage 
und (die) Wohnungsmarktdiskriminierung entscheidend die 
Segregation bestimmen.

Daraus ergibt sich ein Anteil an Personen nichtdeutscher 
Staatsangehörigkeit von über 30% an der Bevölkerung in den 
Innenstadtgebieten (östliches Kreuzberg, nördliches Neukölln, 
Wedding, Tiergarten-Moabit, nördliches Schöneberg und öst-
licher Teil Charlottenburgs). Hier haben sie in den 1960er und 
1970er Jahren in den Sanierungs- und Sanierungserwartungs-
gebieten schnell und unkompliziert Wohnungen bekommen 
(vgl. Hoffmeyer-Zlotnik 1977). Ihre Nachfrage ermöglichte erst 
den Erhalt und die Sanierung dieser Altbaubestände. Woh-
nungsangebote in den Außenbezirken blieben der ausländi-
schen Bevölkerung hingegen lange verschlossen. Dies ändert 
sich seit Mitte der 1990er Jahre allmählich und Zuwanderer-
haushalte verteilen sich über das gesamte Stadtgebiet – eine 
Beobachtung, die jedoch wenig Beachtung findet.

Diese gesamte Entwicklung trifft auch auf Zugewanderte 
aus islamisch geprägten Ländern zu, deren Anteil in den oben 
genannten Stadtvierteln im Vergleich zu anderen ebenfalls 
hoch ist. Teilweise sind dort mehr als ein Viertel der Bevöl-
kerung türkischer oder arabischer Herkunft (über ein Viertel 
im Quartier am Mariannenplatz und in Teilen Moabits; bis zu 
einem Viertel um den Moritzplatz und die Wiener Straße in 
Kreuzberg, die Quartiere um die Reinickendorfer Straße, den 
Humboldthain und die Soldiner Straße im Wedding sowie die 
Gebiete um das Rathaus Neukölln und die Thomasstraße in 
Nordneukölln).

Die Anzahl von Gebetsräumen in den Stadtteilen korreliert, 
wie unsere Erhebung islamischer Gebetsräume in Berlin 2006 
zeigt, mit dem Anteil von Bewohnern aus mehrheitlich muslimi-
schen Ländern. 

Vor allem kleinere Gemeinden bevorzugen für die Ansied-
lung von Gebetsräumen die westlichen Innenstadtgebiete 
aufgrund der hohen Zentralität. Andererseits entstehen in den 

Abdul Kadir 
Geylani Moschee
Neukölln
Foto: Hans-Georg Gaul
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Melderechtlich regist-
rierte Türken am Ort der 
Hauptwohnung am 
31. Dezember 2005 nach 
Bezirken vor 2001

136 bis unter 250
250 bis unter 500
500 bis unter 1.000
1.000 bis unter 2.500
2.500 bis unter 5.000
5.000 bis unter 20.000
über 20.000

Bezirke ab 2001
Bezirke ab 2000

Quelle: Statistisches 
Landesamt Berlin

Melderechtlich registrierte 
Ausländer ausgewählter 
arabischer Staaten*
am Ort der Hauptwoh-
nung am 31. Dezember 
2005 nach Bezirken vor 
2001

55 bis unter 250
250 bis unter 500
500 bis unter 1.000
1.000 bis unter 2.500
2.500 bis unter 5.000
über 5.000

Bezirke ab 2001
Bezirke ab 2000

Quelle: Statistisches 
Landesamt Berlin

Melderechtlich registrierte 
Ausländer am Ort der 
Hauptwohnung am 
31. Dezember 2005 nach 
Bezirken vor 2001

2.417 bis unter 5.000
5.000 bis unter 10.000
10.000 bis unter 20.000
20.000 bis unter 30.000
30.000 bis unter 40.000
über 40.000

Bezirke ab 2001
Bezirke ab 2000

Quelle: Statistisches 
Landesamt Berlin

* Ägypten, Irak, Jordanien, 
Libanon, Lybien, Marokko, 
Syrien, Tunesien, ungeklärt 
(überwiegend Palästina)
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Randbezirken wie in Reinickendorf oder Spandau neue Gebets-
räume, die dem Bedürfnis nach einer wohnortnahen Versorgung 
der wachsenden Zahl von hier lebenden Muslimen Rechnung 
tragen.

Integration, Parallelgesellschaft oder Ausschluss?

In der aktuellen öffentlichen Diskussion wird vermehrt davon 
gesprochen, dass die Integration von Zugewanderten geschei-
tert sei und sich „Parallelgesellschaften“ in Stadtteilen gebildet 
hätten. Ihre räumliche „Konzentration“ wird dahingehend 
interpretiert, dass ein absichtsvoller Rückzug in eigene Lebens-
welten stattfi nde, Werte und Normen der Mehrheitsgesellschaft 
nicht anerkannt würden und sie eine Integration ablehnten. 
Die Behauptung der Existenz von „Parallelgesellschaften“ muss 
jedoch hinterfragt werden. Vielmehr ist die Entstehung von 
Quartieren mit hohem Anteil nichtdeutscher Wohnbevölkerung 
zunächst der sozialen Lage der Zugewanderten geschuldet und 
größtenteils durch ihre mangelnden Möglichkeiten begrenzt, 
sich als Nachfrager auf dem Wohnungsmarkt durchzusetzen. Die 
Verwendung des Begriffs „Parallelgesellschaft“ schreibt jedoch 
den Menschen in benachteiligten und armen Quartieren die 
Verantwortung für die geringen Chancen auf dem Arbeits- und 
Wohnungsmarkt zu. 

In den Wohngebieten mit vielen muslimischen Zugewander-
ten konzentrieren sich Arbeitslosigkeit, geringe Bildungserfolge 
der Jugendlichen, hohe Jugendkriminalität und Armut. Die 
Zuwanderer unterscheiden sich aber nicht wesentlich von ihrer 
Umgebung. Denn auch die deutschen Bewohner der Quartiere 
sind in gleichem Maße von Arbeitslosigkeit betroffen, und auch 
deutsche Jugendliche aus bildungsfernen Schichten in diesen 
Quartieren schneiden im Schulsystem schlecht ab. Das zentrale 

Problem der Quartiere ist nicht der Rückzug in Zuwanderermili-
eus und „Parallelgesellschaften“‚ sondern die Perspektivlosigkeit 
insbesondere bei den Jugendlichen. Da vor allem bildungsferne 
Schichten ohne politische Lobby die Quartiere bewohnen, sind 
die Möglichkeiten für die Bewohner gering, ihre Belange zu 
artikulieren und ihre Situation zu verändern.

Die Verwendung des Begriffs „Parallelgesellschaften“ 
diskreditiert die Migrantenselbstorganisationen als integrati-
onsfeindliche Institutionen. Damit wird die Mobilisierung der 
gesellschaftlichen Kräfte in den Quartieren erschwert, die für 
eine Entwicklung der Quartiere nötig sind. Denn oftmals sind 
es die Zugewanderten, die sich in diesen Gebieten organisiert 
haben, in Netzwerken von Gewerbetreibenden, in Moschee- 
oder Sportvereinen. Es ist daher notwendig, mit diesen Orga-
nisationen zusammenzuarbeiten, um gemeinsam das Quartier 
zu entwickeln. Dies ist jedoch nur in gegenseitiger Anerken-
nung möglich. Die Behauptung, dass sich die Zugewanderten 
zurückziehen, fundamentalistischen Gruppen angehören oder 
die Integration verweigern, kann daher die Anstrengungen zur 
Mobilisierung und Beteiligung von Migrantinnen und Migran-
ten empfi ndlich stören. 

Es soll an dieser Stelle nicht negiert werden, dass es eine 
Reihe von Problemen unter Zugewanderten gibt, die nicht 
akzeptabel sind. Dazu gehören selbstverständlich so genannte 
Ehrenmorde und Zwangsheirat, Gewalt gegen Frauen und Kri-
minalität, undemokratische, islamistische, menschenfeindliche 
und verfassungsfeindliche Einstellungen. Jedoch können diese 
Probleme keineswegs auf alle (muslimischen) Zuwanderer be-
zogen werden. Vielmehr engagieren sich immer mehr von ihnen 
für das Gemeinwohl, distanzieren sich von den tragischen und 
menschenverachtenden Vorfällen und stellen sich als Koopera-
tionspartner zur Verfügung. Dies wird auch in der vorliegenden 
Studie deutlich.

Anzahl 
Gebets-
räume

19
18
17
14
13
12
11
10
9
8
7
6
5
4
3
2
1

Charlot-
tenburg   

Kreuz-
berg  

Neu-
kölln   

Mitte Reini-
cken-
dorf

Schöne-
berg

Spandau Tempel-
hof  

Tier-
garten   

Wed-
ding

Wilmers-
dorf   

Stadtteile  
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Integration ist ein wechselseitiger Prozess, bei dem zwei oder 
mehr Gruppen sich langsam annähern und zusammenwachsen. 
Dieser Prozess bezieht sich auf die eng miteinander verflochte-
nen Bereiche Bildung, Einkommen und Wohnsituation, politi-
sche und rechtliche Teilhabe und die gesellschaftliche Identifi-
kation. Integration ist daher ein vielschichtiger und mühsamer, 
in vielerlei Hinsicht auch ein langwieriger Prozess. Es lässt sich 
deutlich feststellen, dass in vielen dieser Bereiche eine Annähe-
rung zwischen Zugewanderten und Einheimischen stattfindet. 
Gegenstand der Integration ist aber auch, dass sich die Gruppen 
wechselseitig anerkennen und als Teil eines Gemeinwesens ver-
stehen. Der Vorwurf der Abschottung entspringt wahrscheinlich 
der Ungeduld, dass der Integrationsprozess nicht schnell genug 
verläuft. Er ist jedoch kontraproduktiv für eine wechselseitige 
Anerkennung.

Die deutsche Gesellschaft hat die Integration von Zuwande-
rern immer verlangt, aber mit zunehmender Aufenthaltsdauer 
stiegen die Anforderungen an das Maß der Integration, wäh-
rend zugleich die Möglichkeiten des sozialen Aufstiegs gesunken 
sind. Heute können Ausländer zwar leichter deutsche Staatsbür-
ger werden, bei wachsender Abhängigkeit des Bildungserfolgs 
von der sozialen Herkunft, steigender Konkurrenz um Ausbil-
dungsplätze und hoher Arbeitslosigkeit bilden sich jedoch auch 
Gruppen von Deklassierten und Ausgegrenzten, die sich in sozial 
benachteiligten Quartieren sammeln (Häußermann/Kapphan 
2000). Parallel zur Verbesserung der rechtlichen Situation für 
Ausländer in vielen Bereichen haben sich die gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen für die soziale und ökonomische Inte-
gration mit Beginn der 1990er Jahre deutlich verschlechtert. In 
diesem Zusammenhang kann Religion eine wachsende Bedeu-
tung erlangen, um die Identitätsprobleme in einer sich ständig 
modernisierenden Welt zu meistern, in der die Anforderungen 

an den Einzelnen steigen und die Integrationsfähigkeit der 
Gesellschaft nachlässt. Prozesse der Individualisierung und 
Eigenverantwortlichkeit, der Ausdifferenzierung von Lebensstilen 
und Wertemustern werden in der Gesellschaft mehr denn je mit 
der Forderung nach Eindeutigkeit und Sicherheit beantwortet, 
und dies nicht nur bei Zugewanderten (Heitmeyer u.a. 1997). 
Die religiöse Gemeinde kann in diesem Spannungsverhältnis 
eine wichtige Rolle zur Stabilisierung der Identität und zur 
Vermittlung von Werten und Normen übernehmen. Dies setzt 
jedoch voraus, dass die neue und bisher oft fremde Religion als 
legitim betrachtet wird und damit Dialog, Auseinandersetzung 
und Anerkennung möglich sind.
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Im Fall von Christen beschreiben statis-
tische Zahlenangaben reale Mitglieder; 
im Fall von Muslimen beschreiben sie 
alle Personen mit einem muslimischen 
Hintergrund, ungeachtet ihres Glaubens 
oder gar ihrer Glaubenspraxis.

Über die Anzahl der in Deutschland bzw. 
in Berlin lebenden Musliminnen und 
Muslime liegen keine genauen Angaben 
vor. Die Zugehörigkeit zum Islam ist statis-
tisch nicht exakt zu erheben: Zum einen 
gibt es in der Bundesrepublik Deutsch-
land keine Pfl icht zur Angabe der Religi-
onszugehörigkeit. Zum anderen wird die 
Mitgliedschaft in islamischen Gemeinden 
nicht systematisch erfasst, wie dies bei-
spielsweise im Fall der christlichen Kirchen 
dadurch erfolgt, dass sie ihre Steuern 
staatlicherseits einziehen lassen.

Die Mitgliederzahl der Trägervereine 
islamischer Gebetsräume, dies hat die 
Untersuchung im Jahr 2006 verdeutlicht, 
beträgt häufi g nicht mehr als die sieben 
zur Vereinsgründung benötigten Mit-
glieder, allerdings liegt die Besucherzahl 
zumeist deutlich darüber. 

Das Berliner Statistische Landesamt 
greift in seiner jährlichen Erhebung auf 
die freiwilligen Angaben zu Vereinsgrün-
dungen und Mitgliedszahlen von Seiten 
der islamischen Gemeinden zurück.

Ein Blick auf die detaillierte „Auslän-
derstatistik“ zeigt, dass die im Jahre 2003 
vom Statistischen Landesamt angegebene 
Zahl von 210.645 Menschen mit isla-
mischer Religionszugehörigkeit mit der 

Einwohnerzahl Berlins aus mehrheitlichen 
muslimischen Ländern übereinstimmt: 
ca. 170.000 türkeistämmige Bewohner, 
rund 34.000 Staatsangehörige aus arabi-
schen Ländern, sowie ca. 12.000 Personen 
aus weiteren Staaten mit mehrheitlich 
muslimischer Bevölkerung. 

Als Grundlage für die Schätzungen 
wird also offensichtlich die „Ausländer-
statistik“ zu Rate gezogen. Die darin 
aufgeführten Zahlen von Zugewanderten 
aus mehrheitlich muslimischen Ländern 
dienen als Basis für die Schätzung der 
Anzahl von Musliminnen und Muslimen. 
Zwar wird davon ein gewisser Prozent-
satz abgezogen, der für andersgläubige 
Zugewanderte aus mehrheitlich muslimi-
schen Ländern steht; Religionswechsel, 
Kulturwandel oder gar die Abkehr von der 
Religion können so jedoch nicht berück-
sichtigt werden.

Die Angaben des statistischen Landes-
amtes beziffern daher wohl eher in Berlin 
wohnende Menschen aus mehrheitlich 
muslimischen Ländern als Musliminnen 
und Muslime.

Wer ist 
Muslim? 
Angaben der 
Religions-
zugehörigkeit
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Im Zentrum der Debatte über die Existenz von „Parallelgesell-
schaften“ in Städten, die Verbreitung von Zwangsheiraten und 
Ehrenmorden sowie die Verfassungstreue von Zuwanderern 
steht häufig die Frage nach der Rolle muslimischer Organi-
sationen. Die Abschottung und Selbstbezogenheit religiöser 
Vereine, die Präsenz fundamentalistischer Strömungen sowie 
negative und entdifferenzierende Einstellungen in weiten Teilen 
der Bevölkerung, eine kritische Berichterstattung in den Medi-
en und der ambivalente Umgang der Politik mit den Anliegen 
der organisierten Muslime tragen dazu bei, dass bescheidene 
Ansätze der Kooperation zwischen Moscheevereinen und staat-
lichen Einrichtungen immer wieder durch negative Eigendy-
namiken der öffentlichen Thematisierung des Islam überlagert 
werden (vgl. Gesemann 2006). 

Der folgende Beitrag behandelt die gegenseitige Wahr-
nehmung von Moscheevereinen und öffentlicher Verwaltung. 
Zunächst wird – gestützt auf die Ergebnisse der Befragung von 
Berliner Moscheevereinen – gezeigt, wie sich die Kontakte zwi-
schen muslimischen Organisationen und staatlichen Einrichtun-
gen in den letzten Jahren entwickelt haben und wie diese von 
den Moscheevereinen bewertet werden. Anschließend werden 
– auf der Grundlage einer eigenen schriftlichen Befragung der 
Migrations- und Integrationsbeauftragten der Berliner Bezirke1 
– die Wahrnehmungen von Moscheevereinen sowie die Erfah-
rungen mit der Einbeziehung muslimischer Organisationen aus 
Sicht der Verwaltung behandelt. Es folgt ein kurzes Resümee zu 
Perspektiven der Kooperation zwischen öffentlicher Verwaltung 
und Moscheevereinen. 

Chancen und Schwie-
rigkeiten der Kom-
munikation zwischen 
Moscheevereinen und 
Verwaltung

Frank Gesemann

1Für die Unterstützung 
meines Vorhabens möchte 
ich mich ganz herzlich bei 
der Landesarbeitsgemein-
schaft der Migrations- und 
Integrationsbeauftragten 
der Berliner Bezirke und 
insbesondere bei Frau 
Nahawandi, Beauftragte 
für Integration und Mig-
ration in Friedrichshain-
Kreuzberg, bedanken.

Imam Abdallah Hajjir 
bei der Unterzeichnung 
der Moabiter Erklärung 
zum „Friedlichen Zusam-
menleben in Moabit“.
Mai 2005
Foto: Tobias Meier
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Berliner 
Islamforum 

Im November 2005 hat sich das Is-
lamforum Berlin gegründet, dessen 
nichtöffentliche Sitzungen viermal pro 
Jahr im Berliner Rathaus stattfi nden. 
Vertretungen islamischer Organisationen 
wird hier die Möglichkeit gegeben, mit 
Verantwortlichen der Berliner Verwal-
tung und Vertretern und Vertreterinnen 
der Zivilgesellschaft sowie anderen 
religiösen Gemeinden ins Gespräch zu 
kommen. Gemeinsam sollen integra-
tionsrelevante Verständigungen erzielt 
sowie mittel- und langfristig umgesetzt 
werden. Kenntnisse über verschiedene 
islamische Gruppierungen, ihre Probleme 
und Konfl iktpunkte werden dabei offen 
diskutiert. Das Islamforum knüpft an die 
Erfahrungen der Islamforen in anderen 
Bundesländern an, die auf Initiative des 
„Interkulturellen Rates in Deutschland“ 
entstanden sind. 

Zu den Chancen und Zielen des Islamfo-
rums gehören:
z Sicherstellung des Informationsfl usses 
aus erster Hand
z Verbesserung der Kooperation und 
Vertrauensbildung
z Förderung einer neuen Diskussionskul-
tur mit offenen Debatten
z Verständigung über verbindliche inte-
grationsrelevante Schritte
z Diskussion gemeinsamer Aktionen
z Verständigung über verbindliche 
integrationsrelevante Schritte im Berliner 
Stadtraum

Das Islamforum Berlin wird von der 
Muslimischen Akademie in Deutschland 
und dem Beauftragten für Integration 
und Migration des Berliner Senats vor-
bereitet und koordiniert. Eingeladen sind 
Vertreterinnen und Vertreter islamischer 
Organisationen, der Berliner Verwal-
tung, darunter der Berliner Innensena-
tor Ehrhart Körting, der bisher an allen 
Sitzungen teilnahm, aus dem Bereich 
der Zivilgesellschaft sowie der jüdischen 
Gemeinde, der katholischen und der 
protestantischen Kirche Berlins. 

Unter anderem nehmen Vertreterin-
nen und Vertreter der Islamischen Födera-
tion Berlin, des Verbands der Islamischen 
Kulturzentren, von Inssan, der Gemeinde 
der Ahmadiyya Muslim Jamaat und des 
Vereins Anatolischer Aleviten sowie ver-

schiedener Quartiersmanagements und 
der Polizei teil.

Themen der ersten Islamforen waren: 
Forum 1: Wer oder was bedroht unsere 

Sicherheit? Was tun die jeweiligen Akteure 
zur Verbesserung der Sicherheit?

Forum 2: Welche Rolle spielen Mo-
scheegemeinden im Stadtteil? Welche 
Rolle sollen, wollen und können sie 
spielen in den Feldern Elternarbeit, 
frühkindliche Erziehung, Unterstützung 
schulischer Bildung und außerschulischer 
Jugendarbeit? 

Forum 3: Was bewegt Berlin? Stand 
der Vorbereitungen zur Fußball-WM. 
Stand der Diskussionen über den geplan-
ten Moscheebau in Pankow-Heinersdorf. 

Welche Möglichkeiten der Partizipati-
on von islamischen Gemeinden im Stadt-
raum gibt es? Und welche Rolle kann das 
Islamforum in Zukunft spielen?

Während des 3. Forums wurde eine 
Erklärung des Berliner Islamforums 
verfasst, in der u.a. folgendes festgestellt 
wurde: „Bereits nach drei Sitzungen hat 
sich gezeigt, dass die im Zusammenle-
ben auftretenden Probleme in den meis-
ten Fällen nicht auf religiöse Hintergrün-
de zurückzuführen sind, sondern eher 
auf Bildungsfragen, auf die schwierige 
soziale Situation und auf Partizipationser-
fordernisse.“

Zu den Diskussionen um den Mo-
scheebau Pankow-Heinersdorf nahmen 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des 
Islamforums Berlin wie folgt Stellung: 
„Religionsfreiheit ist in der Bundesre-
publik Deutschland ein hohes Verfas-
sungsgut. Menschen gleich welcher 
Religion genießen den damit verbun-
denen besonderen grundgesetzlichen 
Schutz und haben das Recht darauf, für 
die Ausübung ihrer Religion Gebäude 
wie z.B. Moscheen zu errichten. Deren 
Bewilligung unterliegt allein baurecht-
lichen Vorschriften. Mit Sorge nehmen 
wir einige der in der aktuellen Diskussion 
um den Moscheebau in Pankow geäu-
ßerten Beiträge zur Kenntnis. Wir sehen 
im Dialog einen entscheidenden Weg zur 
Lösung des entstandenen Konfl iktes. Die-
sem fühlt sich das Islamforum verpfl ich-
tet und bietet an, ihn zu unterstützen.“

Siehe auch: http://www.berlin.de/lb/int-

mig/islamforum/index.html
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Kontakte der Moscheevereine zu staatlichen Einrichtungen 

Die Ergebnisse der Befragung von Berliner Moscheevereinen im 
Jahr 1998 haben gezeigt, „dass die islamischen Gemeinden von 
der deutschen Mehrheitsgesellschaft weitgehend isoliert sind“ 
(Jonker/Kapphan 1999, 7). Diese Einschätzung bezog sich auch 
auf den Mangel an Kontakten und die Probleme der Kommuni-
kation zwischen Moscheevereinen und Verwaltung. Während 
der Umfang der Kontakte sehr gering war – etwa 90 Prozent der 
Befragten gaben an, keine oder so gut wie keine Kontakte zum 
Senat bzw. zu den Bezirksämtern zu haben –, wurde die Qualität 
der Kontakte nur selten mit gut bewertet. Eine Mehrheit der Mo-
scheevereine schien zudem den geringen Umfang der Kontakte 
nicht zu bedauern: „Viele haben die Erfahrung gemacht, dass 
sie von der deutschen Verwaltung keine Unterstützung erwarten 
können oder sind von der Sinnlosigkeit entsprechender Bemü-
hungen überzeugt. Wieder andere wollen einfach nur in Ruhe 
gelassen werden oder fürchten fi nanzielle Abhängigkeiten. Von 
einigen wenigen Moscheevereinen werden mehr und bessere 
Kontakte gewünscht bzw. angestrebt, allerdings nicht immer mit 
Erfolg“ (Gesemann 1999, 26).

Zu den zentralen Ergebnissen der Befragung aus dem Jahr 
2006 gehört, dass sich die Situation der Moscheevereine in 
Berlin – verglichen mit der Situation zum Ende der neunziger 
Jahre – stark verändert hat. Eigenen Angaben zufolge hatten im 
vergangenen Jahr über 80 Prozent der dazu befragten Mo-
scheevereine Kontakte zu öffentlichen Einrichtungen. Bemer-
kenswert sind vor allem die große Anzahl und die ausgeprägte 
Vielfalt der Kontakte auf Bezirksebene, die von Schulen über 
Polizeidienststellen bis zum Bezirksbürgermeister reichen. Auf 
Landesebene sind die Kontakte sehr viel geringer, wobei vor 
allem der Integrationsbeauftragte und der Innensenator als 

Gesprächspartner genannt werden (siehe Kasten zum Islamfo-
rum). Zu den überraschenden Ergebnissen gehört zudem, dass 
die Liste der Gesprächspartner von der Polizei angeführt wird. 
So hatten knapp drei Viertel der befragten Moscheevereine in 
den letzten zwölf Monaten Kontakt zu einer Polizeidienststelle. 
Etwa die Hälfte der Moscheevereine berichtet von Kontakten zur 
Bezirksbürgermeisterin bzw. zum Bezirksbürgermeister. Diese 
Ergebnisse zeigen, dass die Berliner Moscheevereine zunehmend 
als bedeutende Ansprechpartner für Fragen der Sicherheitspoli-
tik und der Kriminalprävention, aber auch der Integrations- und 
Bildungspolitik wahrgenommen werden. 

Die hervorgehobene Bedeutung der Polizei bei den Kontak-
ten der Moscheevereine ist auch ein Ergebnis des Modellprojek-
tes „Kooperation von Polizeidienststellen mit Moscheevereinen“ 
in Berlin, Essen und Stuttgart. Ziel war es, Muslime und Mo-
scheevereine in die kommunale Kriminalprävention einzubin-
den und damit die Integration zu fördern. In Berlin wurde das 
Projekt von der Direktion 5, die für Friedrichshain-Kreuzberg und 
Neukölln zuständig ist, in Kooperation mit der Türkisch Islami-
schen Union der Anstalt für Religion (DITIB) und der Türkischen 
Gemeinde zu Berlin umgesetzt (vgl. Splettstöhser 2004). Auf der 
Fachkonferenz „Polizeidienstellen und Moscheevereine: Präven-
tion, Kooperation, interkulturelle Kompetenz“ am 8. und 9. No-
vember 2005 im Stuttgarter Rathaus wurden Möglichkeiten der 
Einbindung von Muslimen in die Sicherheitsarbeit diskutiert und 
ein Leitfaden zur Förderung der Zusammenarbeit von Polizei 
und Moscheevereinen vorgestellt. Er fasst die Erfahrungen aus 
dem Modellprojekt zusammen und soll für weitere Kooperatio-
nen in Bund und Ländern dienen (vgl. ProPK 2005a + b).

Wie werden die bestehenden Kontakte zu öffentlichen 
Einrichtungen bewertet? Etwas überraschend ist sicherlich, dass 
die Kontakte von mehr als zwei Dritteln der Moscheevereine, von 

Einrichtungen auf  Bezirks-  Anzahl der
und Landesebene Vereine 

Bezirksebene 24

Bezirksbürgermeister/in 14

Migrations-/Integrations-
beauftragte/r des Bezirks 10

Bauamt des Bezirks 16

Schulen im Quartier  13

Zuständige Polizeidienststelle 21

Quartiersmanagement 11

Landesebene  9

Integrationsbeauftragte/r 
des Senats 4

Polizei/Landeskriminalamt 3

Senator für Inneres  2
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denen Angaben zu dieser Frage vorliegen, als gut oder sehr gut 
bezeichnet werden. Nur drei von 22 Moscheevereinen bewerten 
sie als eher oder sogar sehr unbefriedigend. Allerdings liegen 
von einem Viertel der Moscheevereine keine Angaben zu dieser 
Frage vor. Dennoch kann konstatiert werden, dass die Kontak-
te zu öffentlichen Einrichtungen von mehr als der Hälfte aller 
befragten Moscheevereine positiv bewertet werden.

Die Ergebnisse der Befragung zeigen, dass die Bereitschaft 
zu einer weiteren Öffnung der Moscheevereine relativ stark ver-
breitet ist. So wünschen sich 55 Prozent der Befragten, trotz der 
bemerkenswerten Zunahme in den vergangenen Jahren und der 
überwiegenden Zufriedenheit mit dem Status Quo, „mehr und 
bessere Kontakte zu öffentlichen Einrichtungen“. Die Moschee-
vereine schätzen die Kontakte, wenn sie durch Offenheit, Sach-
lichkeit und Vorurteilsfreiheit gekennzeichnet sind. Diese sollen 
ein gegenseitiges Kennenlernen und ein aktives Miteinander 
ermöglichen, welches den Mitgliedern dient und die Gemeinde 
stärkt. Allerdings gibt es auch eine Minderheit von Moscheen, 
für die Kontakte mit öffentlichen Einrichtungen entweder nicht 
erwünscht oder nur von untergeordneter Bedeutung sind.

Bemängelt werden von den Befragten vor allem Probleme 
mit dem Ausbau und der Nutzung von Räumen, eine man-
gelnde Unterstützung von Projekten sowie „Vorurteile und 
Ablehnung – auf beiden Seiten“. Beklagt wird auch ein Mangel 
an Kontinuität und Zielorientierung: „Kontakte sind spora-
disch; es sollte auch Ziele geben, die verfolgt werden“; „Man 
wird von öffentlichen Einrichtungen nur wahrgenommen oder 
kontaktiert, wenn es Ärger gibt und es um Schadensbegren-
zung geht“. „Obwohl die Moscheevereine in der Lage wären, 
Probleme im Kiez zu lösen, gibt es kein ernsthaftes sich-zu-uns-
auf-den-Weg-machen. Hier im Moscheeverein arbeiten alle 
ehrenamtlich, aber ein/e Ausländerbeauftragte/r wird dafür 

bezahlt, Kontakte zu knüpfen. Da ist es nicht zuviel verlangt, 
dass sie/er sich auf den Weg macht und zu uns Kontakt sucht 
und mit uns Probleme bespricht“. 

Vom Senat wünschen sich die Moscheevereine vor allem 
„Akzeptanz und Einbeziehung“, eine Anerkennung der orga-
nisierten Muslime und einen besseren Islamunterricht in den 
Schulen, die Beseitigung von Vorurteilen und Ausgrenzung 
sowie die Förderung aktiver Kontakte und guter Beziehungen: 
„Behörden sollten interreligiöse Dialoge veranstalten, um 
besseres Kennen-lernen zu fördern, Moscheen als Teile der 
Gesellschaft akzeptieren, in einzelnen Bezirken Dialoge fördern 
und allgemein Kontakte zu islamischen Organisationen verbes-
sern“; „Den Muslimen muss die Möglichkeit gegeben werden, 
sich als Bürger zu behaupten – mit allen Rechten und Pfl ich-
ten“. „Moscheevereine sollten von staatlichen Einrichtungen 
als Partner gesehen und unterstützt werden, damit Probleme 
gemeinsam identifi ziert und gelöst werden können“.

Viele Moscheevereine wünschen sich ganz allgemein eine 
fi nanzielle Unterstützung ihrer Aktivitäten sowie mehr Ver-
ständnis für ihre räumlichen Probleme und baulichen Pläne: 
Als konkrete Maßnahmen, die unterstützt werden sollten, 
werden insbesondere soziale Projekte wie Deutsch- und 
Computerkurse, Hausaufgabenbetreuung, Nachhilfeunterricht, 
Eltern-, Familien-, Frauen- und Jugendarbeit sowie Bildungs-
angebote genannt: „Die Gemeinde wünscht sich fi nanzielle 
Unterstützung, vor allem, um Integrationsleistungen erbringen 
zu können – mit den Jugendlichen Programme starten, aber 
auch Eltern sensibilisieren“. Die Hervorhebung von Plänen und 
Projekten zur Förderung der sozialen Integration von Migran-
ten ist Ausdruck eines sich verändernden Selbstverständnisses 
von Moscheevereinen, das über die religiöse Erziehung von 
Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen deutlich hinausgeht. 

Bewertung der Kontakte 
zu öffentlichen Einrichtun-
gen durch die befragten 
Moscheevereine 
N= 29

befriedigend 14%

eher unbefriedigend 7%

sehr unbefriedigend

keine Angaben 24%

sehr gut 14%

gut 38 %
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Erfahrungen mit Moscheevereinen in den Bezirksverwal- 
tungen

Die Rolle und Bedeutung von Moscheevereinen im Bezirk/
Stadtteil werden von den Integrations- und Migrationsbeauf-
tragten der Bezirke sehr unterschiedlich bewertet. Der Umfang 
der Kontakte zwischen Verwaltung und Moscheevereinen in 
den Bezirken wird als „intensiv“, „durchschnittlich“ oder „sehr 
gering“ bezeichnet. Die Bewertung dieser Kontakte reicht von 
„gut“ bis „sehr unbefriedigend“. Die Bedeutung der Moschee-
vereine für die Muslime spiegelt sich allerdings nur selten in 
den Kontakten zur Verwaltung wider. „Im Allgemeinen spielen 
die Moscheevereine keine große Rolle im Bezirk. Es gibt einzel-
ne Moscheevereine, die sich öffnen und im Hinblick auf Nach-
barschaftsarbeit mit Vereinen und Quartiersmanagement-Büros 
zusammenarbeiten. Aber das ist selten. Für die muslimischen 
Bewohner Neuköllns spielen die Moscheen natürlich eine gro-
ße Rolle“ (Karin Korte, Migrationsbeauftragte von Neukölln).

Welche konkreten Kooperationen oder Kooperationsvor-
haben zwischen Verwaltung und Moscheevereinen gibt es 
auf Bezirksebene/Stadtteilebene? In Friedrichshain-Kreuzberg 
gibt es einen Runden Tisch für muslimische Vereine und Ge-
meinden. An der Steuerungsrunde eines Projekts des Berliner 
Integrationsbeauftragten zur Förderung der Demokratie im 
Bezirk nehmen auch Vertreter aus der Gruppe der Moschee-
vereine teil, wobei türkischsprachige Muslime von DITIB und 
arabischsprachige Muslime von Inssan e.V. vertreten werden. 
In Neukölln gab es einen Runden Tisch mit Moscheevereinen 
(aber nur wenige sind gekommen), dem Jugendamt und der 
Migrationsbeauftragten. Dieser war mit Unterstützung von 
Aktion Courage2 zu Stande gekommen. Als das Projekt auslief, 

kam es zu keinen weiteren Treffen. Einen weiteren Runden 
Tisch mit muslimischen Migrantenvereinen, Vertretern des 
Arbeitskreises Migration und Menschenrechte sowie Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern des Jugendamtes gab es zum Thema 
„Bildungschancen für junge Migranten“.

Positiv wird an den bestehenden Kontakten zwischen 
Verwaltung und Moscheevereinen von den Migrations- und 
Integrationsbeauftragten der Bezirke gewertet, „dass man 
miteinander redet, ernsthaft darum bemüht ist, einen ehrli-
chen Kontakt zueinander aufzubauen und dass die Moschee-
vereine sich bemühen, sich innerhalb der sie umgebenden 
Nachbarschaft zu engagieren“. Als negativ bewertet wird, dass 
die Moscheevereine „wenig Eigeninitiative“ zeigen, sondern 
vielmehr erwarten, dass sie seitens der Verwaltung „bespielt“ 
werden. „Ein offensiver Umgang mit schwierigen Themen wie 
z.B. häusliche Gewalt erfolgt, wenn überhaupt, dann nur sehr 
minimal“ (Doris Nahawandi, Beauftragte für Integration und 
Migration in Friedrichshain-Kreuzberg). Beklagt wird auch, 
„dass man im Kontakt mit Moscheevereinen häufig nicht über 
den Austausch von Höflichkeiten und gemeinsames Tee-trinken 
hinaus kommt“ und dass häufig der Eindruck entsteht, dass die 
Moscheevereine den Kontakt nur suchen, „um eine finanzielle 
Unterstützung zu erhalten. Wenn dieses nicht funktioniert, ha-
ben sie auch kein Interesse an einer weiteren Zusammenarbeit“ 
(Karin Korte, Migrationsbeauftragte von Neukölln). 

Probleme und Konfliktpotenziale werden unter anderem 
in den „vollkommen unterschiedlichen Interessen und Zie-
len“ sowie in der „Abschottung der Vereine“ gesehen, die die 
Kommunikation zwischen den verschiedenen Moscheevereinen 
und die Kooperation mit anderen Projekten im Bezirk/Stadtteil 
erschweren. Hingewiesen wird in diesem Zusammenhang aber 

2Nähere Informationen 
zum mittlerweile ausge-
laufenen Modellprojekt 
„Integration von Musli-
men und muslimischen 
Organisationen in 
Deutschland“ von AKTI-
ONCOURAGE e.V. sind 
verfügbar unter: www.
aktioncourage.org/ac/pro-
jekte/integrmusldeut.htm.

Fenster in der Şehitlik 
Moschee am Columbia-
damm
Foto: Riem Spielhaus
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auch auf das erhebliche Misstrauen gegenüber Moscheever-
einen und die Risiken einer medial aufgeladenen politischen 
Debatte über Islamismus, Terrorismus und Sicherheit: 

„Meiner Ansicht nach liegen die Probleme und Konflikt-
potenziale darin begründet, dass man (die Bevölkerung, die 
Verwaltung) zu wenig über die einzelnen Moscheevereine 
weiß, die Angst vor Fundamentalisten oder gar Terroristen 
übermächtig ist und dass über allem das Damoklesschwert 
des Verfassungsschutzes schwebt. Wer einmal im Verfassungs-
schutzbericht erwähnt ist, weil er überprüft wurde, wird mit 
äußerster Vorsicht betrachtet. Von Seiten der Verwaltung ist es 
deshalb schwierig, sich ein Urteil über einen Moscheeverein zu 
bilden, was zur Folge hat, dass man sich zurückhaltend verhält, 
d.h. sich besser gar nicht begegnet, weil man ja ansonsten 
am nächsten Tag vielleicht mit negativen Schlagzeilen in der 
Presse stehen könnte“ (Karin Korte, Migrationsbeauftragte von 
Neukölln).

Eine besondere Herausforderung für Politik und Verwaltung 
stellt der Konflikt um den geplanten Neubau einer Moschee 
in Pankow-Heinersdorf dar, der zum Zeitpunkt der Befragung 
der Migrations- und Integrationsbeauftragten allenfalls erahnt 
werden konnte: „Wenn es die Absicht [eines Moscheevereins] 
gäbe, sich in Pankow zu etablieren, hielte ich das für eine wich-
tige Angelegenheit, auch im Sinne des Lokalen Aktionsplanes 

Pankow. Da es im Bezirk eine sehr kleine Gruppe von Muslimen 
gibt (z.B. rd. 900 Türken), gibt es auch kaum Erfahrungen 
für die Einheimischen im Zusammenleben bzw. Umgang mit 
ihnen. Hier wäre ein vernetztes Arbeiten – so es gewollt ist 
– wirklich wichtig“ (Karin Wüsten, Migrantenbeauftragte von 
Berlin-Pankow).

Ressourcen und Potenziale von Moscheevereinen liegen 
nach Einschätzung der Migrations- und Integrationsbeauftrag-
ten vor allem in einer stärkeren Anerkennung und Nutzung der 
Funktion dieser Vereine als Interessenvertretung. „Aufgeschlos-
sene Moscheevereine könnten im Hinblick auf die Integration 
von Migranten eine Multiplikatorfunktion übernehmen“. „Ein 
Moscheeverein und sein Imam haben natürlich Einfluss auf 
ihre Gemeinde. Dieser Einfluss ist das wichtigste Potential, das 
auch von der Verwaltung genutzt werden könnte. Themen 
wie Bildung, Menschenrechte, Frauenrechte u.a.m. könnten 
gemeinsam, in gemeinsamen Aktionen, positiv und sensibel 
transportiert werden“ (Karin Korte, Migrationsbeauftragte von 
Neukölln). 

Intensivierte und verbesserte Kontakte zwischen Moschee-
vereinen und Verwaltung

Als bemerkenswerte Ergebnisse unserer Befragung können vor 
allem die hohe Anzahl und die große Vielfalt der Kontakte auf 
Bezirksebene sowie der nach wie vor vorhandene Wunsch der 
Moscheevereine nach mehr und besseren Kontakten gewer-
tet werden. Von staatlichen Einrichtungen wünschen sich die 
Moscheevereine eine stärkere Anerkennung und Einbeziehung 
der organisierten Muslime, die Bekämpfung von Vorurteilen 
und Ausgrenzung, die Finanzierung sozialer Projekte vor allem 
im Bildungs- und Jugendbereich sowie eine stärkere Kontinui-

August 2006: Pressekon-
ferenz im Interkulturellen 
Zentrum für Dialog und 
Bildung, IZDB Wedding, 
anlässlich des Besuchs der 
Vorsitzenden des Landes-

beirats für Migrations- 
und Integrationsfragen, 
Staatssekretärin 
Dr. Petra Leuschner 
Foto: Matthias von Hof
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tät und Zielorientierung von Kontakten. Beklagt wird von den 
Vereinen, dass sie häufig erst dann einbezogen werden, wenn 
es bereits Probleme gibt und es nur noch um Schadensbegren-
zung geht. 

In den Berliner Bezirken ist der Umgang mit den Moschee-
vereinen sehr unterschiedlich. Er reicht von einer ausgeprägten 
Distanz und Skepsis über vereinzelte Kontakte und Gespräche 
bis hin zu Bemühungen, Vertreter/innen von Moscheevereinen 
in bezirkliche Strukturen wie Ausschüsse, Runde Tische und 
Steuerungsrunden einzubeziehen. Diese Einbeziehung gründet 
sich auf die Hoffnung, dass „aufgeschlossene Moscheevereine“ 
eine „Multiplikatorfunktion“ bei der sozialen Integration von 
Migranten übernehmen können, die es ermöglicht, zentrale 
Themen und Projekte wie Bildung, Menschenrechte, Geschlech-
tergerechtigkeit oder Gewaltprävention gemeinsam zu bearbei-
ten und voranzutreiben. Beklagt wird von Seiten der Verwaltung 
aber auch, dass die Moscheevereine nur „wenig Eigeninitiative“ 
zeigen und dass ein offensiver Umgang mit schwierigen The-
men, wenn überhaupt, dann nur zögernd erfolgt. 

Zur Umsetzung einer zielgerichteten und nachhaltigen Integra-
tionspolitik sind nicht nur verstärkte Anstrengungen von Bund, 
Ländern und Kommunen erforderlich, sondern auch eine 
Bildung von Integrationsnetzwerken auf lokaler Ebene. Als zivil-
gesellschaftliche Akteure können auch Moscheevereine einen 
wichtigen Beitrag zur Integration von Zuwanderern leisten, 
da sie die politische Meinungs- und Willensbildung sowie die 
soziale und religiöse Orientierung ihrer Mitglieder maßgeblich 
beeinflussen. Während die Verwaltung versuchen sollte, die 
Multiplikatorfunktion dieser Organisationen stärker zu nutzen, 
sind lokale Moscheevereine und islamische Verbände gefor-
dert, „Staat und Gesellschaft bei der Integration der Muslime“ 

zu unterstützen (Kultusministerkonferenz 2003, 137). Es liegt 
auch in ihrer Verantwortung, dass die in Deutschland lebenden 
Muslime die Chancen wahrnehmen, die eine freiheitliche Ge-
sellschaft und ein säkularer Rechtsstaat allen Menschen bieten.
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Senator Dr. Ehrhart Körting
Chancen und Schwierigkeiten der Zusammenarbeit mit 
Moscheegemeinden in Berlin

Moscheen in Berlin haben neben ihrem Religionsauftrag auch 
soziale Funktionen. Die Moschee ist ein Treffpunkt für die 
Muslime und hier werden Erfahrungen ausgetauscht. Es wird 
aber auch über soziale Probleme gesprochen. Insofern können 
Moscheen ähnlich wie die Projekte der evangelischen und katho-
lischen Kirche oder wie die Aktivitäten der jüdischen Gemeinde 
wichtige Orte des Gesprächs und der Beratung sein.

In einigen Einzelfällen gibt es Vereinbarungen etwa der Poli-
zei mit Moscheegemeinden. Aber es geht nicht nur um Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der Sicherheit, sondern es geht im 
Grunde um das Gespräch und die Zusammenarbeit auf allen 
Ebenen des gesellschaftlichen Lebens. Das setzt auf beiden 
Seiten voraus, dass die Schritte aufeinander zu sehr viel stärker 
gegangen werden müssen, als das bisher der Fall ist. Wir, damit 
meine ich die Christen, aber auch die nur christlich geprägten 
Nichtreligionsangehörigen in Berlin, müssen die Moscheen in 
unserer Stadt als selbstverständliche religiöse Einrichtungen 
annehmen. Wir müssen auf die Moscheegemeinden zugehen 
und unsererseits Berührungsängste abbauen. Die Moschee-
gemeinden ihrerseits müssen aus ihrer „Hinterhofsituation“ 
herauskommen und sich der Stadt tagtäglich öffnen und zwar 
nicht nur gegenüber den Muslimen, sondern gegenüber allen. 
Insofern müssen auch die Moscheegemeinden und insbeson-
dere die Imame ihre Berührungsängste ablegen. Wer mitein-
ander spricht, versteht den anderen plötzlich viel besser. Das 
gilt für beide Seiten. Insofern gilt es auch noch eine beson-
dere Schwierigkeit zu überwinden, nämlich die häufig nicht 
vorhandene Integration der Imame. Wir müssen unsererseits 

Wie gestaltet sich die
Zusammenarbeit mit 
Moscheegemeinden? 
Einige Einschätzungen

 Foto: Hans-Georg Gaul
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die Voraussetzungen dafür schaffen, dass Imame in Berlin und 
anderswo in Deutschland ausgebildet werden können. Die 
Moscheegemeinden müssen dafür sorgen, dass in Deutsch-
land aufgewachsene Muslime, mit den Berliner Verhältnissen 
und der deutschen Sprache vertraut, zu Imamen ausgebildet 
und ausgewählt werden. Die Chancen einer Zusammenarbeit 
werden dadurch wesentlich erhöht. Der hier aufgewachsene 
Imam kann aufgrund seiner guten Kenntnisse der Situation 
in Berlin seine Gläubigen in sozialen Fragen wirklich beraten 
und er kann die Kontakte zu Behörden und gesellschaftlichen 
Gruppen pflegen.

Die Chancen der Zusammenarbeit sind gewaltig. Viele 
Möglichkeiten werden bisher kaum genutzt. Wenn die Musli-
me und wir stärker aufeinander zugehen, können wir einen we-
sentlichen Beitrag nicht nur zur Integration als solcher, sondern 
für die Menschen in unserer Stadt leisten.

Hakan Aslan, Erziehungswissenschaftler, arbeitet als Sozial-
pädagoge und ist Mitglied des Migrationsbeirates Friedrichs-
hain-Kreuzberg
Raum für den Einklang von islamischem Glauben und demo-
kratischer Gesinnung

„Ich hasse alle Christen!“, so lautete die Aussage eines ca. 
10-jährigen türkischen Mädchens, der ich in meiner sozialpäd-
agogischen Tätigkeit begegnet bin. Ich bat sie, bei ihrem Imam 
in der Moschee nachzufragen, ob sie das als gläubige Muslima 
überhaupt sagen darf, da es meinem Wissen vom Islam nicht 
entsprach. Zum einen war ich neugierig auf die Antwort, zum 
anderen sollte dem Imam damit ein Interesse an der gemein-
samen Entwicklung der Kinder signalisiert werden. Zu meiner 
Freude, doch vielmehr noch zur Freude des Mädchens fiel die 
Antwort des Imams im Sinne eines religiösen Pluralismus po-
sitiv aus, und das Mädchen kann nun wesentlich entspannter 
und sicherer mit bekennenden Christen in Kontakt treten.

Das Mädchen wusste wie viele tausend andere junge 
Muslime in Berlin nicht, wie sie den Islam und ihr freizeitliches 
Umfeld in Einklang bringen sollte. In ihrer Wahrnehmung 
waren das getrennte Welten und mit dieser Aussage dachte sie, 
sich bei mir als Muslim dafür entschuldigen zu müssen, dass sie 
sich mit bekennenden Christen unterhalten hat. 

Dieses kleine Mädchen steht symbolhaft für alle Leidtra-
genden einer fehlenden Kommunikation zwischen Moscheege-

meinden und den zivilgesellschaftlichen Organisationen.
Zwischen den Polen eines religiösen Konservatismus und 

eines dogmatischen Laizismus existiert eine große Gruppe von 
Menschen relativ unbeachtet, da nicht politisch organisiert, 
die gerne unaufgeregt und selbstverständlich ihren islamischen 
Glauben und ihre demokratische Gesinnung miteinander in 
Einklang bringen würden. Damit sie sich mit ihrer religiösen 
Identität in der Mehrheitsgesellschaft wieder finden können, 
muss diese ihnen zunächst tatsächliche Zugänge zu den 
zentralen Partizipationsbereichen der Gesellschaft, primär dem 
Arbeitsmarkt und der Bildung, ermöglichen.

Die Integration der muslimischen Migranten könnte um 
einiges erfolgreicher verlaufen, wenn besagter Gruppe gesell-
schaftlich und politisch der Rücken gestärkt werden würde.

Die christlich-islamische Historie ist von Machtbestrebun-
gen und Überlegenheitsansprüchen geprägt. Spätestens nach 
dem 11. September 2001 kam der Terroraspekt hinzu und 
hinter jeder noch so demokratischen Äußerung von Muslimen 
wurde die „Taqiyya“, die Verstellung, vermutet. 

Natürlich müssen auch heute noch jene Faktoren des prak-
tizierten Islam angesprochen werden, die der Integration nicht 
zuträglich sind und sich mit unserem Demokratieverständnis 
nicht decken. Vor allem der selbstkritische Umgang mit diesen 
Faktoren muss immer wieder gefordert werden. Diese Proble-
me zu verschweigen, wäre falsch verstandene „political cor-
rectness“, die keinem nutzen und der Demokratie am meisten 
schaden würde.

Andererseits aufgrund eines Pauschalverdachtes allen den 
Dialog zu verweigern, kommt einem Abschieben in die religiö-
se und kulturelle Parallelgesellschaft gleich.

Der Dialog der zivilgesellschaftlichen Organisationen mit 
den islamischen Moscheevereinen bedeutet genauso wenig 
das Aushebeln des Säkularismus wie der Dialog mit den christli-
chen Organisationen. 

Das soll kein Plädoyer für Blauäugigkeit gegenüber den be-
reits erwähnten Problemfeldern sein, sondern eine Feststellung 
der Tatsache, dass es für den Dialog keine Alternative gibt.

Gesellschaftliche Realitäten entstehen nicht einfach, sie 
können, je nachdem welches Interesse verfolgt wird, geschaf-
fen werden.

Im Interesse einer gesunden Identitätsentwicklung, der 
Integration und der Demokratieförderung müssen vor allem 
muslimische Kinder und Jugendliche diesen Dialog real erle-
ben, auch wenn er zeitweilig kontrovers verläuft.

Daniel Winkler
Alexa Färber
Hans-Georg Gaul
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HeadlineIm Sinne einer kulturell und religiös pluralistischen Gesell-
schaft können Diversitäten als Stärke einer Gesellschaft erkannt 
werden. Die Verweigerung des Dialoges kann andernfalls 
S. Huntingtons Schauerbild des „Kampfes der Kulturen“ zu einer 
sich selbst erfüllenden Prophezeiung werden lassen. 

Safter Çınar, Sprecher des Türkischen Bundes in Berlin-Bran-
denburg und Vorsitzender des Türkischen Elternvereins Berlin-
Brandenburg 
Nur ein gleichberechtigter Dialog schafft Entspannung

Die bundesdeutsche Gesellschaft hat vierzig Jahre lang nicht 
nur die Einwanderung im Ganzen verschlafen, sie hat auch im 
Besonderen verschlafen, dass ein beachtlicher Teil der Einge-
wanderten muslimischen Glaubens ist. 

Politik und Öffentlichkeit zeigen ein ambivalentes Verhalten 
gegenüber den Muslim/innen und ihren Organisationen. Die 
Spannweite reicht von der Ignoranz ihrer legitimen Bedürfnisse 
(wie bspw. Religionsunterricht an den Schulen – durch einen 
unsere Werteordnung akzeptierenden Träger – oder der Bau 
von zeitgemäßen Gotteshäusern) über eine unkritische Zusam-
menarbeit mit Organisationen bis hin zu Pauschalverdächti-
gungen und Diskriminierungen. 

Die Ignoranz hat unter anderem dazu geführt, dass einer-
seits unter dem Deckmantel der Religion politische Ziele ver-
folgende Organisationen sich dieser Bedürfnisse angenommen 
haben und dadurch andererseits auch andere Organisationen 
unter Verdacht geraten sind. 

Die Organisationen, die den Anspruch erheben, „die Musli-
me“ zu vertreten, haben aber auch Versäumnisse vorzuweisen: 
Zwar ist vor Gericht keiner verpflichtet, sich zu verteidigen – es 
gilt die Unschuldsvermutung –, in der Politik dürfte es aber 
etwas anders zugehen. Tritt eine Person oder Organisation im 
Namen einer Religion auf und werden im Namen dieser Religi-
on weltweit schwerste Verbrechen ausgeübt, gibt es durchaus 
die Pflicht, sich hiervon glaubhaft abzugrenzen. Das hat nichts 
mit Generalverdacht zu tun, im Gegenteil, eine offensive Ab-
grenzung wäre ein probates Mittel gegen pauschale (Vor-)Ur-
teile. Das ist m.E. nicht geschehen.

Ein weiteres unverständliches Verhalten der Politik gegenü-
ber Muslim/innen ist die oft geäußerte Forderung, sie müssten 
„mit einer Stimme sprechen“, bevor sie als Ansprechpartner 
angenommen werden können. Dies ist etwas merkwürdig 
angesichts der Existenz von mehreren christlichen Kirchen.

Hier stellt sich die grundsätzliche Frage, ob die nach christ-
lich/abendländischer Logik krampfhafte Suche nach islami-
schen Religionsgemeinschaften überhaupt sinnvoll ist. Bis sich 
entsprechende Strukturen unter den Muslim/innen entwickelt 
haben, sollte deshalb ernsthaft in Erwägung gezogen werden, 
ob nicht angesichts der veränderten gesellschaftlichen Verhält-
nisse eine Ergänzung des Artikels 7 Absatz 3 GG notwendig ist, 
die die Frage religiöser Ansprechpartner für Religionen ohne 
Organisationsstrukturen neu regelt.

Letztlich schafft nur ein gleichberechtigter Dialog Ent-
spannung: Auf der einen Seite muss die Mehrheitsgesellschaft 
endlich akzeptieren, dass Muslim/innen und ihre legitimen For-
derungen Teil unseres Landes geworden sind, auf der anderen 
Seite müssen sich Muslim/innen weg von politisch gelenkten 
Gruppen zu Glaubensgemeinschaften entwickeln.

Dr. Johannes Kandel, Friedrich-Ebert-Stiftung, Politische 
Akademie, Interkultureller Dialog
Missverständnisse im Hinblick auf die grundlegenden Ziele 
des Dialogs können die Kommunikation behindern

Da im Selbstverständnis vieler Moscheevereine die religiöse Be-
treuung ihrer Mitglieder zwar im Zentrum steht, sie gleichwohl 
auch ökonomische, soziale, kulturelle und politische Aufgaben 
wahrnehmen, sind Kontakte und ggf. auch Zusammenarbeit 
mit ihnen für eine politische Stiftung durchaus wünschens-
wert. Vorstellbar sind z.B. Informationsaustausch, Gespräche 
zu verabredeten, beide Seiten interessierenden Themen, 
vorzugsweise Bildungsfragen, aber auch Fragen von Migration 
und Integration sowie interkulturellem Dialog. Die Friedrich-
Ebert-Stiftung lädt Moscheevereine und muslimische Verbände 
regelmäßig zu ihren Veranstaltungen in das Berliner Haus ein. 
Hilfreich können auch Treffen von Vorstandsmitgliedern von 
Moscheevereinen und Repräsentanten der FES zur Diskussion 
ggf. gemeinsamer Projekte im Bildungsbereich sein. Gelegent-
lich können sprachliche Defizite sowie Missverständnisse im 
Blick auf die grundlegenden Ziele des Dialogs für die Kommu-
nikation hinderlich sein. 
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Claudia Schmid, Leiterin der Abteilung Verfassungsschutz
Das Spannungsfeld zwischen Islam und Islamismus

Auftrag des Verfassungsschutzes ist es, Gefahren für unser de-
mokratisches Gemeinwesen abzuwehren. Als Frühwarnsystem 
hat er nicht nur rechtzeitig islamistisch-terroristische Strukturen 
aufzudecken, sondern auch einen Beitrag zu einer sachlichen 
und differenzierten Aufklärung über islamistische Bestrebun-
gen zu leisten. Auch in Deutschland besteht die Gefahr von 
Anschlägen durch so genannte Zellen von Mujahidin. Deshalb 
ist es ein Anliegen der Sicherheitsbehörden, dass die Muslime 
sie bei der Aufklärung von Radikalisierungsprozessen und Rek-
rutierungsbemühungen unterstützen. Der Berliner Verfassungs-
schutz hat für entsprechende Hinweise vertrauliche Telefone in 
arabischer und türkischer Sprache eingerichtet. Des Weiteren 
beteiligt er sich am Dialog mit muslimischen Organisationen, 
um das Vertrauen in die Arbeit des Verfassungsschutzes zu 
stärken.

Eine weitere Aufgabe des Verfassungsschutzes ist die Be-
obachtung islamistischer Organisationen, die in Deutschland 
Freiräume für eine „Binnengesellschaft“ nach islamistischem 
Politikverständnis schaffen und ihre gesellschaftspolitischen 
Vorstellungen sowohl innerhalb der muslimischen Gemein-
schaften als auch gegenüber der Mehrheitsgesellschaft durch-
setzen wollen. In diesem Zusammenhang ist die Öffentlich-
keitsarbeit des Verfassungsschutzes von besonderer Bedeutung. 
Eine differenzierte Darstellung und eine klare Abgrenzung des 
Islam von dem Missbrauch der Religion durch islamistische 
Gruppierungen für ihre politischen Ziele ist hier der Maßstab.

Im Spannungsfeld zwischen Islam und Islamismus – also 
zwischen der im Grundgesetz verbrieften Religionsfreiheit für 
den Islam auf der einen und der der freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung widersprechenden islamistischen Ideolo-
gie auf der anderen Seite – steht auch die Frage der Integration 
von Muslimen in Deutschland. Es muss unterschieden werden 
zwischen den vielen unter uns lebenden Menschen muslimi-
schen Glaubens, die unsere Staats- und Gesellschaftsordnung 
respektieren, und jenen wenigen, die sie bekämpfen, mit dem 
fernen Ziel, islamistische Staatswesen zu errichten, in denen 
außer der von ihnen verkündeten Religion keine anderen Nor-
men, auch keine anderen Religionsgemeinschaften gleichbe-
rechtigt geduldet werden.

Unterstützt werden müssen Gruppierungen, die sich für 
einen europäischen, demokratisch geprägten Islam einsetzen. 
Es kann kein Zweifel darüber bestehen, dass ein enggefasstes 

Verständnis der Schari’a, wie es einige islamistische Gruppen 
und zum Teil auch die muslimischen Traditionalisten pro-
pagieren, indem sie aus der Schari’a etwa ein bestimmtes 
Rollenverständnis der Frau oder das Recht auf Anwendung dort 
niedergelegter strafrechtlicher Bestimmungen ableiten, gegen 
die Menschenrechte verstößt. Umso notwendiger ist es, die 
Kräfte zu unterstützen, die sich für eine liberale Interpretation 
der Schari’a einsetzen. Derartige Prozesse zu fördern, würde 
auch Wahrnehmungen entgegenwirken, Muslime in Europa 
vor allem als ein Sicherheitsproblem zu betrachten. Gleichzeitig 
würde verhindert, dass migrationsspezifische Probleme wie 
etwa fehlende Integrationsbereitschaft, mangelnde Sprach-
kenntnisse oder soziale Marginalisierung allein auf den Islam 
zurückgeführt werden. Dies setzt sowohl präzise Kenntnisse 
über den Islam und seiner Instrumentalisierung voraus als auch 
eine kritische Dialogkultur mit Muslimen und der Muslime 
untereinander, die heikle Themen nicht zu vermeiden sucht.

Burhan Kesici, Vorstandsmitglied der Islamischen Föderation 
Berlin, IFB
Man kann nicht nur fordern, sondern muss auch fördern

Aus Sicht der Islamischen Föderation Berlin stellen Kooperatio-
nen vor allem eine Chance dar, denn die Moscheegemeinden 
sind Orte, an denen man viele Menschen erreichen kann und 
zudem hat die Moschee als Institution ein besonderes Ansehen. 
Dieses Potential wird leider bisher nicht wahrgenommen. In Ber-
lin werden häufig Dachverbände als Ansprechpartner für Türken 
vorgezogen, die nicht einmal halb so viele Mitglieder haben 
wie die Mevlana Moschee der IFB oder die Şehitlik Moschee der 
DITIB. 

Moscheen sind Gebetshäuser, die in erster Linie religiöse 
Dienstleistungen erbringen. Manche Politiker, Quartiersmanager 
oder andere gesellschaftliche Akteure stellen Anforderungen an 
die Moscheen, die weit darüber hinausgehen. Für deren Realisie-
rung wären drei bis vier Sozialarbeiter nötig. Die Vereine sehen 
sich so vor die Frage gestellt, wie sie soziale Probleme lösen 
sollen. Wenn man dann die Notwendigkeit staatlicher Unterstüt-
zung anspricht, wird auf die leeren Kassen verwiesen. Trotzdem 
reden wir in der IFB auch darüber, wie man sich gesellschaftlich 
einbringen kann. Man könnte Streetworker einstellen, einen 
Imam, der mit den Jugendlichen spricht. Aber der würde 3000 
– 4000 Euro kosten, und das kann sich keine Gemeinde leisten.

Riem Spielhaus, 2x
Hans Georg Gaul
Daniel Winkler
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HeadlineZudem fehlt bei denjenigen, die auf Moscheen zugehen, 
häufig die Kenntnis über die personelle Ausstattung einer 
Moschee. So wurde einigen Moscheegemeinden vorgeworfen, 
dass sich niemand bereit erklärt habe, auf Angebote für Koo-
perationen einzugehen. Aber das liegt meist daran, dass die 
richtigen Personen dafür fehlen: Manche sind überfordert, was 
den Schriftverkehr mit Behörden, Projektkonzeptionen, aber 
z.T. auch die deutschen Sprachkenntnisse angeht. 

Viele Berliner Institutionen scheuen sich noch davor, mit 
Moscheegemeinden zusammenzuarbeiten. Es besteht allge-
mein Misstrauen, nicht nur gegenüber der IFB. Auch mit an-
deren Moscheen wird nur ungern kooperiert. Wenn Moschee-
vereine ihre Projekte vorstellen, gibt es immer Einwände: „Ja, 
aber!“. Werden Kooperationen schon mit einer bestimmten 
Vorsicht und Distanz gegenüber den Gemeinden angeboten, 
kann dies dazu führen, dass sich die beteiligten Muslime ob 
eines wenn auch nur empfundenen Misstrauens zurückziehen 
und die Kooperation aufgeben.

Wenn Moscheevereine auf Bezirks- oder Landesebene in 
bestimmten Gremien wie dem Migrationsbeirat mitarbeiten 
möchten, agieren etablierte Vereine und Institutionen von Mi-
granten sogar gegen deren Partizipation. Hierbei geht es auch 
um die eigene Position und z.T. um Geldverteilung für Projekte. 
So gibt es meist eine Front gegen uns, sei es bei den Politikern, 
den Verantwortlichen, den Behörden oder den NGO. 

Wie wichtig der gegenseitige Respekt und die Anerkennung 
der Arbeit in den Gemeinden ist, verdeutlichen Erfahrungen 
aus Dialogveranstaltungen: Wenn die Leute der Kirchenge-
meinde zusammenkommen und sagen: „Jetzt wollen wir es 
aber wissen!“, nur Fragen stellen, aber keine Antworten geben, 
dann funktioniert das nicht langfristig. Wenn aber die Kirchen-
gemeinde lebhaft mitdiskutiert, von sich erzählt und etwas 
erfahren will, dann funktioniert das ganz gut.

In der praktischen Arbeit der IFB zeigt sich, dass sich die 
einzelnen Vereine ändern, je mehr sie mit der Öffentlichkeit 
in Kontakt treten. Für die Mitglieder der Mevlana Moschee 
bspw. sind Besuchergruppen, Führungen und Vorträge in der 
Moschee gar kein Problem mehr. Am Anfang gab es Einwände 
dagegen: „Wir wollen unsere Gebete machen, könnt Ihr nicht 
später kommen?“ Heute kommen Moscheevorstände zum 
Dachverband und bieten ihre Räume für die Öffentlichkeitsar-
beit an. Der Tag der offenen Moschee zum Beispiel wird schon 
Monate vorher vorbereitet. Die Leute kommen und interessie-
ren sich dafür, und dann macht man das auch gern.

Hüseyin Mıdık, DITIB Berlin
Kurzfristige Projekte sind gut, nachhaltige Kooperationen 
sind besser

Ich sehe in Kooperationen mit Moscheevereinen vor allem 
eine Chance, denn sie bieten eine Plattform, auf der man ein 
Zusammenkommen gewährleisten kann. Moscheen sind Orte, 
an denen Menschen unterschiedlichster Art zusammenkom-
men: Hier treffen sich Muslime untereinander, Muslime und 
Andersgläubige, aber auch Muslime mit Behörden und offizi-
ellen Stellen. Hier hat man ganz einfach die Möglichkeit, viele 
Menschen zu erreichen. 

Die Moscheen geben den Menschen einen gewissen Halt 
im Alltag. Sie leisten dabei einen Beitrag, der aber nur selten 
anerkannt wird. Im Gegenteil, diese Suche nach persönlichem 
Halt in Moscheen wird häufig als Rückzug gedeutet, was ich 
für eine irreführende Einschätzung halte. Denn der Moschee-
besuch gehört einfach zum religiösen Leben von Männern, 
Frauen und Kindern und bedeutet keineswegs automatisch die 
Abschottung nach außen. Moscheen können vielmehr auch 
ihren Beitrag zur Gesellschaft leisten, indem von dort aus Inte-
grationsbemühungen unterstützt werden, oder indem positive 
Zeichen von dort ausgehen und sie als Teil der Gesellschaft 
agieren. Viele Moscheen haben dies bereits als ihre Aufgabe 
erkannt. Beispielsweise bieten viele Gemeinden mittlerweile 
Nachhilfeunterricht an. 

Gerade dabei stoßen sie allerdings auch an ihre Grenzen. 
Denn derartige Aktivitäten bedürfen personeller und finanziel-
ler Ressourcen, aber auch Fachwissen. Auf Seiten der Moschee-
gemeinden fehlen sehr häufig die Ressourcen für eine profes-
sionelle Arbeit. Die meisten Gemeinden sind gerade einmal 
in der Lage, den Unterhalt der Moscheen zu gewährleisten. 
Vielerorts werden sie von der ersten Generation von Migranten 
getragen, was u.a. eine sprachliche Barriere zur Folge hat. Es 
fehlt aber auch an Personal und an Material, um die Arbeit 
breiter anzulegen. Ein Großteil der Arbeit in den Moscheen 
wird freiwillig und ehrenamtlich erbracht.

Die Gemeinden zeigen großes Interesse an der Zusam-
menarbeit mit öffentlichen Einrichtungen, wie z.B. in der 
Neuköllner Initiative für Jugendarbeit, die in Kooperation mit 
der Polizei und der Moschee vor Ort getragen wird. Wichtiger 
als solche kurzfristigen Projekte sind jedoch auf Nachhaltigkeit 
angelegte Kooperationen. Auf Moscheeseite würde man sich in 
dieser Hinsicht mehr Engagement der Bezirke in der Unterstüt-
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zung langfristig angelegter Initiativen wünschen. Ich würde mir 
außerdem wünschen, dass die Berliner Moscheen Pädagogen 
und Sozialarbeiter für Integrationsarbeit einstellen könnten, 
aber das können sich die Gemeinden derzeit nicht leisten.

Häufig läuft die Kommunikation zwischen Moscheegemein-
den und anderen Vereinen der Nachbarschaft nicht optimal. 
Andererseits wird erfolgreiche Zusammenarbeit von der Gesell-
schaft meist gar nicht wahrgenommen. 

Deshalb zwei Beispiele: Die Koca Tepe Camii hat sehr kleine 
Räume. Jedes Jahr, wenn die islamischen Festtage heranrücken, 
bitten die Vereinsmitglieder in der benachbarten Kirche um 
räumliche Unterstützung und seit Jahren verrichten die Musli-
me ihre Gebete an diesen hohen Festtagen in der Kirche. Die  
Şehitlik Moschee am Columbiadamm ist bereits vor ihrer end-
gültigen Fertigstellung zu einem Ort des Zusammenkommens 
geworden. Sie trägt dazu bei, dass Muslime sich hier in Berlin 
heimisch fühlen. Für viele Menschen hat sie einen symboli-
schen Wert. Doch die Şehitlik Moschee ist nicht nur ein Ort für 
Muslime. Sie ist ein Begegnungszentrum für alle Menschen. Ein 
Beweis dafür sind die vielen Besuchergruppen, die die Şehitlik 
Moschee nahezu täglich empfängt (bis zu drei pro Tag). Füh-
rungen durch die Moschee sind nach telefonischer Anmeldung 
jederzeit möglich. Das ist eine Öffnung nach außen hin. Und 
wenn man sich öffnet, wird man auch gesehen.

Özcan Mutlu, Mitglied des Abgeordnetenhauses, MdA
Fördern und fordern

Über 200.000 Musliminnen und Muslime leben in Berlin. Da-
mit haben wir eigentlich eine islamische Großstadt innerhalb 
der Großstadt. Die Erstere ist in ihrer nationalen und religiösen 
Zusammensetzung fast so vielfältig wie die Letztere. Berlin als 
Ganzes umfasst unzählige Religionen und Überzeugungsge-
meinschaften und nahezu alle Nationalitäten der Welt. So im 
Grunde auch der Islam. Wiewohl in Berlin mehrheitlich türkisch 
und sunnitisch geprägt, zählen sich Menschen aus vielen Län-
dern zu vielen islamischen Traditionen und Richtungen, nicht 
zu vergessen einige tausend Muslime deutscher Abstammung. 
Nicht zu vergessen auch die Aleviten, die sich seit dem Brand-
anschlag 1993 in der anatolischen Stadt Sivas, bei dem 37 Ale-
viten umkamen, mehr und mehr zu ihrem Glauben bekennen.

Dennoch sind Moscheen und Gebetsstätten der Muslime 
fast unsichtbar, versteckt in Hinterhöfen und Zweckbauten, 

zugänglich nur über Gewerbedurchfahrten und Hintertreppen. 
Bislang bestätigen wenige Ausnahmen diese Regel. Selbst das 
bislang prächtigste islamische Gotteshaus in Berlin, die Şehitlik 
Moschee am Columbiadamm, steht im Niemandsland zwischen 
Hasenheide und Tempelhofer Flughafen. Wenige haben es wie 
das alevitische Cemhaus in der Waldemarstraße geschafft, sich 
im Kiez zu etablieren. 

Dieser Zustand weist symptomatisch darauf hin, wie wenig 
der Islam in der Mehrheitsgesellschaft angekommen ist und 
wie wenig er von dieser akzeptiert wird. Eine integrierte und 
etablierte Religion muss auch städtebaulich in Erscheinung 
treten dürfen. Zu einer richtigen Moschee gehören eben Kup-
peldach und Minarett wie zu einer christlichen Kirche Haupt-
schiff und Glockenturm. Wie diese steht eine richtige Moschee 
auch sichtbar im öffentlichen Raum und kann ohne schikanöse 
Bauauflagen errichtet werden. Wer das Baurecht zur vermeint-
lichen Rettung des Abendlandes zweckentfremden will, sei 
daran erinnert, dass zu den heutigen Grundwerten eben dieses 
Abendlandes die Religionsfreiheit gehört, was auch die Errich-
tung repräsentativer Kultbauten beinhaltet. 

Bis der Islam derart selbstverständlich Teil unserer Gesell-
schaft geworden ist, steht jedoch noch eine Menge an Ver-
ständigungsarbeit und Dialog an. Dies ist weder einfach noch 
eingleisig. Muslime und die Sprecher ihrer Organisationen 
müssen auch geistig raus aus ihren Hinterhöfen. Im Dialog ha-
ben sie Rechenschaft darüber abzulegen, wes Geistes Kind sie 
gegebenenfalls tatsächlich sind. Vordergründig Zustimmung zu 
Demokratie und Verfassung zu heucheln und intern Verach-
tung für alle unsere Werte zu zeigen, ist wahrlich kein Boden 
für Integration. Muslimische Wortführer, die so denken und 
handeln, gibt es. Sie repräsentieren aber weder die Mehrheit 
aller Muslime noch verdient ihre Haltung irgendeinen Respekt. 

Ganz im Gegenteil muss ihnen klargemacht werden, dass 
sie als Gegenüber unerwünscht und überflüssig sind. Es kann 
nicht angehen, dass Fanatiker, die ihre Religion insgeheim für 
abstruse politische Ziele strapazieren, als seriöse Gesprächspart-
ner herumgereicht werden. Die nichtmuslimische Seite muss 
hier noch stärker als bisher lernen, die Geister zu unterscheiden 
und sich demonstrativ Partnern zuwenden, die Verständigung 
auch wirklich wollen. 

Abgesehen von offensichtlichem ideologischem Missbrauch 
steht auch die einseitige Fixierung vieler Muslime auf ihre Her-
kunftsländer einer vernünftigen Integration im Wege. Muslime 
sind hier in erster Linie eben Muslime in Deutschland und le-
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Headlineben weder im Exil noch im Gastarbeiterstatus. Ihre Gesprächs-
partner aus der Mehrheitsgesellschaft andererseits müssen 
endlich verinnerlichen, dass der Islam hierzulande kein Auslän-
derthema ist, sondern eigenständig und dauerhaft existiert. 

Letzteres ist auch eine Voraussetzung dafür, fragwürdige 
Wertvorstellungen, namentlich zu Partnerschaft, Sexualität und 
Stellung der Frau, tatsächlich in Frage stellen zu dürfen. Welt-
religionen reduzieren sich weder auf Ethnie noch auf Tradition, 
sondern müssen sich konstruktiv ihrer aktuellen Wirklichkeit 
stellen. Insofern sind sowohl der Islam als auch seine Dialog-
partner noch dabei, in der Bundesrepublik anzukommen. 

Cornelia Reinauer, ehemalige Bürgermeisterin von 
Friedrichshain-Kreuzberg 
Ein kommunalpolitisches Zeichen: aus der Schmuddelecke 
an den Runden Tisch 

Zu unserer Kommune gehört eine dritte große Weltreligion. 
Wichtig ist, dass diese nicht in einer Schmuddelecke bleibt, 
indem man sagt: „Die haben ihre Hinterhofmoscheen und wir 
nehmen sie eigentlich nicht wahr.“ Nachdem viele Familien 
sich für Deutschland und Berlin als ihren Lebensmittelpunkt 
entschieden haben, führt die Forderung muslimischer Ge-
meinden, ihren Glauben praktizieren zu können, zu dem völlig 
legitimen Anspruch auf einen Moscheebau in diesem Bezirk. 
Die Gemeinden sind jedoch in der Pflicht, das Gespräch mit 
dem unmittelbaren Umfeld zu suchen, sich und ihre Häuser 
dem Dialog zu öffnen. Es gilt die Ängste von Menschen in den 
Nachbarschaften ernst zu nehmen. 

Als Bezirksbürgermeisterin von Kreuzberg-Friedrichshain 
habe ich vor zwei Jahren begonnen, alle Moscheegemeinden 
in Kreuzberg zu besuchen. Ziel der Besuche war es, von den 
Moscheevertretern zu hören, welche Anforderungen sie an die 
Kommunalpolitik stellen und wie sie sich eine Zusammenarbeit 
vorstellen. Die Moscheegemeinden waren sowohl erstaunt 
und erfreut über diese Initiative. Ich sei die erste Bürgermeis-
terin, die von sich aus zu ihnen gekommen sei, sagten sie. Alle 
äußerten den Wunsch nach regelmäßigem Kontakt mit der 
Bürgermeisterin.

Daraus ist die Idee für den „Runden Tisch der islamischen 
Gemeinden in Kreuzberg“ entstanden. Er besteht nun seit Ende 
2004 und wurde mittlerweile auf Wunsch der muslimischen 
Vertreter/innen in „Runder Tisch für muslimische Vereine und 

Gemeinden“ umbenannt. Es beteiligen sich Vertreter nahezu 
aller Gemeinden. Als schwierig erweist sich jedoch die Entwick-
lung eines beiderseitigen Austauschs. Bisher wird der Runde 
Tisch als Ort verstanden, an dem der Bezirk informiert. Die 
muslimischen Vertreter sollten ihre Themen jedoch auch selbst 
setzen, sich untereinander absprechen und zu bestimmten 
Themen positionieren. Als ich die Moscheegemeinden nach 
dem Mord an Hatun Sürücu aufgefordert habe, sich zu positio-
nieren und ihnen z.B. für ein Pressegespräch meine Unterstüt-
zung zugesagt habe, zeigte sich, wie schwierig es noch ist, sich 
gemeinsam öffentlich zu äußern, denn die Moscheegemeinden 
stehen kaum in einem Dialog untereinander. Da kann die Bür-
germeisterin auch als Mittlerin fungieren.

Bisher ist der Dialog auf die Ebene der Bürgermeisterin und 
der Vorstände islamischer Vereine beschränkt. Wichtig ist es 
jedoch, dass die Diskussion in die Gemeinden gelangt und dass 
diese in die kleinteilige Arbeit vor Ort integriert werden. Viel 
Arbeit muss bei der Öffnung der Gemeinden geleistet werden, 
denn wir brauchen die muslimischen Familien als Partnerinnen 
und Partner im kommunalen Gemeinwesen. Sie könnten sich 
beispielsweise für die Öffnung der Schulen für unsere Migran-
tenfamilien einbringen. Denn wir haben es in den letzten 20 
Jahren nicht geschafft, adäquate Beteiligungsstrukturen für 
unsere Migrantenfamilien zu schaffen. Nun müssen wir errei-
chen, dass sie sich eingeladen fühlen, mitzureden in Schulan-
gelegenheiten und anderen Themen, die unser Gemeinwesen 
anbelangen.

Ein gutes Beispiel für gelungene Zusammenarbeit ist der 
1. Mai in Kreuzberg. Dort hat sich ein breites Netzwerk aus 
Anwohnern, anliegenden Gewerbetreibenden und zivilgesell-
schaftlichen Vereinen gebildet, das mit einem Volksfest ein 
Zeichen gegen Gewalt setzt. Wenn auch zunächst vorsichtig, 
haben sich auch Moscheegemeinden daran beteiligt. 

Mit dem Runden Tisch bei der Bürgermeisterin hat die 
Kommunalpolitik ein Zeichen gesetzt. Es drückt zum einen den 
Wunsch aus, die Muslime als integralen Bestandteil unseres 
Gemeinwesens positiv zu bewerten und zum anderen, dass sie 
sich in die kommunalpolitische Diskussion als aktive Partnerin-
nen und Partner einbringen.

Besuchergruppe in 
der Şehitlik Moschee 
am Columbiadamm 
März 2006
Foto: Riem Spielhaus
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Mehr als Vorbeter: 
Zur Herkunft und 
Rolle von Imamen 
in Moscheevereinen

Melanie Kamp

Über Imame in Deutschland wird immer wieder kontrovers in 
der Öffentlichkeit diskutiert. Knapp zusammengefasst lautet 
die Kritik an den Imamen, die mehrheitlich aus dem Ausland 
stammen, dass sie nicht ausreichend mit der deutschen Spra-
che und der deutschen Lebenswirklichkeit vertraut seien und 
darüber hinaus religiöse Normen und Werte vermittelten, die 
einer Integration von Muslimen in Deutschland im Wege stün-
den. Doch wie wird jemand eigentlich Imam in Deutschland, 
welche Rolle nehmen Imame in den Moscheegemeinden ein 
und welche Tätigkeiten üben sie dabei aus? 

Zunächst ist Imam kein religiöses Amt, das eine klar de-
finierte religiöse Ausbildung oder eine Ordination erfordert. 
Der Begriff Imam stammt aus dem Arabischen und bezeichnet 
wörtlich jemanden, der vorne steht. In diesem Sinne wird die 
Person, die das gemeinschaftliche Ritualgebet leitet, Imam 
genannt. Sobald Muslime gemeinschaftlich beten, leitet einer 
von ihnen das Gebet, d.h. er steht vorne, rezitiert laut und die 
in langen Reihen hinter ihm Stehenden synchronisieren ihre 
Bewegungen mit ihm. Prinzipiell kann jeder männliche Muslim 
das Gebet leiten, der den Gebetsablauf und den dabei rezitier-
ten arabischen Text kennt. Betet eine Gruppe von Frauen, so 
leitet auch hier eine das Gebet, jedoch steht sie innerhalb der 
ersten Reihe der Betenden. Imam ist also zunächst eine Funk-
tionsbezeichnung, die auf das Vorbeten verweist. Wenn nun 
vom Imam einer Moschee die Rede ist, kann es sich sowohl um 
einen Religionsgelehrten handeln als auch um einen „Laien“, 
der über sehr unterschiedliche Formen formaler religiöser Bil-
dung verfügen kann. Da für andere Aufgaben als das Vorbeten 
wie beispielsweise das Predigen oder den Koranunterricht tiefer 
gehende religiöse Kenntnisse erforderlich sind, bemühen sich 
die Moscheegemeinden in der Regel darum, einen Vorbeter-
Prediger zu verpflichten, der eine religiöse Ausbildung absol-
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viert hat. Die Inhalte und Abschlüsse sind dabei nicht einheit-
lich festgelegt.

Neben dem Begriff Imam sind in den verschiedenen Mo-
scheegemeinden noch andere Begriffe als Anrede, Ehr- und 
Funktionsbezeichnung für Personen gebräuchlich, die über re-
ligiöses Wissen verfügen, Rituale durchführen und als Vorbeter, 
Prediger, Lehrer und religiöse Ratgeber fungieren. Während der 
Begriff Hoca in türkischen Gemeinden üblich und als Anrede für 
Imame und Lehrer bzw. Lehrerinnen verwendet wird, wird der 
Begriff Scheich vor allem in arabischen Gemeinden benutzt. 

Die über 80 Moscheen und muslimischen Gebetsräume in 
Berlin verfügen nicht alle über einen fest angestellten Imam. 
Abhängig von der Größe der Moschee und den finanziellen 
Ressourcen der Gemeinde sind Imame häufig nur ehrenamtlich 
tätig. Für alle Imame, die aus dem Ausland eingestellt werden, 
gilt, dass sie entweder eine religiöse Ausbildung oder ihre 
vorherige Beschäftigung als Imam nachweisen müssen, um ein 
Visum bzw. eine Aufenthaltsgenehmigung zu erhalten. Auch 
ist dazu die Vorlage eines Arbeitsvertrages mit einer Moschee 
in Deutschland notwendig. Am klarsten ist das Einstellungs-
prozedere bei den Moscheegemeinden geregelt, die der DITIB 
angeschlossen sind. Die türkische Religionsbehörde (DIB), der 
die DITIB angehört, entsendet so genannte Religionsbeauftrag-
te als Imame in die DITIB-Gemeinden. Als Beamte des türki-
schen Staates sind die Religionsbeauftragten an die türkische 
Botschaft bzw. die Konsulate gebunden und der Dienstaufsicht 
der Attachés für religiöse Angelegenheiten unterstellt. Ihre 
Dienstzeit in Deutschland umfasst vier Jahre, allerdings können 
sie auch mehrere Dienstperioden in Deutschland verbringen, 
sofern sie zwischenzeitlich wieder in der Türkei arbeiten. Die 
Ausbildung der DITIB-Imame ist nicht einheitlich geregelt 
(Cekin 2003), doch haben sie mindestens das Imam-Prediger-

Gymnasium in der Türkei und/oder ein Theologie-Studium 
absolviert. Vor ihrem Einsatz in Deutschland haben sie mindes-
tens acht Jahre Berufserfahrung in der Türkei gesammelt und 
seit 2002 werden sie mit sechsmonatigen Deutschkursen auf 
ihren Aufenthalt in Deutschland vorbereitet. 

Da die Türkei der einzige muslimisch geprägte Staat ist, 
mit dem eine Vereinbarung über die Entsendung von Imamen 
besteht, müssen sich andere Moscheevereine, die nicht der 
DITIB angehören, individuell um die Suche, Auswahl und die 
Einreisemodalitäten ihrer Imame kümmern. Dies gilt sowohl für 
andere von türkischstämmigen Muslimen unterhaltene Vereine 
wie zum Beispiel die Islamische Föderation Berlin (IFB) oder 
den „Verband der Islamischen Kulturzentren“ (VIKZ) als auch 
für Moscheevereine mit anderem national-ethnischen Hinter-
grund. Der VIKZ hat eine eigene Akademie in Köln eingerich-
tet. Hier können sich die Schüler auch zum Imam bzw. Hoca 
ausbilden lassen. Die Ausbildung baut auf dem Religionsun-
terricht in den lokalen VIKZ-Moscheen auf, dauert vier Jahre, 
kann um ein Ausbildungsjahr in der Türkei ergänzt werden und 
wird für Männer und Frauen angeboten (Jonker 2002). Daher 
verfügt der Verband auch über Deutsch sprechende Imame 
bzw. Imame, die in Deutschland aufgewachsen sind. In vielen 
arabischen Moscheen – bspw. das Haus der Weisheit, das Inter-
kulturelle Zentrum für Dialog und Bildung (IZDB), das Islami-
sche Kultur- und Erziehungszentrum oder die Al-Nur Moschee 
– sind Absolventen der ägyptischen Azhar-Universität tätig. Sie 
haben entweder islamisches Recht, Koran- oder Hadithwissen-
schaften (Prophetentradition) oder auch an der Sprachfakultät 
eine Kombination aus Deutsch und religiösen Fächern studiert. 
Der Kontakt zu einer Moschee in Deutschland kommt häufig 
über persönliche Beziehungen zustande, oder die Moscheever-
eine wenden sich direkt an die Azhar-Universität und fragen 
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nach geeigneten Absolventen. Im Fastenmonat Ramadan, der 
durch ein besonders intensives Moscheeleben geprägt ist, be-
mühen sich oft Moscheevereine, die sich ganzjährig keinen fest 
angestellten Imam leisten können, für diese Zeit einen Imam 
aus dem Ausland zu verpflichten. Diese Imame haben dadurch 
die Möglichkeit, weitere Kontakte zu knüpfen, Moscheevereine 
wie auch Moscheebesucher und -besucherinnen können die 
Imame kennen lernen und manchmal ergibt sich daraus eine 
Festanstellung.

Das Aufgabenspektrum der Imame

Studien über Imame in Deutschland und in anderen europäi-
schen Staaten zeigen, dass das Aufgabenspektrum der Imame 
hier größer ist als in den Herkunftsländern der muslimischen 
Einwanderer. In der Regel wird dies auf die Diasporasituation 
und die dadurch veränderte soziale Rolle der Moscheen zurück-
geführt, die in Form multifunktionaler Gemeindezentren oder 
als „Bürgerhaus für die unmittelbare und weitere Nachbar-
schaft“ (Leggewie/Jost/Rech 2002) versuchen, den zusätzlichen 
Bedürfnissen der muslimischen Zugewanderten in der Fremde 
bzw. in einer nichtmuslimischen Umgebung gerecht zu wer-
den. Teilweise ist die Ausweitung der Moscheefunktionen auch 
als eine Annäherung an kirchliches Gemeindeleben interpretiert 
worden (Jonker 1999, 138). Die Rolle und die Aufgaben, die 
ein Imam nun übernimmt, sind abhängig von den Bedürfnis-
sen der jeweiligen Gemeinde, der konkreten Ausgestaltung der 
Moschee oder des Gebetsraumes sowie von seinem beruflichen 
Status, d.h. ob er ehrenamtlich oder hauptberuflich als Imam 
fungiert. Eine Rolle spielt zudem, ob neben dem Imam noch 
andere Personen in der Moschee aktiv sind und einzelne Auf-
gaben übernehmen (ausführlicher dazu siehe Kamp im Druck). 

Vor diesem Hintergrund erklären sich die Reaktionen der Ima-
me, mit denen ich in Berlin und anderen deutschen Städten 
Gespräche geführt habe, auf die Frage nach ihren Aufgaben. 
Antworten wie „viele“ oder „es gibt mehr Aufgaben als Zeit“ 
waren typisch und die meisten beschrieben den Arbeitsalltag 
eines Imam als 24-Stunden-Job, weil sich die Menschen zu 
jeder Tageszeit mit ihren Problemen an sie wendeten. Neben 
der Leitung des Gemeinschaftsgebets und der Freitagspredigt 
listeten sie eine ganze Reihe anderer Tätigkeiten auf: Religions-, 
Koran- und Sprachunterricht (Türkisch oder Arabisch) für Kin-
der, Jugendliche und Erwachsene, das Halten von Vorträgen, 
die Beantwortung religionsbezogener Fragen der Gläubigen, 
zudem Beratung zur Bewältigung alltäglicher Lebensprobleme, 
Streitschlichtung und Mediation bei Familienproblemen, die 
Durchführung von islamischen Eheschließungen und Scheidun-
gen, Gefangenen- und Krankenbesuche, Totenwaschung und 
Totengebet, Trauerbegleitung, Repräsentation der Moschee 
oder Öffentlichkeitsarbeit, interreligiöse Dialogaktivitäten und 
die Begleitung von Pilgergruppen auf der Pilgerfahrt nach 
Mekka.

Nicht jeder meiner Gesprächspartner hat alle hier aufge-
zählten Tätigkeiten genannt, doch die meisten haben insge-
samt mehr Pflichten aufgezählt, als sie in ihrem jeweiligen 
Umfeld und Alltag tatsächlich übernehmen (können). Während 
die Leitung des Gemeinschaftsgebetes zu den alltäglichen 
Aufgaben eines Imam gehört und zusammen mit der Freitags-
predigt und den verschiedenen Formen des Unterrichtens den 
Tages- und Wochenablauf eines Imam prägen, sind andere Tä-
tigkeiten saisonal bedingt, wie bspw. die Begleitung von Pilger-
gruppen, oder stark abhängig von dem Bedarf der Gemeinde, 
wie z.B. Gefängnis- und Krankenhausseelsorge, und werden 
daher unterschiedlich häufig ausgeführt. Beispielsweise war ein 
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türkischer Imam bereits ein Dutzend Mal als Pilgerführer tätig, 
andere Imame jedoch noch nie, oder ein ägyptischer Imam 
zählte auch Gefangenenseelsorge zu seinen Tätigkeiten, doch 
auf Nachfrage stellte sich heraus, dass dies in den drei Jahren 
seiner Arbeit in Berlin nur ein bis zwei Mal vorgekommen ist 
und somit eine sehr untergeordnete Rolle spielte.

Bei Imamen, die ihren Lebensunterhalt mit anderen Berufen 
bestreiten und nur ehrenamtlich in einer Moschee aktiv sind, 
ist es nicht selbstverständlich, täglich in der Moschee anwe-
send zu sein. So sind einige fast ausschließlich freitags und am 
Wochenende in der Moschee und ihre Aufgaben beschränken 
sich auf die Leitung des Gebets an diesen Tagen, die Frei-
tagspredigt und den religiösen Unterricht an ausgewählten 
Wochentagen. Zwei meiner Gesprächspartner – und dies ist 
eine Berliner Besonderheit – waren hauptberuflich als Religions-
lehrer der IFB in öffentlichen Schulen beschäftigt. Während der 
eine zuvor als Imam gearbeitet hat und immer noch freitags 
in unterschiedlichen Moscheen der IFB predigt und sich selbst 
auch als Imam versteht, sieht sich sein Kollege eher als Lehrer 
– obwohl er zum Zeitpunkt des Gesprächs auch Kinder in einer 
Moschee unterrichtete und dort gelegentlich die Freitagspre-
digt übernommen hatte. So erzählte er, dass diejenigen, die 
ihn nur aus der Moschee kennen, als Imam wahrnehmen. 
Trotzdem lehnt er die Anrede Hoca für sich ab.

In großen Moscheen teilen sich manchmal mehrere Imame 
die anfallenden Aufgaben oder ehrenamtliche Helfer überneh-
men einzelne Tätigkeiten wie zum Beispiel den Religionsunter-
richt für Kinder, den Unterricht für deutsche Konvertierte oder 
die Öffentlichkeitsarbeit. Ob und in welchem Maße der Imam 
Kontakt zu Moscheebesucherinnen hat, hängt unter anderem 
davon ab, ob es eine Frauengruppe oder eine Religionslehrerin 

in der Moschee gibt und sich die Frauen mit ihren religiösen 
Fragen an sie wenden können (siehe Spielhaus in diesem 
Band). Nicht zuletzt entscheiden auch die Qualifikationen eines 
Imam wie z.B. seine Deutschkenntnisse darüber, ob er Auf-
gaben wie Öffentlichkeitsarbeit leisten oder an interreligiösen 
Dialogaktivitäten teilnehmen kann. Ein gutes Beispiel dafür 
ist Imam Taha Elmoursi (29) von der Al-Nur Moschee. Die Al-
Nur Moschee ist mehrfach ins Visier der Sicherheitsbehörden 
geraten und ihrem Imam Salim El Rafei wurde die Wiederein-
reise nach Deutschland untersagt. Seit ungefähr zwei Jahren ist 
Imam Taha dort ehrenamtlich tätig. Er hat bereits in Ägypten 
Deutsch gelernt und engagiert sich hier nun im interreligiösen 
Dialog. So fand im März 2006 zusammen mit Rabbiner Ytzhak 
Ehrenberg eine Veranstaltung in der Al-Nur Moschee statt 
und im Mai 2006 war Imam Taha an der Zusammenstellung 
der Imam-Mannschaft für das symbolträchtige Fußballspiel 
zwischen Imamen und Pfarrern beteiligt. Zwar werden auch 
in anderen Moscheen wie beispielsweise dem IZDB oder dem 
Islamischen Kultur- und Erziehungszentrum insbesondere im 
Ramadan Veranstaltungen organisiert, an denen auch Rabbiner 
oder Pfarrer teilnehmen. An Stelle der Imame der Zentren neh-
men hier jedoch bisher andere Deutsch sprechende, ehrenamt-
lich Aktive der Moscheegemeinden auf dem Podium Platz.

Imame als Vermittler religiöser Normen und Werte

Aufgrund ihrer Rolle als Vermittler religiöser Normen und 
Werte wird Imamen sowohl von muslimischen Gläubigen als 
auch von nichtmuslimischer Öffentlichkeit Autorität und damit 
Einfluss zugeschrieben. Dies entspricht durchaus dem Selbst-
bild der Imame, mit denen ich gesprochen habe. Verkürzt 
gesagt sehen sie sich als diejenigen, die den Menschen den 
richtigen Islam vermitteln, indem sie predigen, unterrichten 
und den Menschen Rat für eine in religiös-moralischer Hinsicht 
korrekte Lebensweise geben. Der Rat eines Imam hat jedoch 
keine bindende Kraft. Insofern hängt es entscheidend von dem 
Ratsuchenden ab, ob er den Rat eines Imam akzeptiert. Neben 
dem lokalen Imam sind die Familie, Freunde und Bekannte, 
eine reichhaltige islamische Literatur, Predigtaufnahmen be-
rühmter Prediger, die auch in den hiesigen Moscheen verkauft 
werden, das Internet und andere Medien wichtige Quellen und 
Ratgeber, die von den Gläubigen in religiösen Fragen konsul-
tiert werden. Diese Situation ist den Imamen bewusst. Gefragt 
nach der gesellschaftlichen Rolle und dem Verhältnis des 
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Imams zur Gemeinde, formulierten einige meiner Berliner Ge-
sprächspartner unter anderem, dass der Rat eines Imam nur ein 
guter Rat von einem erfahrenen an einen unerfahrenen Mann 
sei, dass ein Imam nur denjenigen gegenüber Einfluss habe, 
die er persönlich kenne und dass ein Imam mit den Menschen 
leben, an ihren Sorgen und Freuden teilhaben müsse, um ein 
Vertrauensverhältnis aufzubauen, damit sie sich an ihn als Auto-
rität wenden. Auch sei es wichtig, dass, trotz der vielfältigen 
Quellen für islamisches Wissen, die Leute „an der Hand“ eines 
Gelehrten studierten, damit dieser gegebenenfalls ein falsches 
Verständnis der islamischen Lehre korrigieren könne.

Deutschkenntnisse: Kritik und Selbstkritik

Die eingangs geschilderte Kritik an den ausländischen Imamen 
ist nicht völlig neu. Bereits in den 1980er Jahren wurde die 
Einstellung von Imamen aus dem Ausland unter sicherheitspo-
litischen Aspekten kritisiert (Blumenwitz 1985). Heute, gut zwei 
Jahrzehnte später, stehen neben sicherheitspolitischen Erwä-
gungen vor allem integrationspolitische Aspekte zur Diskussi-
on: Imamen wird vorgeworfen, nicht (ausreichend) Deutsch zu 
sprechen, sich hinsichtlich der Lebensumstände in Deutschland 
nicht auszukennen und einen Islam zu vermitteln, der auf die 
Herkunftsländer und nicht auf Deutschland ausgerichtet ist. 
Dabei wird diese Kritik nicht nur von der nichtmuslimischen 
Öffentlichkeit geübt, sondern auch innerhalb der Gemein-
den bzw. der muslimischen Organisationen, und es werden 
verschiedene Möglichkeiten diskutiert, Imame in Deutschland 
auszubilden. In meinen Gesprächen mit den Imamen kam auch 
diese Problematik zur Sprache, denn je nach Zusammenset-
zung der Gemeinde sind Imame ganz konkret mit dem Sprach-
problem konfrontiert, wenn sie auf Dolmetscher angewiesen 

sind, um mit den Gläubigen zu kommunizieren. Außerdem 
wird in einigen Berliner Moscheen die arabische Freitagspre-
digt von Helfern simultan ins Deutsche übersetzt, weil Konver-
tierte, Muslime und Musliminnen aus nichtarabischen Ländern 
und junge arabischstämmige muslimische Gläubige, die hier 
aufgewachsen sind, auf die Übersetzung angewiesen sind 
und die Moscheen auf diesen Bedarf reagieren müssen. Die 
Imame sprachen überraschend selbstkritisch über ihre Deutsch-
kenntnisse. So erklärte mir ein ägyptischer Imam auf die Frage 
nach Änderungswünschen hinsichtlich seiner Arbeit, dass er 
gerne Deutsch sprechen können würde und selbst Imame, die 
Deutsch sprechen, wollten sich sprachlich verbessern. Teilweise 
besuchen meine Gesprächspartner auch Deutschkurse oder ler-
nen privat Deutsch, weil sich dies besser mit ihrem Arbeitsall-
tag verbinden lässt. Letztlich befürworteten sie grundsätzlich 
den Aufbau von Ausbildungseinrichtungen für muslimische 
Religionsgelehrte in Deutschland. Ein türkischer Imam frag-
te jedoch danach, wer eine solche Ausbildung organisieren 
solle und äußerte sich skeptisch, ob sich die auf Spendenbasis 
finanzierten Moscheevereine überhaupt einen in Deutschland 
universitär ausgebildeten Imam leisten könnten. Ein so ausge-
bildeter Imam würde ein anderen Akademikern vergleichbares 
Gehalt erwarten und kaum zu den bislang üblichen niedrigen 
Gehältern oder gar ehrenamtlich arbeiten wollen.

Es bleibt abzuwarten, wie sich die Situation der Imame 
in Deutschland im Zuge der öffentlichen Diskussion und des 
Generationenwechsels innerhalb der Moscheegemeinden 
verändern wird. Vorläufig bleiben die Moscheevereine darauf 
angewiesen, Imame aus dem Ausland bzw. Imame, die ihre 
Ausbildung im Ausland absolviert haben, einzustellen.
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Die beiden christlichen Akademien in 
Berlin laden regelmäßig Muslime zu in-
terreligiösen Gesprächen ein: die Evange-
lische Akademie zum Dialogkreis „Juden, 
Christen, Muslime“ (JCM), die Katholi-
sche Akademie zu den Kamingesprächen 
und zum Fastenbrechen während des 
Ramadan.

Die 2004 gegründete Muslimische 

Akademie in Deutschland zählt zu ihren 
Zielen die Etablierung interreligiöser Dia-
logstrukturen.

Die Muslimische Akademie veran-
staltete in Kooperation mit der Evange-
lischen Akademie im März 2006 eine 
Tagung zum Thema „Wie Musliminnen 
den Koran und Christinnen die Bibel 
lesen“. 

Die Werkstatt der Kulturen in Neukölln 
beherbergt die „Werkstatt der Religionen 
und Weltanschauungen“. Sie trifft sich 
monatlich und diskutiert ein jährlich 
wechselndes Thema, wozu eine Fort-
bildungstagung angeboten und eine 
Publikation erarbeitet wird (siehe Veröf-
fentlichung Bundeszentrale für Politische 
Bildung).

Das Projekt „Sarah-Hagar: Religion 
– Politik – Gender“ (www.sarah-hagar.
de) brachte in den letzten Jahren Berliner 
Frauen aus verschiedenen Religionsge-
meinschaften und aus der Politik zusam-
men. Aus dem Projekt ging das „Trans-
kulturelle und interreligiöse Lernhaus der 
Frauen“ in Charlottenburg hervor (www.
lernhaus-berlin.de), das vom Bundesfrau-
enministerium (BmFSFJ) gefördert wird.

Auf Stadtteilebene ist im Mai 2005 
eine gemeinsame Erklärung der Religi-
onsgemeinschaften „Für ein friedliches 
Zusammenleben in Moabit“ erarbeitet 
und unterschrieben worden.

Im vergangenen Jahr haben eine 
Reihe interreligiöser Einzelveranstaltungen 
stattgefunden:

Der Zentralrat der Juden in Deutsch-
land und DITIB luden im Mai 2006 zu 
einer Veranstaltung zu Antisemitismus 
und Islamophobie ein.

Im Zusammenhang mit dem Konfl ikt 
um den geplanten Moscheebau in 
Pankow-Heinersdorf fand im Juli 2006 
ein interreligiöses Podiumsgespräch 
„Der Himmel geht über allen auf – Neue 
Gotteshäuser in unserer Nachbarschaft“ 
statt.

Eine besonders öffentlichkeitswirksa-
me Form der interreligiösen Begegnung 
war das Fußballspiel evangelischer Pfarrer 
gegen muslimische Imame im Mai 2006 
in Wilmersdorf. Im Juni 2006 fand der 
„Avitall-Cup“ in Kreuzberg statt, ein Fuß-
ballturnier zwischen einer christlichen, 
jüdischen, muslimischen und atheis-
tischen Mannschaft, initiiert von der 
jüdischen Kantorin Avitall Gerstetter.
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Ziel des islamischen Unterrichts ist die Erziehung zum guten 
Muslim. Der Hoca in der Türk Şehitlik Camii in Neukölln will 
die Kinder zu „guten und schönen Menschen“ erziehen. Was 
das heißt? Er will sie lehren, was richtig und was falsch ist. Er 
will sie von der Straße holen, verhindern, dass sie rauchen, 
Alkohol trinken oder andere Drogen konsumieren. Der Hoca 
lädt mich ein, den Unterricht kennen zu lernen. Nach dem 
Besuch verlasse ich einigermaßen verwirrt die Moschee. Wie 
will er sein Erziehungsziel erreichen? Die Kinder lernen hier 
ein Buch in einer Sprache und Schrift zu lesen, die sie nicht 
im Ansatz verstehen. Was bildet sie in der Weise, in der es der 
Hoca wünscht? Tatsächlich erwerben die Kinder im Koranun-
terricht oft nicht mehr als das nötige Rüstzeug für das rituelle 
Gebet. Ergänzend zur Unterweisung steht das Leben in der 
Gemeinschaft, so wie es in der Moschee erfahrbar wird. Dazu 
gehört das gemeinsame Gebet ebenso wie die dafür erfor-
derlichen Waschungen und das gemeinsame Fastenbrechen. 
Dazu gehören religiöse Feste, Umgangsformen zwischen den 
Geschlechtern, zwischen Alt und Jung. Erst durch die Praxis 
erhält das Gelernte eine Richtung. Sinn wird nicht primär über 
die Bedeutung der rezitierten Worte hergestellt, sondern darü-
ber, das Gelernte kontextuell richtig zu gebrauchen (Eickelman 
1978). Die Moschee ist beides, Ort der Unterweisung und der 
Einübung. Beide kommen nicht ohne einander aus. 

Der islamische Unterricht in den Moscheen ist nicht das 
einzige Angebot zur religiösen Erziehung muslimischer Kinder 
in Berlin. Seit 2001 findet in mittlerweile 37 öffentlichen Schu-
len islamischer Religionsunterricht in deutscher Sprache statt. 
Die privaten außerschulischen Angebote jedoch, so bestätigen 
die Lehrerinnen und Lehrer, werden durch das öffentliche 
Angebot nicht etwa überflüssig, sondern stehen eher komple-
mentär: In der Schule lernen die Kinder ihre Religion kennen, 
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in der Moschee praktizieren sie. In Berlin ist die Schule neben 
Familie und Gemeinde zu einer dritten Säule der islamischen 
Erziehung geworden. Auf welche Weise hierfür das etablierte 
Format des Religionsunterrichts islamisch gefüllt wird, soll nicht 
Gegenstand dieses Artikels sein. Im Folgenden steht vielmehr 
die Frage im Vordergrund, wie das Format Koranunterricht 
heute im Berliner Kontext von Moscheevereinen der Stadt 
ausgestaltet wird. 

Die religiöse Unterweisung in der Moschee ist in der öffent-
lichen Diskussion als Koranunterricht oder Koranschule bekannt 
geworden. So bezeichneten sie westliche Beobachter, denn 
was auch immer neben dem Koran zum jeweils als klassisch 
geltenden Bildungskanon gehört, jede Bildung beginnt mit 
dem „Lernen“ des Korans (Shalaby 1954, 23). Die Schülerin-
nen und Schüler lernen zuallererst das arabische Alphabet. 
Dann lesen und/oder memorieren sie den Koran von hinten 
nach vorn fortschreitend, beginnend mit den kurzen Suren. 
Das Lernen des Korans beziehungsweise einzelner Kapitel ist 
Grundlage des Koranunterrichts, bis heute.

In der seit den 1970er Jahren andauernden Debatte um 
den Koranunterricht in Deutschland werden immer wieder die 
antiquiert und deplaziert anmutenden Lehr- und Lernmetho-
den kritisiert und weniger die Inhalte. Doch eben die Form, die 
Art der Vermittlung stellt für die Gemeinschaft und ihr Ge-
dächtnis Kontinuität her: das Diktieren und das Schreiben, der 
Lehrervortrag und das wiederholte Nachsprechen im Chor, die 
Wiederholung und das Auswendiglernen, das Wechselspiel von 
Frage und Antwort. Dabei korrelieren die Methodik des Unter-
richts, Disziplin und das Fehlen von Erläuterungen zu einem 
als fest und memorierbar gedachtem Wissen (Eickelman 1978, 
494). Die unausgesprochene Regel jeder Unterrichtspraxis ist, 
dass (auswendig) gelernt wird, was den höchsten Wert besitzt 

und deshalb als klassisch gilt. Was dann aber in einem Kontext 
als kanonisch gilt, unterscheidet sich je nach Zeit und Ort.

Der religiöse Unterricht in einer Moschee ist allerdings 
nicht immer gleichzusetzen mit Koranunterricht. Der Unter-
richt in der Moschee ist häufig zugleich auch Katechese, also 
Einführung in die Glaubenslehre und -praxis. Zu den üblichen 
Unterrichtsgegenständen gehören die Glaubensartikel und 
die Glaubenspflichten. Darüber hinaus sollen die Kinder als 
islamisch gekennzeichnete Verhaltensweisen einüben. Hierzu 
gehören Reinheitsnormen ebenso wie eine alltägliche religiö-
se Formelsprache. Ergänzend werden Prophetengeschichten 
erzählt oder vorgelesen sowie Bittgebete und Lieder gelernt. 
Ob jedoch Koranunterricht oder Katechese oder eine Mischung 
aus beidem: Der religiöse Unterricht in der Moschee ist in den 
meisten Fällen text-, nicht schülerzentriert. Der Vorwurf, der 
Koranunterricht wie die Katechese seien ausschließlich auf die 
kognitive Lernebene bezogen und gäben religiöse Aussagen 
merksatzmäßig weiter, berücksichtigt den Hintergrund ge-
meinschaftlicher Praxis nicht. Zudem begegnen dem Besucher 
des islamischen Unterrichts eine religiös konnotierte Klangwelt 
und eine Formelsprache, die sich die Kinder auf einer zualler-
erst emotionalen Ebene aneignen. 

Din Dersi in den Moscheen der IFB

In Berlin organisieren beispielsweise die Mitgliedsmoscheen der 
Islamischen Föderation (IFB) ihren Unterricht als Mischung aus 
Koranunterricht und Katechese. Ihren eigenen Angaben zufolge 
erteilt der Dachverband insgesamt 2098 Kindern religiösen 
Unterricht, Din Dersi. Dafür hat jede Moschee sich eine diffe-
renzierte Struktur analog zur Schule geschaffen, die sich von 
der traditionell geringen Organisation islamischen Unterrichts 
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unterscheidet. Die Emir Sultan Moschee in Schöneberg hat 
sogar die Unterrichtsräume für die Kinder in Analogie zu einer 
Schule gestaltet. Von einem Mittelgang gehen die Türen zu 
den Klassenzimmern ab. Der Korridor ist mit Garderobenhaken 
ausgestattet, im Eingangsbereich befinden sich Schuhregale. 
Die zirka zehn Klassenräume sind klein, hell, warm und liebevoll 
dekoriert. Sie sind mit Schulbänken möbliert und bieten Platz 
für 15 bis 20 Schülerinnen und Schüler. An den Wänden hängen 
bunt ausgemalte Spruchbänder und Bilder oder Poster. Es sieht 
aus wie in einer Schule und es ist wie in einer Schule. Die Räume 
sind festen Kursen und Lehrenden zugeordnet. Eine Unterrichts-
stunde dauert 45 Minuten. In der Pause spielen die Kinder unten 
im Hof. Ich gewinne den Eindruck, dass an diesem Ort Lernen 
wichtig ist, und dass das religiöse Wissen, das hier vermittelt 
wird, einen ebenso hohen Stellenwert genießt wie das schuli-
sche. Die Kurse haben feste Zeiten, bauen aufeinander auf und 
sind getrenntgeschlechtlich organisiert. Das verschulte System 
ist vor mittlerweile zehn Jahren eingeführt und schrittweise 
ausgebaut worden. Inzwischen, so der Vorstand, hätten sich die 
Eltern daran gewöhnt, dass sie ihre Kinder zu einer bestimmten 
Zeit schicken, und nicht wenn es eben passt.

Um die Organisation des Unterrichts zu straffen, hat man in 
den Moscheen der IFB zuallererst die Leitung des Gebets und 
die religiöse Unterweisung als eigenständige Aufgabenbereiche 
geschaffen. Ein Imam allein, so die Erkenntnis, könne nicht 
beide erfolgreich bewältigen. Der Imam, der für die Unter-
weisung der Kinder zuständig ist, wird auch Eğitimci genannt, 
Lehrender. Oft unterrichten sogar mehrere Imame, die sich je 
auf Koran, Achlaq (Ethik, Verhaltenslehre), Aqa‘id (Glaubensleh-
re) oder Sira (das Leben des Propheten) spezialisiert haben. Der 
Din Dersi vermittelt das, „was ein Kind wissen muss“, genauer: 
Die sechs Glaubensartikel und die fünf Säulen, das Lesen des 

Korans im arabischen Original und das Memorieren der für das 
rituelle Gebet notwendigen kurzen Suren. Je älter die Kinder 
werden, desto detaillierter werden die „6+5“ unterrichtet. 

Kinder sollen lernen, „dass sie Muslime sind“ und „dass 
sie bestimmte Pflichten haben“. So formuliert der Vorsitzende 
der Emir Sultan Moschee die Ziele des religiösen Unterrichts. 
Ebenso wichtig sei es, sie darin zu unterstützen, langfristig 
einen Platz in der Gesellschaft zu finden, erfolgreich zu sein. 
Der Vorstand berichtet von sieben Mädchen, die alle einmal als 
Schülerinnen des Din dersi begonnen haben und die in diesem 
Jahr nicht nur das Abitur machen, sondern wiederum als 
freiwillige Helferinnen im Verein arbeiten. Der Din dersi führe 
nicht, wie von vielen behauptet, zu einem Absacken schuli-
scher Leistungen. Er bedeute auch keine zusätzliche Belastung 
für die Kinder, sondern wirke im Gegenteil stabilisierend und 
motivierend auch auf ihre Schulkarriere. 

Für die Jugendlichen ab 14 Jahren bietet die Emir Sultan 
Moschee die Rehberlik Dersi, Kurse zur Wegweisung. Insgesamt 
nehmen in Moscheen der IFB zirka 380 Jugendliche ab  
12 Jahren an diesen Gesprächskreisen teil. Nachdem sie die Din 

Dersi als Fundament absolviert haben, treffen sie sich mindes-
tens einmal wöchentlich in der Jugendgruppe beziehungsweise 
in der Mädchengruppe, um sich über Fragen und Probleme 
ihres Alltags, über Schule, Freunde, Elternhaus oder Ausbildung 
auszutauschen. Die Gruppen werden von Ehrenamtlichen ge-
leitet, Studentinnen und Studenten oder anderen erfolgreichen 
Vereinsmitgliedern, die Modelle und Vorbilder darstellen; ihre 
Aufgabe besteht darin, den Jugendlichen Perspektiven aufzu-
zeigen, Motivation und Ideale zu vermitteln, und auch ganz 
konkret im Hinblick auf Möglichkeiten der Aus- und Weiterbil-
dung zu beraten. 
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Offene Lerngruppen in DITIB-Moscheen

In anderen Moscheen ist der Koranunterricht nicht so verschult 
wie in den Moscheen der IFB, sondern eher in Form offener 
Lerngruppen organisiert, die jedes Kind unabhängig von seinem 
Lernniveau besuchen kann. Es ist dann immer jemand da, der 
die Kinder betreut, während diese über ihren Alphabetisierungs-
heftchen sitzen. Dies ist der Fall in der Türk Şehitlik Camii in 
Neukölln. Bereits am Telefon, als ich meinen Besuch anmeldete, 
erklärte man mir, der Unterricht sei eher gering organisiert: „Das 
läuft bei uns eher locker, mal unterrichtet der Imam, mal ein 
anderer.“ 

Auf dem Gelände der großen, repräsentativen Moschee am 
Columbiadamm ist am Wochenende viel los. Jungen, Mäd-
chen und Frauen sammeln sich zwischen 10 und 12 Uhr in je 
eigenen Räumen zum Lernen. Es sind viele Helfer und Helferin-
nen dort. Der von DITIB angestellte Hoca ist überall und schaut 
nach dem Rechten. In einem Unterrichtsraum im Erdgeschoss 
sitzen ungefähr 40 Jungen zwischen 6 und 12 Jahren an 
Tischen. Jeder hat ein kleines Heft zum Erlernen des arabischen 
Alphabets oder auch nur eine Kopie vor sich liegen; jeder liest 
für sich, in seinem eigenen Tempo. Die Helfer gehen herum 
und hören die Jungen lesen, berichtigen und entscheiden, 
wann ein Kind zur nächsten Seite vorrücken kann. Die Buch-
staben werden nicht geschrieben, sondern nur gelesen. Die 
kleinen Finger folgen dem Text, der Mund spricht die Buchsta-
ben und Buchstabenkombinationen, später Worte, dann Sätze, 
Verse. Wenn ein Junge dieses Stadium erreicht hat, beginnt er, 
den Koran selbst, mit den kurzen Suren beginnend, zu lesen. In 
diesem Stadium wechselt er die Gruppe. 

Zuerst also das Alphabet. Es ist sehr unruhig in diesem Raum, 
ständig geht die Tür und Jungen kommen herein, zusätzliche 

Stühle und Tische werden gerückt, die Kinder unterhalten sich, 
sitzen auf ihren Stühlen, starren Löcher in die Luft, träumen. 
Erst als neben jedem Tisch ein Helfer steht, beugen sie sich über 
ihre Hefte. In der Pause erzählt der hauptverantwortliche Helfer, 
ein junger Mann, dass er selbst den Koran lesen gelernt und 
dann der Hoca ihn gefragt hat, ob er nicht den Jüngeren helfen 
kann. Und das macht er eben. Er sagt, am Anfang hätte er noch 
versucht, alle Jungen kennen zu lernen und sich ihre Namen zu 
merken, aber das hat er aufgegeben. Es kommen ständig neue 
und andere bleiben weg, der Durchlauf ist groß, das Angebot 
freiwillig. Er sagt, sehr schnelle Kinder würden es in zwei Mona-
ten schaffen, die Schrift lesen zu lernen, andere säßen schon drei 
Monate an nur einer Seite. 

Die nächste Station für die Jungen, die es geschafft haben, 
Arabisch lesen zu lernen, ist dann die Empore des sorgfältig 
gestalteten und geschmückten Gebetssaales. Hier sitzt der 
Hoca mit einer kleinen Schar Jungen, vielleicht ein Dutzend. Sie 
haben Lesepulte vor sich und sitzen auf dem Boden in einem 
lockeren Kreis. Alle gemeinsam rezitieren zuerst die Fatiha, die 
erste Koransure, und den Gebetsruf als Einleitung. Dann begin-
nen sie mit der kürzesten Sure des Koran, der Hoca rezitiert als 
Erster, dann alle Jungen der Reihe nach. Der Hoca unterbricht 
die Schüler und korrigiert sie. Wenn sie Fehler machen, wird 
die Passage so lange nachgesprochen, bis der Hoca zufrieden 
ist. Nach einer Weile wird er von einem Helfer abgelöst. Es ist 
kurz vor dem Mittagsgebet und der Hoca hat noch andere 
Aufgaben zu erledigen. 

Unterrichtsräume. Von 
links nach rechts: IZDB, 
Wedding, Emir Sultan Mo-
schee, Schöneberg, Lübars 
Camii, Reinickendorf, Emir 
Sultan Moschee, Schö-
neberg 
Fotos: Matthias von Hof, 
Riem Spielhaus, Daniel 
Winkler, Riem Spielhaus
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Getrennt oder zusammen? Mädchen und Jungen im Koranun-
terricht

Charakteristisch für den traditionellen islamischen Unterricht ist, 
dass bereits Jungen und Mädchen getrennt unterrichtet werden. 
Koedukativ wird eher in interethnisch zusammengesetzten und 
in Moscheen kleinerer Strömungen unterrichtet, wie beispiels-
weise in der Imam Rıza Moschee, der Islamischen Gemeinde der 
Iraner, der Moschee der Ahmadiyya und in der Bilal Moschee. 
Manche haben nicht die personellen Ressourcen, um parallele 
Unterrichtsgruppen anzubieten, bei anderen ist es eine pädago-
gische und politische Entscheidung, koedukativ zu unterrichten. 
Größere Moscheen wie die der IFB, des VIKZ und der DITIB 
organisieren den Unterricht eher getrennt nach Geschlechtern. 
Wie die Türk Şehitlik Camii der DITIB. 

Auf die Frage, warum der Unterricht für Jungen und Mäd-
chen getrennt organisiert sei, reagieren meine Gesprächspart-
ner etwas ungehalten und ungeduldig. Es wird deutlich, dass 
sie mit der Thematik oft konfrontiert werden und dass sie die 
Frage als Kritik verstehen. Sie erklären mir, dass es für getrennt-
geschlechtlichen Unterricht keine streng genommen religiösen 
Gründe gebe, dass solche erst für Jugendliche ab der Pubertät, 
also beginnend mit der Geschlechtsreife wirksam werden. Es 
sei vielmehr zu einer guten Gewohnheit geworden. Die Leh-
renden berichten, dass die Kinder insgesamt leistungsstärker 
sind, wenn sie auf diese Weise unterrichtet werden. Die Erfah-
rung zeige, dass Jungen und Mädchen einander stören, dass es 
häufig Streit gibt, weil es für die Mädchen zu laut und unruhig 
ist und die Jungen sich noch leichter ablenken lassen. Insofern 
seien die Gründe für die Trennung von Jungen und Mädchen 
im Unterricht eher pädagogischer Art. Ob nun koedukativ un-
terrichtet oder nicht, insgesamt sind sich die Verantwortlichen 

einig, dass die Mädchen nicht nur in der Schule, sondern auch 
im islamischen Unterricht erfolgreicher sind als die Jungen, 
ganz dem deutschen Durchschnitt entsprechend!

Streitpunkt Unterrichtssprache 

Ein anhaltender Streitpunkt in der innermuslimischen Debatte 
um die religiöse Erziehung muslimischer Kinder ist die Frage 
der Unterrichtssprache. Um in der Religion zu beheimaten, 
so argumentieren viele, müsse die religiöse Sprache an der 
Muttersprache anknüpfen, müsse die Klang- und Symbolwelt 
der Familiensprache vermittelt werden. Andere betonen, dass 
die Kinder ein deutsches religiöses Vokabular benötigen, um 
ihre Religion in ihre Lebenswelt übersetzen und sich mit ihrer 
multi- und areligiösen Umwelt auseinandersetzen zu können. 
Tatsächlich offenbart die Umfrage unter Berliner Moscheen eine 
große Bandbreite an Unterrichtssprachen: Von 31 befragten 
islamischen Vereinen gaben 7 an, auf Deutsch und 8 an, auf Tür-
kisch zu unterrichten. 5 Moscheen lehren auf Arabisch und 3 auf 
Deutsch und Arabisch, je eine Moschee hält den Unterricht auf 
Türkisch-Arabisch beziehungsweise auf Türkisch-Deutsch.  
3 Einrichtungen machten keine Angaben zur Unterrichtssprache, 
3 weitere bieten keinen islamischen Unterricht für Kinder an. Un-
ter den Moscheen, die Deutsch als Unterrichtssprache für Kinder 
angeben, sind 3 türkische, ein Sufiorden, eine Gemeinde der 
Ahmadiyya, eine interethnisch und eine indonesisch orientierte 
Moschee. Auf Arabisch unterrichten kleine ethnische bezie-
hungsweise sprachlich organisierte Vereine wie die iranische 
oder auch eine arabische Moschee. Die Gründe für die Wahl 
der jeweiligen Unterrichtssprache sind sicherlich vielfältig. Es 
ist jedoch anzunehmen, dass sich Moscheevereine zunehmend 
dazu entschließen werden, auf Deutsch zu unterrichten, sobald 
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Imame und ehrenamtlich Aktive die deutsche Sprache beherr-
schen (siehe Kamp in diesem Band).

In den Moscheen der IFB bleibt die türkische Mutterspra-
che eng mit dem Erwerb religiösen Wissens verknüpft. Gerade 
die jungen Kinder, so die Argumentation, lernen leichter (und 
memorieren schneller), wenn sie die traditionellen Formeln ih-
rer Herkunftssprache erwerben. Auch die Beziehung zwischen 
Eltern und Kindern lässt sich über die gemeinsame Sprache 
sichern. So berichtet ein Lehrer, er habe den Kindern im 
schulischen Religionsunterricht, auf Deutsch also, erklärt, dass 
Engel aus Licht geschaffen seien. Als nun einer seiner Schüler 
nach Hause ging und seiner Mutter davon erzählte, bestand 
diese darauf, dass der Lehrer sich irre: Engel seien aus „nur“ 
gemacht. Glücklicherweise konfrontierte der Junge seinen 
Lehrer mit der Aussage seiner Mutter, so dass das Missver-
ständnis aufgeklärt werden konnte, das allein darauf basierte, 
dass weder der Junge noch seine Mutter die arabische Vokabel 
„nur“ mit seiner deutschen Übersetzung „Licht“ in Zusammen-
hang brachten. 

Auch in der Emir Sultan Camii wird auf Türkisch unter-
richtet. Zugleich haben die Lehrenden hier die Beobachtung 
gemacht, dass die Kinder in der Entwicklung ihrer deutschen 
Sprachfähigkeit weit genug fortgeschritten sein müssen, um sie 
in ihrer türkischen Muttersprache überhaupt unterrichten zu 
können. Kinder nehmen deshalb erst mit 9 Jahren am religiö-
sen Unterricht teil. Dann, so der Verantwortliche, lesen sie in 
der Regel gut genug Deutsch, um auch die türkischsprachigen 
Religionsbücher entziffern zu können. Da eine geregelte Alpha-
betisierung in der Muttersprache nicht stattfindet, eignen sich 
die Kinder nur vermittelt über den deutschen Schriftspracher-
werb eine Lesefähigkeit im Türkischen an. 

Das Design für den islamischen Unterricht in Berliner 
Moscheen ist demnach recht unterschiedlich, obwohl die 
Erziehung der Kinder als zentrale Aufgabe der Gemeinschaft 
wahrgenommen wird und sich alle über das Ziel dieser Erzie-
hung einig sind: Der gute, der schöne Mensch.
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Moscheen in Deutschland werden im Allgemeinen von Musli-
men jeden Alters besucht. Dies trifft auch für Berlin zu: Kinder 
begleiten ihre Eltern zum Beten oder gehen zum Koranunter-
richt; Jugendliche treffen sich hier mit Gleichaltrigen. Einige 
wenige Moscheen und Gebetsräume richten sich aber darüber 
hinaus in den letzten Jahren bewusst an junge Besucherinnen 
und Besucher. Sei es, dass sie sich extra gegründet haben, um 
Jugendarbeit anzubieten, oder dass sie von ihrer räumlichen 
Lage her (z.B. in einer Universität) eine bestimmte Altersgruppe 
ansprechen. 

Die Vielfalt des Angebotsspektrums für Jugendliche der in 
der Jugendarbeit engagierten Gemeinden sowie ihre Motivation 
sind bereits in der Umfrage 1998 aufgefallen. Dies ist heute nicht 
anders: Themen wie Drogenkonsum, Arbeits- und Perspektivlo-
sigkeit werden immer wieder als Impulsgeber für Antidrogen-
arbeit, Sport und kulturelle Aktivitäten sowie für Nachhilfe- und 
Weiterbildungsangebote genannt. 

Dieses Engagement wird von Teilen der Öffentlichkeit 
kritisch bewertet, weil befürchtet wird, dass Jugendliche mit 
muslimischem Hintergrund dadurch der deutschen Gesellschaft 
entfremdet und fundamentalistischer Indoktrination leichter 
zugänglich würden. Der Verdacht der Rekrutierung durch 
Jugendarbeit von Seiten des politischen Islams kann nur schwer 
untersucht und nachgewiesen werden. Die 2003 und 2004 
erschienenen Studien zu demokratiegefährdenden Kräften im 
Spektrum islamischer Organisationen (Kreuzberg-Friedrichshain 
und Mitte) haben jedoch einige Aspekte für das Spannungs-
feld von lokaler Jugendarbeit aufzeigen können. Hier wurde 
vor allem beschrieben, dass sich öffentliche Einrichtungen für 
Jugendliche zunehmend in Konkurrenz zu islamischen Vereinen 
sehen, die sich mit Freizeit- und Weiterbildungsangeboten an 
Jugendliche wenden. In den Studien wird auch deutlich, dass 

Jeanine Elif Dağyeli

Jugendarbeit – 
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es auf beiden Seiten, den religiösen und den nicht-religiösen 
Einrichtungen, Positionen gibt, denen ein Miteinander auf-
grund einer „Entweder-oder-Haltung“ unmöglich erscheint 
(Zentrum Demokratische Kultur 2003, 2004). Die Umfrage 
bei islamischen Vereinen im Jahr 2006 in Berlin ergab, dass es 
jedoch neue Kooperationen im Bereich der Jugendarbeit gibt 
und neue Ansätze in die Arbeit der Vereine integriert werden. 
Im Folgenden werden diese Angebote für Jugendliche mit Blick 
auf die von den muslimischen Gesprächspartnerinnen und 
-partnern geäußerten Motivationen und Ziele dargestellt.

Gegen Drogenkonsum vorgehen – eine wichtige Motivation 
für Jugendarbeit

Die Umfrage im Jahr 2006 hat gezeigt, dass sich das Angebot 
für Kinder und Jugendliche in Berliner Moscheen seit 1998 
weiter ausdifferenziert hat. Dabei zählt der Koranunterricht, 
wie von Irka Mohr beschrieben, weiterhin zum Basisangebot in 
Moscheen. Jedoch nur wenige Gemeinden beschränken sich 
heute auf die Vermittlung religiöser Glaubensinhalte. Viele Mo-
scheen und Initiativen sehen vielmehr eine Notwendigkeit da-
rin, Jugendarbeit zu leisten. Freizeitangebote in und außerhalb 
der Moschee für Jugendliche – Jungen wie Mädchen – reichen 
von Computerkursen über Sport, Malen und Theatergruppen 
bis hin zu Nähkursen, Handarbeit und Kochen.

Drogenkonsum unter Jugendlichen galt bei muslimischen 
Zugewanderten in Deutschland lange als ein „deutsches 
Problem“. In den 1980er Jahren jedoch zeigte sich, dass dieses 
Problem auch in der muslimischen Community angekommen 
war. Einige Moscheevereine fühlten sich direkt davon betroffen. 
Immer wieder erklären Gemeindevertreterinnen und -vertreter 
aus sozialen Brennpunkten, ihre Motivation zur Jugendarbeit 

leite sich aus den Gefahren im sozialen Umfeld der Jugendli-
chen ab; vor allem Drogen- und Alkoholkonsum werden als 
Gefahren genannt, die diese ins Abseits bringen könnten.

Insbesondere dann, wenn es engagierte jüngere Mitglieder 
gibt, die in Deutschland aufgewachsen sind und diese Proble-
me selbst in ihrer Umgebung erfahren haben oder beobachten 
konnten, etabliert sich das Thema zu einem Gegenstand der 
Jugendarbeit in den Moscheevereinen. So beispielsweise in der 
Vahdet Camii in Kreuzberg, die offensiv gegen Drogenkon-
sum und Arbeitslosigkeit von Jugendlichen vorgeht. Sie wurde 
1982 gezielt gegründet, um Jugendarbeit in diesem Bereich 
zu leisten. Zu dieser Zeit sahen sich die Gründungsmitglieder 
mit einer wachsenden Zahl türkisch- und kurdischstämmiger 
Jugendlicher konfrontiert, die Drogen konsumierten oder 
bereits abhängig geworden waren. Um die Jugendlichen vom 
Drogenkonsum fernzuhalten, setzten sich die Mitglieder der 
Vahdet Camii zum Ziel, diesen einen Sinn und eine Perspektive 
in ihrem Leben zu vermitteln. Denn viele der Betroffenen, so 
die Beobachtung des Vereins, hätten keinen guten oder über-
haupt keinen Schulabschluss und sähen für sich keine Zukunft. 
Der Verein biete deshalb Kurse zur Weiterqualifizierung wie 
Computerlehrgänge an.

Ein Mitarbeiter der Imam Rıza Moschee in Neukölln äußert, 
er wolle zudem präventiv mit Jugendarbeit eingreifen, bevor 
die Jugendlichen mit Drogen in Berührung kämen oder gar zu 
Dealern würden. Seine Moschee befinde sich in unmittelbarer 
Nähe der Neukölln-Arcaden, wo Gruppen von Jugendlichen 
herumhingen, rauchten, tränken und alles möglich anstellten. 
Auf diese Jugendlichen müsse man zugehen: „Freizeitgestal-
tung haben die nicht. Wenn man jetzt an die nicht rangeht 
und irgendwas mit denen macht, dann werden sie irgendwann 
mal unten in der U-Bahn irgendwas verkaufen, als Dealer, weil, 

Links: Tischfußballspielen 
im IKB-Berlin, Kreuzberg
rechts: Haci Bayram 
Moschee, Wedding
Mai 2006
Fotos: Ahmedin Sabanacig
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wenn man da Sachen sieht und nicht kaufen kann, vor allem 
Handys, Klamotten, dann muss man irgendwie an das Geld 
rankommen. Das ist sehr gefährlich.”

Das Islamische Zentrum für Dialog und Bildung (IZDB) im 
Wedding stellte fest, dass praktisch vor seiner Haustür Drogen 
verkauft wurden. Das Zentrum nahm sich eine Initiative aus 
Marseille zum Vorbild, druckte Flugblätter, die an Jugendliche 
verteilt wurden und der Imam sprach mit allen Beteiligten. 
Auch im Kulturzentrum Anatolischer Aleviten (AAKM) ist man 
sich des Problems bewusst. Im eigenen Kiez gäbe es zum 
Glück aber keine großen Schwierigkeiten: „Wir kennen unsere 
Jugendlichen. Wenn wir sehen, dass es da ein Problem gibt, 
sprechen wir sie direkt darauf an.“

Das Leben hat auch andere Seiten: Alternativen zur Perspek-
tivlosigkeit

Neben der Antidrogenarbeit und den unterschiedlichen Ange-
boten, die sich in diesem Zusammenhang entwickeln, stehen 
vor allem sportliche Aktivitäten auf dem Programm islamischer 
Gemeinden. So haben einige Moscheevereine Fußballmann-
schaften gegründet. Ein engagiertes Mitglied einer Weddinger 
Moschee geht mehrmals die Woche mit „seinen Jungs“ zum 
Training. Er organisiert Fußballspiele und berichtet stolz von 
den Siegen, die seine Mannschaft schon errungen hat. Auch 
würde er gelegentlich im Sommer mit den Jugendlichen in ei-
nen Park fahren und dort ein Picknick veranstalten. Dies ist ein 
Angebot, mit dem sich viele andere Moscheen ebenfalls mehr 
oder weniger regelmäßig an Jugendliche und Kinder oder auch 
an die ganze Familie richten. Und auch an Straßenfesten im 
eigenen Kiez beteiligen sich Moscheevereine und muslimische 
Initiativen. 

Ebenso werden schon vorhandene kulturelle Angebote 
aufgegriffen: Das IZDB plant Besuche von Museen und Kul-
tureinrichtungen in Berlin. In Zukunft, so der Vorstand, wolle 
man Dokumentarfilme zeigen und diese mit den Jugendlichen 
diskutieren. Die Berliner Ahmadiyya-Gemeinde aus der Mete-
orstraße hatte gerade einen Ausflug nach Weimar organisiert. 
Dabei war es hilfreich, wie ihr Imam erzählte, dass sie, im 
Unterschied zu den übrigen großen Moschee-Dachverbänden, 
auch in vielen verschiedenen Städten Ostdeutschlands über ein 
gutes Netzwerk verfügt.

Auch in anderen Bereichen versucht man den Bedürfnis-
sen der Jugendlichen in einem islamischen Kontext gerecht 
zu werden. Dabei fällt bei der Befragung auf, dass die Berli-
ner Moscheevereine eine ganze Reihe von Freizeitangeboten 
durchführen, die sie speziell an Mädchen richten. Die Angebot-
spalette ist groß: Es gibt Koch- und Nähkurse, Kosmetikkurse, 
Handarbeiten, Batik und Seidenmalerei sowie Lesezirkel, in 
denen religiöse Bücher gelesen und besprochen werden. Die 
Aktivitäten orientieren sich zwar meist an einem eher konser-
vativen Mädchenbild, stoßen aber auf großes Interesse, und 
die Kurse sind entsprechend gut besucht. Im IZDB, das die 
Organisation und Finanzierung der Kurse sehr professionell 
handhabt und teils mit Partnern von außerhalb des Zentrums 
arbeitet, gibt es manchmal doppelt soviel Teilnehmerinnen wie 
ausfinanzierte Plätze pro Kurs. 

Auch in der Imam Rıza Moschee in Neukölln gibt es seit ca. 
sieben Jahren samstagabends einen Jugendtreff. Unabhängig 
von den dort angebotenen Veranstaltungen innerhalb der Mo-
scheen gehen Mädchen zusammen in öffentliche Schwimmbä-
der, die separate Öffnungszeiten für Frauen und ein von außen 
nicht einsehbares Schwimmbecken haben. In dieser Hinsicht 
haben es junge gläubige Muslime schwerer. Ein junger Mann 
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aus der Imam Rıza Moschee weist darauf hin, dass seine Freun-
de und er auch gerne schwimmen gehen würden, dies aber 
nicht tun könnten. Denn ihnen sei es als gläubigen Muslimen 
ebenfalls nicht gestattet, gemeinsam mit fremden Frauen zu 
baden, wenn diese nur einen Badeanzug trügen. Separate 
Öffnungszeiten für Männer gäbe es aber nicht. 

Interessen anregen und ausbauen

Das Primat von Jugendarbeit für männliche Jugendliche, 
das sich in manchen Moscheen feststellen lässt, ist nicht nur 
Ausdruck einer männlichen Prägung des islamischen Lebens 
in Berlin, sondern spiegelt in gewisser Weise auch Bedürfnisse 
und Wünsche der erwachsenen Gemeindemitglieder wider. 
Diese sorgen sich oft weniger um ihre Töchter, da diese nicht 
nur im religiösen, sondern auch im säkularen Bereich auf eine 
Vielzahl von Mädcheninitiativen, Mädchenräumen etc. zurück-
greifen könnten und überdies oft in die häusliche Arbeit mit 
eingebunden würden. Die Söhne hingegen hätten nichts, wo 
sie hingehen könnten. 

Die Art und Anzahl der Freizeitangebote scheint stark von 
der finanziellen und personellen Ausstattung einer Moschee 
oder Initiative abhängig sowie von dem Zuspruch, den die 
Angebote finden. So kann die Ertuğrul Gazi Camii in Kreuz-
berg Jugendlichen einen Computer und einen Billardtisch zu 
Verfügung stellen. In der Vakıf Camii, ebenfalls in Kreuzberg, 
fanden eine Zeit lang Tanzkurse statt. Die Jugendlichen der 
Ahmadiyya-Gemeinde in der Meteorstraße wiederum pflegen 
den Garten der Gemeinde. Die Sportaktivitäten der Al-Nur 
Moschee in Neukölln für Männer wurden nach Aussage eines 
Vorstandsmitglieds wieder eingestellt. Die Brüder seien „zu 
faul“. Dennoch wolle man auch am Muslim Cup 2006 teil-

nehmen, den die Initiative Berliner Muslime (IBMUS) jährlich 
veranstaltet. 

(Weiter-)Bildung 

Über die Weiterbildungsangebote hinaus, wie sie oben im 
Zusammenhang mit Antidrogenarbeit angesprochen wurden, 
spielen Nachhilfe und Fortbildungsangebote mit Blick auf eine 
konkrete Qualifizierung für den Arbeitsmarkt eine große Rolle 
in einigen Berliner Moscheen. Viele Vorstände und Mitglieder 
betonen, wie wichtig Bildung für die Zukunft ihrer Kinder ist. 
Deshalb bemühen sich selbst diejenigen Moscheevereine, die 
kaum Freizeitaktivitäten für Kinder und Jugendliche durchfüh-
ren können oder wollen, Nachhilfeunterricht anzubieten. In der 
Imam Rıza Camii in Neukölln wird gelegentlich die Bedeutung 
von Bildung, Studium und Ausbildung in Veranstaltungen für 
Eltern und Jugendliche diskutiert. Junge Gemeindemitglieder 
werden auf ihre Fortschritte in Schule, Betrieb oder Universität 
hin angesprochen und zum Weiterlernen ermuntert. Einzelne 
Mitglieder wenden sich auch an die betreffenden Eltern, um ih-
nen die Wichtigkeit eines guten Abschlusses zu verdeutlichen. 
Die Gemeinde, so der Koordinator der Jugendarbeit, habe 
in den Jahren ihrer Immigration vor allem aus ungelernten 
Arbeitern aus der Osttürkei bestanden. Viele ihrer Kinder hätten 
heute einen Universitätsabschluss oder befänden sich im Stu-
dium und darauf sei man stolz, denn ohne die Anstrengungen 
der Moschee wären die Gemeindemitglieder wohl mehrheitlich 
im Arbeitermilieu geblieben. 

Besonders gut organisiert ist der Nachhilfeunterricht wie-
derum im IZDB im Wedding und im Islamischen Kultur- und 
Erziehungszentrum (IKEZ) in Neukölln. Regelmäßig wird Nach-
hilfe in Englisch, Deutsch, Mathematik, Physik und weiteren 
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naturwissenschaftlichen Fächern angeboten. Außerdem findet 
Arabischunterricht für Nichtmuttersprachler und für Mutter-
sprachler statt, die nur Alltagsarabisch sprechen, die Schrift 
aber nicht beherrschen. Das Zentrum legt im Hinblick auf den 
Arabischunterricht Wert darauf, dass es keine Koranschule sei. 
Dies könne nur von dafür qualifizierten Lehrenden geleistet 
werden, über die das Zentrum nicht verfüge. Es wolle aber den 
Kindern die Möglichkeit eröffnen, etwas über ihre Herkunft 
zu erfahren und auch eigenständig darüber zu recherchieren. 
Deshalb haben die Vermittlung von EDV-Kenntnissen und der 
damit verbundene Zugang zu digitalen Informationen allge-
mein eine große Bedeutung. 

„Wir wollen, dass sie es so schaffen wie wir“: eigene Wege 
in der Jugendarbeit

Insbesondere an den Rändern der etablierten Moscheenland-
schaft bilden sich Initiativen, die es mit Blick auf neuere Ent-
wicklungen in der Jugendarbeit eingehender zu betrachten 
lohnt: Ein Beispiel ist das Islamische Zentrum für Dialog und 
Bildung, IZDB, im Wedding, das schon mehrfach in diesem 
Artikel genannt wurde. Es besteht als eingetragener Verein seit 
Mai 2005. Die Gründungsmitglieder, die sich während ihres 
Studiums kennen gelernt haben, bemängelten, dass es keinen 
Dialog zwischen Deutschen und Zugewanderten, zwischen 
muslimischen Gläubigen und Anderen gäbe. Als gut ausgebilde-
te junge Leute haben sie es sich zur Aufgabe gemacht, in diesem 
Dialog eine Brückenfunktion zu übernehmen, da Bildung die 
Grundlage für Verständigung darstelle. Seitdem werden Projekte 
entworfen und deren Umsetzung geplant. Das IZDB arbeitet 
mit verschiedenen staatlichen, städtischen und gesellschaftli-

chen Institutionen und Gruppen zusammen, wie der Polizei des 
entsprechenden Abschnitts, dem Integrationsbeauftragten, dem 
Quartiersmanagement, Volkshochschulen u.a. Das Zentrum 
versteht sich ausdrücklich als ein in jeder Hinsicht offener Raum, 
offen für Aktivitäten mit Muslimen und Nichtmuslimen, offen 
aber auch in der eigenen Arbeit: Im Zentrum stehen die Türen 
aller Räume buchstäblich offen, denn die Arbeit des Zentrums 
soll für alle transparent sein.

Neben den Sprach- und Weiterbildungskursen widmet 
sich das IZDB vielen aktuellen Problemen. Gerade endete eine 
Projektreihe, in der eine Polizistin ein- bis zweimal wöchent-
lich das Zentrum besuchte, um über Gewalt zu sprechen und 
spielerisch mit den Jugendlichen nach Lösungen für Konflikt-
situationen zu suchen. Gewalttätigkeiten an der Schule waren 
ebenso Thema wie sexualisierte Gewalt auf der Straße oder 
in der U-Bahn. Die Reihe sei bei den Jugendlichen auf großes 
Interesse gestoßen und Eltern hätten sich für die Initiative be-
dankt, berichtete ein Vertreter des Vorstands. Eine neue Reihe 
zum Thema Verkehrserziehung sowie Besichtigungen kleiner 
Betriebe seien geplant. Letztere richteten sich gerade an junge 
Frauen, um ihnen Ängste zu nehmen und sie zu ermuntern, 
sich auf Arbeitsplätze zu bewerben. 

Grundsätzlich bemüht sich das Zentrum darum, neben Vor-
trägen zu religiösen Themen auch aktuelle Debatten aufzugrei-
fen. Es finden Vorträge zur Kontroverse um das Kopftuch oder 
um Kriminalität und Gewalt im Kiez statt; es sei auch wichtig, 
gerade den jungen Leuten zu sagen, dass vom Standpunkt des 
Islams weder etwas dagegen spreche, eine Heirat abzulehnen, 
noch im Fall einer erzwungenen Eheschließung zur Polizei zu 
gehen. 
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Jede zweite Woche veranstaltet die „Arabische Elternunion“ 
in den Räumen des Zentrums einen Elternabend. In Anwe-
senheit eines Kinderpsychologen werden Erziehungsfragen 
besprochen, Lösungen gesucht und Erfahrungen ausgetauscht: 
Jugendarbeit ist nicht nur Arbeit mit Jugendlichen, sondern 
auch mit ihren Eltern. 

Auf die Frage, warum sich das Zentrum in dieser Weise in 
der Jugendarbeit engagiere, sagte eines der Vorstandmitglie-
der: „Jugendarbeit ist ganz wichtig. Das sind die Träger der 
Gesellschaft in zehn bis fünfzehn Jahren. Wenn wir ihnen jetzt 
nicht helfen, haben wir dann ein Problem. [...] Wir setzen auf 
aktuelle Themen, nicht nur Islamunterricht, das wird irgend-
wann langweilig.”

Die Moscheen und islamischen Zentren sind eine Art Expe-
rimentierfeld. Aktivitäten werden ins Leben gerufen; bewähren 
sie sich, werden sie fortgeführt, stoßen sie auf geringes Interes-
se, werden sie wieder eingestellt. Dass pädagogische Ansätze 
in der Jugendarbeit zur Diskussion stehen, zeigt bereits der 
innermuslimische Diskurs in Deutschland, bspw. in den vom 
Institut für islamische Pädagogik in Köln ausgehenden Anstö-
ßen. Ob und welche Effekte das in der Arbeit der islamischen 
Vereine Berlins haben wird, bleibt abzuwarten. Eine Moschee 
oder ein Verein, der sich möglichst vieler dieser sozialen Fragen 
annimmt, hat die besten Chancen, in der Nachbarschaft und 
im Stadtteil tatsächlich angenommen zu werden und einen 
wichtigen Referenzpunkt in der sozialen Topographie der Stadt 
zu bilden.
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Von jung bis 
alt: Alters-
struktur 
Islamischer 
Gemeinden 

Jüngsten Studien zufolge identifi zieren 
sich Jugendliche mit muslimischem 
Hintergrund zunehmend mit dem Islam 
– gehen sie deshalb auch die Moschee? 
Besucht man tagsüber eine Berliner 
Moschee, gewinnt man den Eindruck, 
dass sich dort vorwiegend Männer im 
Rentenalter versammeln. Die Umfrage 
in Berliner islamischen Vereinen von 
2006 führt wiederum zu einem anderen 
Ergebnis: Etwa die Hälfte aller Berliner 
islamischen Gebetsräume wird von 
sämtlichen Altersgruppen genutzt. Einige 
Moscheevereine betonen, dass Familien 
in der Regel gemeinsam zum Gebet 
kommen. Ein Viertel der Gebetsräume 
empfängt vor allem ältere Besucher, ein 
Viertel in der Mehrzahl jüngere bis etwa 
dreißig Jahre. 

Korrelation zwischen Migrationsge-
schichte und Altersstruktur
Die Altersstruktur der Moscheevereine 
ist eng mit der Migrationsgeschichte der 
in Berlin lebenden Migrantengruppen 
verbunden. Aus der Türkei stammende 
Zugewanderte leben mittlerweile bereits 
in der vierten Generation in Deutschland. 
Dementsprechend empfangen die tür-
kischsprachigen Moscheen und Gebets-
räume alle Altersgruppen, von Kindern 
bis zu Rentnern. Insgesamt ergibt sich 

innerhalb der türkischen Verbände so ein 
ausgewogenes Bild bezüglich der Alters-
struktur. Abgesehen von DITIB, wo sich 
ein leichtes Ungleichgewicht zugunsten 
älterer Besucher, die schon in Rente bzw. 
Frührente gegangen oder arbeitslos sind, 
abzeichnete, gilt dies für alle Verbände 
und alle Bezirke gleichermaßen. Den-
noch gibt es in allen Verbänden einzelne 
Moscheen, die aussagen, eher ältere 
oder eher jüngere Gläubige zu empfan-
gen. 

Bei später zugewanderten ethnischen 
Gruppen ergibt sich ein anderes Bild: In 
arabischen Moscheen sind Besucher zwi-
schen 25 bis 40 Jahren in der Mehrzahl, 
was der Altersstruktur der arabischstäm-
migen Bewohnerinnen und Bewohner 
Berlins entspricht. Allerdings entwickelt 
sich in diesen Gemeinden langsam Kin-
der- und Jugendarbeit, da die Zahl der 
arabischen Kinder und Jugendlichen, die 
in Deutschland aufwachsen, steigt. 

Veränderungen innerhalb der Gemein-
den
In der Umfrage registrierten die Vertre-
ter der befragten türkischen Moscheen 
im Gegensatz zu den mehrheitlich 
arabischen, albanischen oder bosni-
schen Moscheen Veränderungen in der 
Altersstruktur ihrer Gemeinden. Dies 
hängt sicherlich damit zusammen, dass 
einige dieser Moscheen bereits Ende der 
1970er Jahre gegründet worden sind 
und seitdem neue Generationen hinzu 
gekommen sind. 

In den Gesprächen wurde teilweise 
angemerkt, dass die Zahl der Jugendli-
chen in den Gemeinden schon seit Jahren 
rückläufi g bzw. die Zahl der Älteren 
gestiegen sei. Die davon betroffenen 
Moscheen sahen die Gründe einerseits in 
der demographischen Entwicklung, der 
zufolge heute eine Rentnergeneration mit 
Migrationshintergrund in Deutschland 
lebe, andererseits in der wirtschaftlichen 

und sozialen Situation junger Gemein-
demitglieder. Jüngere Leute wanderten 
aufgrund von Diskriminierung, Arbeits-
losigkeit und der daraus resultierenden 
Perspektivlosigkeit u.Ä. aus, z.T. in die 
Türkei „zurück“. Im Gegensatz dazu 
stehen Äußerungen aus der Bayezit Camii 
im Wedding oder der Al-Irshad Moschee 
in Neukölln, dass sich die jüngere Gene-
ration zunehmend für den Islam inter-
essiere, also auch die Zahl der jüngeren 
Besucher ansteige.

Altersspezifi sche Angebote
Unterschiedliche Altersstrukturen 
erklären sich darüber hinaus aus dem 
Angebot der Gemeinden, bzw. aus den 
Angeboten, die besonders aktive und 
engagierte Mitglieder einbringen. Nicht 
zuletzt geht die Alterstruktur in einer 
Gemeinde auch auf Vorlieben für be-
stimmte Prediger zurück. Ein Verein mit 
interessanten Angeboten für ein junges 
Zielpublikum zieht mehr Jugendliche 
an. Weitere Beispiele für altersspezifi sche 
Angebote sind Alphabetisierungskurse 
für ältere Gemeindemitglieder, Deutsch-
kurse für Mütter mit parallel angebotener 
Kinderbetreuung, Jugendgruppen und 
Koranunterricht für Kinder. Dies führt 
zu einer gewissen Wettbewerbssituati-
on unter islamischen Gemeinden und 
Initiativen, die es früher nur gegenüber 
nichtreligiösen Vereinen gab. 

Jeanine Elif Dağyeli
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Eine modisch gekleidete junge Frau mit passendem Kopftuch 
steht neben ihrer Mutter, die einen langen weiten Mantel in 
gedeckten Farben und ebenfalls ein Kopftuch trägt – dieses 
Bild taucht immer wieder dann auf, wenn der Islam in Ber-
lin repräsentiert werden soll. Diese Alltagsszene verweist auf 
die sichtbaren bestehenden Unterschiede zwischen den in 
Deutschland lebenden Generationen von Musliminnen. Diese 
Unterschiede bestehen selbstverständlich nicht allein in Bezug 
auf Kleidungsgewohnheiten oder -vorlieben. Sie lassen sich 
auch in anderen sozialen, kulturellen und religiösen Identifika-
tionspraktiken nachweisen: Beispielsweise verfolgen die zweite 
und dritte Generation von Zugewanderten nicht mehr den 
Traum von einer Rückkehr in die Heimatländer ihrer Vorfahren. 
Darüber hinaus haben Immigration und Exil zu veränderten 
Formen der Überlieferung des Glaubens und religiöser Prakti-
ken zwischen den Generationen geführt. 

Welchen Bezug die zweite und dritte Generation tatsächlich 
zu religiösen Praktiken hat, ist dabei keineswegs eindeutig: 
Besuchen die jungen Leute Moscheen? Fühlen sie sich in den 
religiösen Organisationen, die die erste Generation aufgebaut 
hat, vertreten? Und fühlen sich praktizierende jugendliche 
Musliminnen und Muslime in der Stadt Berlin zu Hause? Vor 
diesem Hintergrund lässt sich das oben beschriebene gängige 
Bild vom Islam in Berlin noch ergänzen: Geht man die Son-
nenallee in Neukölln entlang, mag der Blick auf eine Gruppe 
türkisch sprechender junger Frauen fallen, einige ohne Kopf-
tuch, andere in weiter Kleidung, die den Körper, Haare und 
Nacken bedeckt und ihrer Meinung nach islamisch korrekter 
ist, alle zusammen grüßen ein vorbeikommendes Mädchen in 
enger, auffallender Kleidung und einem schicken Kopftuch. 
Jede von ihnen mag eine andere Antwort auf die Frage nach 
Religiosität geben. Das heißt, es gibt auch große Unterschiede 
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innerhalb der Generationen; für einige ist der Islam ein Raum 
in ihrem privaten Leben, wenn überhaupt, für andere ist der 
Islam ein Lebensstil, in dem Religion eine private und öffentli-
che Bedeutung hat.

Muslimische Organisationen und Moscheen, die in den 
1980er Jahren gegründet wurden, werden heute zum großen 
Teil noch von ihren älteren Mitgliedern geleitet. Viele sind zwar 
umstrukturiert worden, häufig auf den Druck jüngerer Mitglie-
der hin. Auch speziell für Kinder und Jugendliche angebotene 
Aktivitäten haben in den vergangenen Jahren zugenommen 
(siehe Dağyeli in diesem Band). Dennoch finden nicht alle jun-
gen Musliminnen und Muslime ihren Platz in den bestehenden 
Strukturen und einige von ihnen meinen, dass ein neues mus-
limisches Leben in Deutschland eine Reorganisation religiöser 
Räume außerhalb von Moscheen benötigt. 

Zwei junge deutschsprachige muslimische Vereine, die 
„Muslimische Jugend Deutschland“ (MJD) und „Inssan für 
kulturelle Interaktion e.V.“, die wie viele Neugründungen von 
Moscheevereinen in den vergangenen acht Jahren zur Pluralisie-
rung islamischen Lebens in Berlin beigetragen haben, werden 
hier als Beispiel für einen Generationswechsel thematisiert und 
für die Suche nach neuen islamischen Repräsentationsräumen 
für jugendliche Gläubige in Berlin. Beide Vereine wurden in den 
vergangenen Jahren kontrovers diskutiert. Die Kontroverse wur-
de u.a. 2004 in der Studie „Aspekte der Demokratiegefährdung 
im Berliner Bezirk Mitte und Möglichkeiten der demokratischen 
Intervention“ dargestellt (143-147). In einer anderen Analyse 
der Alltagswelt muslimischer Jugendlicher in Deutschland wird 
dagegen die Notwendigkeit hervorgehoben, gerade mit diesen 
Vereinen zu kooperieren und mit ihnen die Integration der 
heute jungen und der zukünftigen Generationen muslimischer 
Gläubiger zu gestalten (siehe Gerlach 2006, 209f.). Hier ist eine 

zusätzliche Perspektive von Interesse, die danach fragt, wie dieje-
nigen, die den Islam im privaten und öffentlichen Raum leben 
wollen, dies zu verwirklichen versuchen. 

Selbstorganisation außerhalb von Moscheen 

In den vergangenen Jahren ist deutlich geworden, dass Teile 
der zweiten Generation Wege suchen, als muslimische Gläu-
bige in Deutschland zu leben, ohne sich aus der Gesellschaft 
zurückzuziehen. Im Gegenteil: Viele organisieren sich selbst, 
um als Muslime und Musliminnen in Deutschland gesellschaft-
lich zu partizipieren. 

Der Verein Inssan, was sowohl auf Türkisch, Arabisch als 
auch auf Urdu soviel wie Mensch oder Menschlichkeit bedeu-
tet, wurde im Jahr 2001 von jungen Menschen mit arabischem 
Hintergrund mit der Idee gegründet, „neue Wege“ zu gehen . 
Trotz der nur ca. 40 Mitglieder ist der professionell organisier-
te Verein mit seinen zwei fest angestellten Mitarbeitern und 
Praktikanten/innen in Berlin sehr aktiv. Alle zwei Jahre wählt die 
Mitgliederversammlung einen neuen Vorstand, der den Verein 
leitet. An Stelle eines Moscheegebäudes plante der Verein den 
Bau eines Begegnungszentrums, das den „Austausch zwischen 
den Kulturen und Religionen […] fest im Alltag Berlins veran-
kert”, wie es auf der Homepage von Inssan heißt. Besonders 
wichtig scheint es den Mitgliedern zu sein, Themen aufzugrei-
fen, die in den Medien kontrovers diskutiert werden, wie die 
Debatten um „Parallelgesellschaften“ oder auch um „Integra-
tion“, die in Diskussionsveranstaltungen und Seminaren mit 
den angesprochenen Personengruppen aufgegriffen werden. 
Um Kommunikation mit Medien und lokalen Autoritäten zu 
fördern, hat Inssan beispielsweise einen Workshop „Public 
Relation für Muslime“ angeboten, in dem muslimische Organi-
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sationen motiviert werden, aktiv ihr Bild in der Öffentlichkeit zu 
verbessern.

Wie Inssan ist auch die Muslimische Jugend Deutschland 
(MJD) ein Verein, der unabhängig von vorhandenen Moschee-
gemeinden besteht und von der Ideen inspiriert ist, sich in neu-
en Strukturen zu organisieren. Im Gegensatz zu den von Dağyeli 
beschrieben Angeboten für Jugendliche seitens der Moscheen 
ist die MJD beides: von jungen Musliminnen und Muslimen für 
junge Muslime und Musliminnen 1994 gegründet worden. Der 
Verein besitzt eine gewählte Schura, d.h. einen Rat, hat aber 
im Vergleich zu älteren Gemeinden weder eine Moschee noch 
Imame oder Hocas. Diese Form der Selbstorganisation war ein 
Grund dafür, dass die MJD zu Beginn durchaus Skepsis von Sei-
ten etablierter Moscheevereine entgegengebracht wurde. Hinzu 
kommen andere charakteristische Strukturen: Obwohl männli-
che und weibliche Mitglieder gemeinsam zu regionalen Treffen 
reisen und religiöse Feste feiern, treffen sich die „Schwestern“ 
und „Brüder“ des Vereins an unterschiedlichen Wochentagen 
getrennt. Innerhalb dieser Gruppen werden jeweils ein Mann 
bzw. eine Frau gewählt, um den wöchentlichen Termin zu leiten. 

In den wöchentlichen Sitzungen konnte ich über einen 
Zeitraum von 15 Monaten beobachten, wie die Mädchen 
und jungen Frauen zwischen 13 und 30 Jahren neue, ihrem 
Selbstverständnis entsprechende Zugänge zu religiösem Wis-
sen praktizieren: Sie bilden sich vor allem gegenseitig, indem 
sie den Koran in arabischer Sprache und anschließend auf 
Deutsch lesen, gefolgt von einem Tafsir, d.h. dem Versuch einer 
Auslegung des Gehörten, die durch eine der Teilnehmerinnen 
vorbereitet worden ist. Anschließend diskutieren sie, wie ihre 
Lebensführung als Musliminnen zu verbessern sei. Schließlich 
werden Themen besprochen, die für das Alltagsleben junger 
Muslime und Musliminnen in Deutschland relevant sind, wie 

zum Beispiel die Anwendung von Prophetenaussprüchen, den 
Ahadith, die als besondere Werte im zeitgenössischen Leben 
angesehen werden.

Die jungen Teilnehmerinnen der Frauengruppe der Berliner 
MJD, die sich in den Kreuzberger Räumlichkeiten des Vereins 
treffen und die ich während meiner Feldforschung kennen lern-
te, kommen mit ganz unterschiedlicher religiöser Vorbildung 
hierher: Einige wurden schon von früh an zur Koranschule 
geschickt, andere sind ganz ohne religiöse Bildung aufgewach-
sen. Als die 16-jährige Selma von anderen gefragt wurde, war-
um sie sich entschieden habe, Mitglied bei der MJD zu werden, 
antwortet sie: „Ich habe angefangen, hierher zu kommen, weil 
ich mich selbst verbessern wollte… und um andere korrekte 
Leute zu treffen, weißt du?!“ Trotz eines geringen Mitglieds-
beitrags herrscht hier eine große Offenheit, mit der Freunde 
von der Schule und aus der Nachbarschaft empfangen werden, 
„so dass sie sehen können, wie es hier ist“ – und sich vielleicht 
dazu entscheiden, beizutreten. Kontakt zu anderen Moschee-
vereinen besteht dann, wenn sie an Freitagen und im Ramadan 
mit ihren Müttern Moscheen in der Nachbarschaft besuchen, 
um dort zu beten. 

Fremd- und Selbstwahrnehmung

Diese junge Generation sieht sich in der Situation, sich deutsch 
zu fühlen, aber nicht als Deutsche akzeptiert zu werden. 
Für praktizierende Muslime und Musliminnen gestaltet sich 
diese Problematik manchmal noch komplexer: Ist es möglich, 
Deutschsein mit Muslimsein zu verbinden? In der Öffentlichkeit 
wird dies häufig als unmöglich dargestellt. Diese „Identifika-
tionsfrage“ beschäftigt Inssan und MJD auf vielfältige Weise. 
Beide, Inssan und MJD, versuchen der jungen muslimischen 
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Generation in Deutschland zu vermitteln, dass man nicht 
„zwischen“ dem Herkunftsland der Eltern und Deutschland 
stehe, sondern dass gerade die Religion „eine Brücke“ sein 
kann, die beides verbindet. Denn man könne sagen: „Ich bin 
ein Muslim oder eine Muslima“ und dabei sei es unbedeutend, 
ob man deutsch, türkisch oder arabisch sei. Genau für diesen 
verbindenden Zugang erwarten sie von der nichtmuslimischen 
Gesellschaft Verständnis und Respekt. 

Ein Problem, das meine Gesprächspartnerinnen beispiels-
weise beschäftigte, waren die häufig negativen Reaktionen in 
der Schule oder bei der Arbeit auf ihre Entscheidung, ein Kopf-
tuch zu tragen. Dieses Problem wurde deshalb auch in einem 
MJD-Treffen als Rollenspiel aufgegriffen: „Was sagst Du, wenn 
jemand auf der Straße zu Dir kommt und fragt, ob es Dir nicht 
zu warm ist unter dem Kopftuch?“, hieß eine der Fragen. Eine 
Teilnehmerin antwortete: „Ich sage, dass ich auf mein Kopftuch 
stolz bin, dass ich mich ohne es nackt fühle. Und dass ich es, 
selbst wenn es warm ist, gerne trage.“ 

In den organisierten MJD-Freizeitaktivitäten gehen die 
jungen Frauen in öffentlichen Bädern schwimmen – zu den für 
Frauen reservierten Zeiten. Sie empfehlen sich den neuesten 
Friseur für „Kopftuchfrauen“, wie sie sagen, wo eine Fenster-
verkleidung sie vor dem Blick der Vorbeigehenden schützt 
und ein „Eintritt nur für Frauen“-Schild vor dem Zutritt von 
Männern. Oder sie treffen sich zu Hause, wo sie Weltmusik hö-
ren oder amerikanische Blockbuster sehen, mit Pausen für das 
gemeinsame Beten. Diese Aneignung von Räumen trägt zum 
Gefühl bei, zu Berlin zu gehören und hier zu Hause zu sein wie 
andere Jugendliche auch. 

Inssan dagegen konzentriert sich weniger auf die religiöse 
Praxis der Mitglieder als auf eine kontinuierliche Kommunika-
tionsarbeit mit der muslimischen und der allgemeinen Öffent-

lichkeit. Beiden versuchen sie zu verdeutlichen, dass „Muslim-
sein und Deutschsein nicht im Widerspruch stehen, sondern 
dass sich beides gut miteinander verträgt“, wie es ein Mitglied 
formulierte. Auf die Frage, was es bedeute, ein deutscher 
Muslim zu sein, antwortete er: „dass ich Deutsch spreche, 
mich wohl und heimisch fühle und nicht denke, dass meine 
eigentliche Heimat Ägypten oder so ist.“ Er könne sich mit 
vielen „deutschen“ Werten identifizieren, erklärt er weiter, und 
versuche, diese Werte mit dem Islam zu verknüpfen. Er frage 
sich: „Was kann der Islam von der deutschen Gesellschaft ler-
nen?“ Seiner Meinung nach sollten die Aktivitäten des Vereins 
muslimischen Gläubigen helfen, dadurch integrale Bestandteile 
dieser Gesellschaft zu werden, sich als deutsche Musliminnen 
und Muslime zu verstehen, so dass sich daraus auch ein deut-
sches oder europäisches Islambewusstsein entwickeln kann. 

Ethnische und nationale Zugehörigkeiten überschreiten 

Wie in nahezu allen europäischen Ländern waren die islami-
schen Organisationen und Moscheen in Berlin zuerst ethnisch 
und national organisiert und verankert. Einer der Initiatoren 
der MJD mit türkischem Hintergrund erklärte mir, dass sich vor 
zehn Jahren viele Kinder, die in Deutschland aufgewachsen 
sind, in ethnisch organisierten Moscheen unwohl fühlten. Sie 
seien aufgrund sprachlicher Schwierigkeiten nicht in der Lage 
gewesen, dem religiösen Unterricht zu folgen. Außerdem kann-
te der Imam häufig die deutsche Gesellschaft kaum, und der 
Unterricht richtete sich daher eher an die Erwachsenen. Dieses 
Gefühl, weder sprachlich noch kulturell „angesprochen“ bzw. 
vertreten zu sein, habe zu einer Zurückhaltung der Jugendli-
chen geführt. Einige, so mein Gesprächspartner weiter, wären 
schließlich nur wegen ihrer Eltern in die Moschee gegangen. 
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rechts: Şehitlik Moschee 
Neukölln
Foto: Inssan, Riem Spiel-
haus, Hans-Georg Gaul



63

Heute ist in Europa eine generelle „Entkulturalisierung“ von 
Religionen zu beobachten, d.h., dass bei Gläubigen eine Vor-
stellung zu beobachten ist, die Religion und Kultur als vonein-
ander getrennt versteht. Dies gilt auch für in Europa geborene 
Muslime (Roy 2006). Für Mitglieder der MJD sind islamische 
Praktiken nicht mit der Heimat ihrer Eltern verbunden, sondern 
mit dem Konzept der Umma, der Gemeinschaft der Gläubigen. 
Die meisten Mitglieder der Berliner Gruppe stammen aus der 
zweiten Generation von Eingewanderten und aus so unter-
schiedlichen Ländern wie Bosnien, Ägypten, Türkei, Sudan 
und Syrien. Die Gruppe wird darüber hinaus auch von konver-
tierten Deutschen frequentiert. Eine weitere „internationalisie-
rende Dimension“ ist die Tatsache, dass Aussagen islamischer 
Gelehrter aus allen Teilen der Welt über Internet ohne weiteres 
zugänglich sind und so zu Vorbildern für die jungen Gläubigen 
werden. 

Auf der Vereinsebene bemüht sich Inssan um eine ethni-
sche Organisationsformen übergreifende Arbeit. Indem sich 
die Mitglieder mit unterschiedlicher ethnischer Herkunft auch 
in anderen Moscheen aktiv engagieren, sollen Kooperationen 
entwickelt und Kommunikation zwischen den verschiedenen 
islamischen Vereinen in Berlin gefestigt werden. Anfangs, so 
berichten die Vereinsmitglieder, war dies nicht immer leicht. 
Zum Teil waren die etablierten Moscheevereine nicht mit 
Kooperationen vertraut, die über ethnische Zugehörigkeiten 
hinweggingen. Allmählich entstehen aber einzelne Koopera-
tionsprojekte mit pakistanischen, arabischen, deutschen und 
türkischen Moscheevereinen. 

Europäische Dimensionen in Berlin 

Beide, Inssan und MJD, verstehen sich als neue Angebote für 
junge Gläubige, auf einer lokalen Ebene als Muslime zu par-
tizipieren und zu einem Zugehörigkeitsgefühl in Berlin beizu-
tragen. Dabei greifen sie auch in das Stadtbild ein: An einem 
Sommertag im Juli 2006 fielen mir bunte Plastikschilder auf, die 
am Zaun eines Fußballfeldes angebracht waren. Als ich neu-
gierig näher trat, konnte ich unterschiedliche Zitate von Willy 
Brandt, westlichen Philosophen, spanische Sprichwörter und 
Koransuren lesen. Dies war eine Aktion von Inssan, gefördert 
von der Stiftung Naturschutz Berlin, die das Umweltbewusst-
sein von Berlinern anregen wollte. Gleichzeitig verband eine 
muslimische Organisation hier Islam und westliche Philosophie 
zu einem im öffentlichen Raum sichtbaren Statement, das sich 
an alle Parkbesucher richtete. 

Ein Blick aus Berlin heraus zeigt, dass die beiden jungen 
Vereine als ein urbanes, europäisches Phänomen verstanden 
werden können: Wie in Berlin auch, ringt in vielen Großstädten 
in Europa eine neue Generation von Muslimen und Muslimin-
nen auf allen Seiten um Akzeptanz, um sowohl als Muslime 
als auch als Deutsche, Franzosen oder Engländer anerkannt 
zu werden. Die Räume, die dabei entstehen und die sie selbst 
organisieren, sind nicht allein Ergebnis der Unterschiede 
zwischen Generationen. Sie sind auch Ausdruck des Versuchs, 
sich gegenüber einer vorwiegend negativen Wahrnehmung 
des Islams in westlichen Gesellschaften zu positionieren – eine 
selbst gestellte Aufgabe, die diese jungen Muslime und Mus-
liminnen täglich beschäftigt. Sie werden dabei oft mit Skepsis 
und Misstrauen beobachtet, treffen aber auch auf Resonanz 
und bieten Diskussionsstoff für den Umgang mit islamischen 
Organisationen. 

Literatur
z Aspekte der Demokra-
tiegefährdung im Berliner 
Bezirk Mitte und Möglich-
keiten der demokratischen 
Intervention, 2004. Hrsg. 
vom Zentrum Demokrati-
sche Kultur. Berlin.
z Gerlach, Julia, 2006: 
Zwischen Pop und Dschi-
had. Muslimische Ju-
gendliche in Deutschland. 
Berlin.
z Roy, Olivier, 2006: 
Der islamische Weg nach 
Westen. Globalisierung, 
Entwurzelung und Radika-
lisierung. München. 



64  Vielfalt religiöser Praxis

Ein einfaches Kopftuch trägt die Predigerin der Berliner Ge-
meinden des DITIB-Verbandes; wie die 25 türkischen Frauen im 
Rentenalter, die zum Unterricht in eine Kreuzberger Moschee 
gekommen sind. Mit einem „Hoşgeldiniz“ – „Willkommen!“ 
empfängt sie die Wissenschaftlerinnen, die mit ihr über die 
Frauenarbeit der Gemeinde und ihre Rolle als Predigerin und 
Lehrerin, im Türkischen Hoca genannt, sprechen wollen. Im 
geräumigen Frauenraum der Moschee, in dem an diesem 
Donnerstagvormittag arabische Schrift und Koranrezitation 
geübt werden, setzen wir uns neben die Frauen auf den Tep-
pich. Hoca Nihal beginnt mit einer Rezitation aus dem Koran, 
spricht frei und fließend, mit ruhiger und voller Stimme. Den 
nächsten Abschnitt liest eine Schülerin. Immer wider nickt die 
Hoca anerkennend. Ab und zu jedoch berichtigt sie ein Wort, 
mit dessen Aussprache sie nicht zufrieden war. Nachdem fünf 
Frauen gelesen haben, beginnt Hoca Nihal ein Bittgebet für 
ein verstorbenes Mitglied der Gemeinde, dabei spricht sie 
türkische Bitten und arabische Koransuren abwechselnd aus. 
Immer wieder sprechen die Frauen gemeinsam ein paar Worte 
und schließen das Bittgebet mit der ersten Sure des Koran, 
der Fatiha, beide Hände gen Himmel geöffnet, ab. Es folgt das 
Mittagsgebet und dann werden auf einer Papierplane hausge-
machte Köstlichkeiten serviert.

Bevor Hoca Nihal vor drei Jahren nach Deutschland kam, 
hat die Mutter von vier Kindern eine vier Jahre dauernde 
theologische Ausbildung in Izmir und Istanbul absolviert und 
anschließend 18 Jahre lang in der Türkei als Religionslehrerin 
gearbeitet. Nun betreut sie nicht nur diese eine Moschee, in 
der sie an vier Tagen in der Woche Frauen die arabische Schrift 
und das Koranrezitieren lehrt. Regelmäßig besucht sie auch 
die anderen Berliner Moscheen des Verbands und hält dort 
Vorträge oder bietet Fragestunden für deren Besucherinnen an. 
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Dabei ginge es hauptsächlich um drei Themenbereiche. Die 
Frauen würden nach den Ibadat, den Einzelheiten der religi-
ösen Pflichten wie dem Gebet fragen, nach Rat in familiären 
Angelegenheiten, z.B. bei Erziehungsproblemen, sowie nach 
Rechten und Pflichten in der Ehe und bitten nicht zuletzt auch 
um psychologische Hilfe bei persönlichen Schwierigkeiten. Die 
seelsorgerische Betreuung der Hoca umfasst auch den Kranken-
besuch zu Hause. Ihre persönlichen Nöte und Freuden teilen 
die Frauen. Hier ist spürbar, dass die religiöse Gemeinschaft 
zugleich soziales Netzwerk ist.

Über die Hälfte der Berliner Moscheen hat Frauenräume

In den meisten islamischen Ländern existieren keine separaten 
Gebetsräume für Frauen. Sie beten auf einer Empore, hinter 
den Männern, in einem mit Vorhängen abgetrennten Teil oder 
gar nicht in der Moschee. In einigen Moscheen, das gilt für 
Berlin ebenso wie beispielsweise für Kairo, treffen sich Frauen 
zu festen Zeiten. Während dieser Zeit betreten Männer die 
Moschee nicht. Frauen treffen sich hier wie dort nicht nur in 
Gemeinderäumen, sondern auch in privaten Räumlichkeiten, 
um sich der Religion zu widmen. In Berlin jedoch haben sich 
die Funktionen der Moscheen erweitert und auch Frauenräume 
fungieren oft als soziale Treffpunkte. Hier kommen Frauen un-
terschiedlicher Herkunft zur gemeinsamen Religionsausübung 
zusammen, die vielfältigen Angebote der Moschee zu nutzen 
und einander gegenseitig zu unterstützen. Im Frauenraum 
wird gebetet, Unterricht abgehalten, die Freitagspredigt aus 
der Hauptmoschee über Lautsprecher oder gar per Videoüber-
tragung verfolgt, im Ramadan das Fasten gebrochen und bei 
religiösen sowie privaten Anlässen wie Totenfeiern, Trauungen, 
Hochzeiten und Hennaabenden gefeiert.

Der Frauenraum hat keine heiligen Symbole wie eine 
Mihrab (Gebetsnische) mit Qibla (Gebetsrichtung) und Minbar 
(Predigtkanzel). Frauen in einer Berliner Moschee erklärten das 
wie folgt: Es habe den Vorteil, dass Frauen diesen Raum auch 
während ihrer Menstruation oder nach der Entbindung be-
treten könnten. In dieser Zeit, in der sie nicht im Zustand der 
rituellen Reinheit seien, würden sie die Hauptmoschee nicht 
betreten. Den Frauenraum könnten sie jedoch immer betreten, 
auch während der „Ausnahmezeiten“. Zwar verrichteten sie 
dann nicht die Gebete, aber es stehe ihnen weiter die Mög-
lichkeit offen, ihre Kontakte zu pflegen und Gemeindearbeit zu 
leisten.

Im Jahre 1998 verfügten 36 der 51 befragten Berliner 
Moscheen über separate Räume für Frauen. Aufgrund von Um-
zügen in größere Räumlichkeiten hat sich in den vergangenen 
Jahren die Zahl leicht erhöht. Ein Frauenraum ist ein Anzei-
chen für unabhängiges Arbeiten von Frauen der Gemeinde. 
Aufgrund von Platzmangel wird ein separater Raum nur dann 
eingerichtet, wenn er auch genutzt wird.

Besitzt eine Gemeinde keinen eigenen Frauenraum, 
heißt dies jedoch nicht automatisch, dass es hier keine aktive 
Frauenarbeit gibt. Einige Gemeinden richten bewusst keinen 
zusätzlichen Raum für die Besucherinnen ein, da sie diese Form 
der Trennung der Geschlechter nicht für notwendig erachten. 
In solchen Fällen beten die Frauen hinter einem Vorhang, in 
einigen Moscheen ohne Trennwand im selben Raum hinter 
den Männern. Häufig nutzen Frauen den Gebetsraum der 
Moschee während festgelegter Zeiten, in denen Männer ihn 
nicht betreten.

Lediglich in einer pakistanischen Moschee mit einem hohen 
Grad an Geschlechtersegregation scheint der Besuch von Frau-
en oder gar eine Gemeindearbeit unter Frauen innerhalb der 
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Moschee nicht vorgesehen zu sein. Sie treffen sich reihum in 
Wohnungen, die Moschee dagegen ist den Männern vorbehal-
ten.

Während die Untersuchung vor acht Jahren ergab, dass 
nichttürkische Moscheen erheblich weniger von Musliminnen 
genutzt werden, bietet sich diesbezüglich im Jahr 2006 ein 
anderes Bild. Neu gegründete Gemeindezentren wie das IZDB 
berücksichtigen die Besucherinnen schon bei der Planung der 
Räume.

Nahezu alle Moscheen der drei großen türkischen Ver-
bände verfügen über Frauenräume. Lediglich zwei von zwölf 
DITIB-Moscheen können aus Platzmangel keinen einrichten. 
Die neun Berliner Moscheen des „Verbandes der Islamischen 
Kulturzentren“ (VIKZ) haben ohne Ausnahme große und gut 
ausgestattete Frauenräume, mehr als die Hälfte davon gar 
separate Eingänge und Waschräume für ihre Besucherinnen. In 
zwei der Berliner Moscheen des Verbands sind die Frauenberei-
che größer als die Räume der Männer. Zahlreiche, bis auf we-
nige Ausnahmen ehrenamtlich arbeitende Religionslehrerinnen 
unterrichten die Besucherinnen in religiösen Fragen. Die weib-
lichen Mitglieder des VIKZ nutzen die Moscheen des Verbands 
in gleichem oder sogar größerem Maße als die männlichen. 
Allem Anschein nach wird dieser Zustand von männlichen 
Gemeindemitgliedern erkannt und sogar gefördert. Unter den 
Besucherinnen der Moscheen sind alle Altersgruppen, insbe-
sondere aber Mütter zwischen 30 und 40 vertreten.

Bereits während der ersten Umfrage 1996 zu Moscheen 
in Berlin stellte sich heraus, dass die Antworten auf Fragen 
nach den Frauenaktivitäten der Moscheen häufig vom Ge-
schlecht der Gesprächspartner abhängig waren. So kam es 
vor, dass männliche Vertreter einer Gemeinde berichteten, es 
gäbe bei ihnen keine Aktivitäten von weiblichen Mitgliedern, 

obwohl der Gebetsraum über einen Frauenraum mit separatem 
Eingang verfügte. In gezielten Besuchen bei diesen Vereinen 
konnte ich mich allerdings von zahlreichen Frauenaktivitäten 
überzeugen. Dies verdeutlicht, dass beide Gruppen nur wenig 
miteinander vernetzt sind, kaum Einwirkungsmöglichkeiten 
aufeinander besitzen oder nicht einmal voneinander wissen. 
Musliminnen beschreiben es als positiv, dass diese Form von 
Segregation ihnen Freiräume schafft, in denen sie selbst be-
stimmt agieren können.

Einen anderen Weg gehen Frauen, die vollkommen selbstän-
dig ihren eigenen Verein gründen. Der 1999 gegründete „Hayru 
Nisa e.V.“, was auf Deutsch so viel wie „die frommen Frauen“ 
heißt, zog vor zwei Jahren in eine eigene Moschee. Die männ-
lichen Familienmitglieder der Musliminnen halfen bei der Ein-
richtung des Gebetsraums. Die beiden türkischen Gründerinnen 
sind im Rentenalter. Fast täglich treffen sich auch hier die Frauen, 
deren Kinder längst aus dem Haus sind und die nun Zeit für 
sich haben. In anderen deutschen Städten ist diese Entwicklung 
jedoch in noch größerem Maße zu beobachten, z.B. in Köln, wo 
wichtige Vereine von und für Musliminnen gegründet wurden, 
wie das „Zentrum für islamische Frauenforschung und -förde-
rung“ (ZIF) und das „Begegnungs- und Fortbildungszentrum für 
muslimische Frauen“ (BFmF).

Das Engagement von Frauen in der Gemeindearbeit hat sich 
weiter verstärkt

Die dieser Veröffentlichung vorausgegangenen Umfragen und 
Beobachtungen in Berliner Moscheen zeigen, dass sich das 
Engagement von Musliminnen in der Gemeindearbeit in den 
vergangenen Jahren weiter verstärkt hat. Kennzeichen dafür 
sind nicht nur die Frauenräume in nahezu jedem zweiten 
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Gemeindezentrum und die Frauenmoschee, sondern auch die 
Mitgliedschaft von Frauen im Vorstand einiger Moscheen und 
die zahlreichen Angebote der Moscheen für ihre weiblichen 
Besucher. Viele der Angebote gelten dem Erwerb religiösen 
Wissens und dem Austausch über spirituelle Fragen. Darunter 
finden sich Vorträge, Beratung und unterschiedlichste soziale 
Aktivitäten. Aber auch Computer-, Näh-, Handarbeits- und 
Alphabetisierungskurse werden speziell für Frauen angeboten. 
Die Neuköllner Nur Moschee verfügt über einen Sportraum, 
in dem Fitnesskurse für Frauen stattfinden. Seit einigen Jahren 
bieten mehrere Gemeinden in Zusammenarbeit mit der Volks-
hochschule für Mädchen und Frauen Deutsch- und EDV-Kurse 
an. Der Unterricht wird von Lehrkräften der Volkshochschule 
gehalten, findet jedoch in Gemeinderäumen statt. Die Kurse 
sind ein Erfolg, weil die Schwellenangst niedrig ist und häufig 
parallel zum Unterricht eine Kinderbetreuung angeboten wird. 
Ein Vorstandsmitglied eines Weddinger Bildungszentrums 
berichtet, dass die Mädchen und Frauen neben der Sprache 
so auch die Arbeit der Volkshochschule kennen lernen würden 
und sich dann zutrauten, für weiterführende Kurse direkt zur 
Volkshochschule gehen.

Häufig spiegelt sich das Engagement von Frauen nicht in 
Entscheidungspositionen wieder. Vielen Gemeindevorstän-
den gehören keine Frauen an. Die Interessen der weiblichen 
Gemeindemitglieder werden dann im Bestfall, wie in vielen 
türkischen Moscheen, über die Frau des Hocas in die männli-
chen Entscheidungsgremien übermittelt. Dies entspricht dem 
separaten Aufbau der Gemeinde, in der weibliche und männ-
liche Sphären Parallelstrukturen hervorbringen. Es gibt jedoch 
immer mehr Ausnahmen. Dies sind Gemeinden, in denen 
Frauen nicht nur an Entscheidungen – z.B. über die Auswahl 

des Imams – mitwirken, sondern mit den männlichen Gemein-
demitgliedern u.a. im Vorstand zusammenarbeiten.

Musliminnen bringen sich immer stärker auf der zivilgesell-
schaftlichen Ebene ein

Neben dem Engagement im Moscheeverein sind einige 
Frauen zudem bemüht, sich über die Vereinsgrenzen hinweg 
zu organisieren und zu vernetzen. Sie setzen ihr Engagement 
außerhalb fort und bringen sich in zivilgesellschaftliche Diskus-
sionen Berlins ein. Einige Frauen fühlen sich in keiner speziellen 
Gemeinde zu Hause und sind ausschließlich außerhalb aktiv. 
Gemeinsam mit einer nichtmuslimischen Soziologin gestal-
tet eine junge engagierte Berliner Muslimin die Internetseite 
Muslimische-Stimmen.de. Sie richtet sich an Menschen über 
den Berliner Raum hinaus, nimmt vor allem bundesrelevante 
Themen auf und will zum Meinungsaustausch anregen. Im 
Berliner Islamforum beispielsweise vertreten vier Musliminnen 
ihre Gemeinden (siehe Informationskasten S. 26). 

Neben geschlechterübergreifenden Initiativen und Akti-
vitäten richten sich Musliminnen auch mit ganz spezifischen 
Angeboten an weibliche Zielgruppen. Das Frauennetzwerk 
„Mira“ veranstaltet regelmäßig Treffen von Musliminnen aus 
unterschiedlichen Moscheevereinen und -verbänden. Der 
Newsletter „Muslimat“ informiert Interessierte über relevante, 
d.h. Veranstaltungen mit Islambezug an allen möglichen Orten 
der Stadt wie Moscheen, politischen Stiftungen, evangelischen 
und katholischen Akademien. Seit einigen Jahren betreiben 
Berliner Musliminnen interreligiöse Frauenprojekte aktiv mit. 
Zwei besondere Beispiele sind das Projekt „Sarah-Hagar“ 
der überparteilichen Fraueninitiative Berlin, das feministische 
Positionen aus Judentum, Christentum und Islam von 2002 bis 
2004 immer wieder an einen Tisch brachte. Auch das 2004 
ausgelaufene Lernprojekt für Frauen „EPIL“ gestalteten Berliner 
Musliminnen aktiv mit. Gläubige Frauen verschiedener Religi-
onszugehörigkeit aus Zürich, Barcelona, Berlin, Beirut, Saraje-
wo und Mostar kamen zusammen, um sich über Ansätze des 
konstruktiven Zusammenlebens von Menschen unterschiedli-
cher Hintergründe weiterzubilden.

Insbesondere seit der Debatte um kopftuchtragende Leh-
rerinnen an staatlichen Schulen beteiligen sich Musliminnen 
an vielen Veranstaltungen zu gesellschaftspolitischen Themen 
Berlins als Expertinnen und aktive Diskussionsteilnehmerinnen. 
Während einer öffentlichen Podiumsdiskussion zum Kopftuch-

Straßenfest des IKZ
Neukölln, Juni 2006
Fotos: Hans-Georg Gaul
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streit im Jahr 2005 stand eine Gymnasiastin auf und wandte 
sich an ihre zahlreich anwesenden „Schwestern im Glauben“, 
wie sie sagte. Es sei richtig, dass die so genannten Ehrenmorde 
nichts mit dem Islam zu tun hätten. Die Mehrheit der muslimi-
schen Gläubigen sei genauso gegen solche Formen der Selbst-
justiz wie alle anderen Menschen. Dennoch kämen „Ehrenmor-
de“ unter Muslimen vor und deshalb müssten sich muslimische 
Gemeinden auch und gerade aus religiösen Gründen dagegen 
einsetzen. Weniger als zwei Wochen später war die junge 
Frau mit den älteren Musliminnen, die applaudiert hatten, auf 
einer Demonstration gegen „Ehrenmorde“ in Neukölln und 
Kreuzberg. Sie trugen große Plakate mit dem Koranvers „Kein 
Zwang im Glauben!“ und dem Hinweis „Unser Prophet setzte 
sich für Frauenrechte ein. Hat Man(n) das vergessen?“.

Musliminnen aktiv gegen häusliche Gewalt

Durch eine mediale Berichterstattung, die Themen wie 
Zwangsverheiratung und so genannte Ehrenmorde als typisch 
islamisch charakterisiert und in einem Diskurs platziert, in dem 
Zugehörigkeit zur Gesellschaft zur Diskussion gestellt wird, ge-
raten Musliminnen, die Gewalt gegen Frauen in ihren Gemein-
den thematisieren, in eine schwierige Lage. Zum einen habe 
die Öffentlichkeit solche Probleme endlich erkannt, äußern 
zwei aktive Frauen eines Berliner Moscheevereins, teilweise sei 
jedoch an der Zielsetzung der Akteure in Politik und Medien zu 
zweifeln. Ob es wirklich um die Frauen gehe, sei ihnen nicht 
immer klar. Zu oft hätten sie das Gefühl, aus der Diskussion 
ausgeschlossen zu werden. Dabei seien Moscheen häufig die 
ersten Anlaufstellen für Frauen in Not aus muslimischen Fami-

lien. Zur Moschee könnten Frauen meist selbst dann gehen, 
wenn die familiäre Situation sehr schwierig sei.

Wenn die Frauen innerhalb der Gemeinde Fälle häuslicher 
Gewalt ansprächen, berichtet eine engagierte junge Muslimin 
aus einer Moschee im Wedding, zeigten sich die Männer darü-
ber durchaus bestürzt. Oft scheint die Reaktion der männlichen 
Gemeindemitglieder jedoch eher abwiegelnd zu sein. Aller-
dings werde Gewalt in den eigenen Reihen nicht deshalb igno-
riert, betont die Muslimin, weil man sie aus religiösen Gründen 
gerechtfertigt sieht, sondern weil man die Auseinandersetzung 
scheue. Manchmal komme es ihr vor, als pflegten die Männer 
lieber ihr Bild von der heilen Welt der Muslime. Seit der ver-
stärkten medialen Aufmerksamkeit sehen sich Musliminnen so 
zusätzlich dem Argument der Nestbeschmutzung ausgesetzt. 

Die öffentliche Diskussion wird von muslimischen Frauen 
und Männern als größtenteils stark verallgemeinernd und stig-
matisierend wahrgenommen. Zuzugeben, dass eine Gemeinde 
die vorgeworfenen Probleme hat, scheint dabei kein gangbarer 
Weg mehr zu sein. Denjenigen Männern, die in einer Thema-
tisierung von Gewalt gegen Frauen oder von strukturellen Män-
geln in der Gemeinde eine Gefährdung ihres Wirkungsbereichs 
sehen, scheint eine stigmatisierende Diskussion sogar in die 
Hände zu spielen.

Auf der anderen Seite haben Musliminnen vor allem dann, 
wenn sie Kopftuch tragen und sich als praktizierende Gläubige 
verstehen und präsentieren, auch außerhalb ihrer Gemeinden 
Probleme, mit ihrer Arbeit gegen frauenfeindliche Praktiken 
ernst genommen zu werden oder gar Unterstützung zu erhal-
ten. Die Idee, eine Kopftuchträgerin könne gegen patriarchali-
sche Strukturen und Gewalt und für Geschlechtergerechtigkeit 
arbeiten, erscheint vielen paradox.
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Besonderes Beratungsangebot

Der vor zehn Jahren gegründete bosnische Verein für trau-
matisierte Kriegsflüchtlinge kombiniert Gemeindeleben und 
Beratung. Er hat ein umfangreiches Angebot im „Islamischen 
Kulturzentrum der Bosniaken“ aufgebaut und beschäftigt drei 
Psychologinnen. Sie haben sich auf die spezifischen Probleme 
bosnischer Frauen eingestellt, die während des Krieges Anfang 
der 1990er Jahre Vergewaltigungen und andere Kriegstraumata 
erlebten. Es dauere Jahre, berichtet eine der Gründerinnen des 
Vereins, diese zu verarbeiten und zu einem normalen Leben 
zurückzukehren. Einige von ihnen suchten Heilung der psychi-
schen Wunden in der Religion, manche nutzten die Beratung, 
ohne praktizierende Musliminnen zu sein. Dennoch fänden sie 
im Verein eine Atmosphäre des Zusammenhalts vor, der sie im 
Alltag unterstütze und den sie in Angeboten anderer Organisa-
tionen nicht fänden.

Seit Januar 2005 ist es Lehrerinnen an Berliner Schulen 
gesetzlich verboten, sichtbare religiöse Symbole vor der Klasse 
zu tragen. Dieses Gesetz wurde als Kopftuchverbot öffentlich 
diskutiert und scheint sich nun als solches auch auf andere 
Bereiche des Arbeitslebens auszuwirken. Musliminnen berich-
ten, es werde immer schwieriger für eine Frau mit Kopftuch, in 
Berlin eine Anstellung zu finden, ob sie das Tuch nun freiwillig 
trage oder aufgrund sozialen oder psychischen Drucks der 
Familie oder des sozialen Umfelds wegen. Dennoch äußern 
Musliminnen, die sich darüber im privaten Kreis oder in der 
Gemeinde beklagen, Bedenken, mit diesen Problemen an die 
Öffentlichkeit oder gar vor Gericht zu gehen. Die Klage einer 
muslimischen Lehrerin aus Baden-Württemberg vor dem Bun-
desverfassungsgericht habe eigentlich nur Negatives gebracht, 

resümieren sie. Denn durch den Prozess hat sich die öffentliche 
Aufmerksamkeit auf die Kopftuchfrage fixiert. Dass für Musli-
minnen, die sich dieser Ambivalenz aussetzen, die Gemeinde 
zu einem stärkeren Bezugspunkt wird, erscheint dann nachvoll-
ziehbar.

Die Moschee als kommunikativer und sozialer Ort für Frauen

Es hat sich gezeigt, dass in Berlin viele Frauen die Moscheen 
besuchen. Das Engagement von Musliminnen innerhalb und 
außerhalb islamischer Gemeinden hat sich in den vergangenen 
Jahren verstärkt. Im öffentlichen Diskurs um patriarchalische 
Strukturen in islamischen Gemeinden werden innermuslimische 
Aktivitäten selten erkannt und unterstützt.

Berliner Moscheen und Gebetsräume werden, verglichen 
mit denen in Ländern mit mehrheitlich muslimischer Bevölke-
rung, sehr viel häufiger von Frauen besucht und zu vielfältige-
ren Zwecken genutzt. Frauen verrichten in Berlin nicht nur die 
Pflichtgebete in der Moschee, sondern sie treffen sich in großer 
Zahl, um gemeinsam den Koran zu lesen und ihr Wissen auf 
unterschiedlichsten Ebenen zu erweitern. Gerade am Beispiel 
der Aktivitäten von Frauen in Berliner Moscheen wird deut-
lich, dass die Moschee in der „Fremde“ nicht mehr nur einen 
religiösen Ort darstellt, sondern zusätzlich kommunikative und 
soziale Funktionen übernimmt.
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Religiöse 
Vielfalt 
im Islam

Das muslimische Leben in Berlin zeichnet 
sich durch eine große Vielfalt religiöser 
Lebensweisen und spiritueller Zugänge 
zum Islam aus. Darin fi nden sich die 
größten religiösen Strömungen im Islam 
wieder, die Sunniten und Schiiten, und 
weitere, teils stark durch Länder und 
Regionen geprägte, wie die Aleviten und 
Gruppen der Ahmadiyya. Darüber hinaus 
sind unterschiedliche Ausprägungen 
des mystischen Islam durch sufi stische 
Gemeinden vertreten und panislamische 
Bewegungen, die innermuslimische Gren-
zen zu überwinden versuchen. 

Die Muslime gehen von einer Ge-
meinschaft aller Muslime aus, der Umma. 
Zugleich entwickelten sich bereits im 
sechsten Jahrhundert, kurz nach Auftre-
ten des Islams, auf der Grundlage ver-
schiedener Auslegungen der Quellen des 
Islams vielfältige Gruppierungen, die sich 
in ihrer Glaubenspraxis und in organisa-
torischen Strukturen unterscheiden. 

Sunniten
Die Sunniten bilden mit ca. 80 Prozent 
der Muslime weltweit die größte Gruppe 
im Islam. Benannt sind sie nach der Sun-

na, der Gesamtheit der vom Propheten 
Muhammad überlieferten Lehren und 
Verhaltensweisen. 

Zwischen dem 6. und dem 11. 
Jahrhundert entwickelten sich vier große 
Rechtsschulen (hanafi tisch, maleki-

tisch, hanbalitisch und schafi itisch), die 
sich teilweise nur durch Feinheiten in 
juristischen und theologischen Fragen 
voneinander unterscheiden.

Schiiten
Die Bezeichnung ist abgeleitet vom 
Begriff Schiat Ali (Anhänger des Ali, Ehe-
mann der Tochter des Propheten Fatima 
und Cousin des Propheten Muhammad). 
Die Schiiten sind der Überzeugung, dass 
Ali der erste legitime Nachfolger des 
Propheten war. Diese Funktion des Füh-
rers der Gemeinde der Gläubigen, Khalif 

oder auch Imam genannt, muss nach 
schiitischer Vorstellung ein Nachkomme 
von Ali sein. In den Auseinandersetzun-
gen um die legitime Nachfolge wurden 
Ali und seine beiden Söhne Hassan und 
Husain ermordet. Noch heute gedenken 
Schiiten in aller Welt nach dem islami-
schen Kalender im Monat Muharram der 
Ermordung Husains bei Kerbela.

Als teilweise verfolgte religiöse Min-
derheit entwickelten Schiiten von den 
Sunniten abweichende Glaubensinhalte 
und unterschiedliche Glaubenspraktiken, 
woraus sich später besondere Lehrinhalte 
und Rituale entwickelten.

Unter den Schiiten haben sich wei-
tere Untergruppen gebildet, zu denen 
u.a. die Zaiditen, die Ismailiten und die 
Imamiten zählen.

Schiiten leben heute vor allem in 
Iran in der Mehrheit, als Minderheit aber 
auch im Libanon, im Irak, in Pakistan, 
Indien und in der Türkei. In Berlin haben 
sich libanesische, iranische und eine 
türkische Gemeinde etabliert.

Sunniten und Schiiten teilen die Über-
zeugung von den fünf Säulen des Islam: 
dem Glaubensbekenntnis an den einen 
Gott und seinen Propheten Muhammad, 
das Gebot des fünfmaligen Gebets am 
Tag, des Fastens im Monat Ramadan, der 
Almosenspende Zakat und der einmali-
gen Pilgerfahrt nach Mekka im Leben, 
der Hajj.
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Bei der Beschreibung islamischen Lebens in Berlin werden 
sufistische Orden häufig übersehen, da sie in den kontroversen 
Debatten um den Islam in der Stadt kaum auftauchen. Dennoch 
haben sie seit fast 30 Jahren eine nachhaltige Wirkung auf das 
islamische Leben in Berlin, dies sowohl durch ihr reges Gemein-
deleben als auch durch ihre Kommunikationsarbeit zwischen 
den verschiedenen muslimischen Vereinen sowie durch die 
Teilnahme an oder Initiierung von interreligiösem Dialog.

In Berlin gibt es Sufiorden mit unterschiedlichen Prägun-
gen. Einerseits existieren traditionelle Sufigemeinschaften 
innerhalb türkischer, arabischer und persischer Migrantengrup-
pen, die entweder eine enge Anbindung an die spirituellen 
Lehrer in den Heimatländern haben, oder – vor allem bedingt 
durch die politische Situation in den entsprechenden Ländern 
– in Deutschland teilweise eine eigenständige Tradition entwi-
ckeln. Letzteres trifft hauptsächlich auf die persisch-schiitischen 
Orden zu, zum Teil aber auch auf türkische. Weiterhin gibt es 
Sufibewegungen mit hauptsächlich deutschen Mitgliedern, die 
Anhänger eines Scheichs aus der muslimischen Welt oder eines 
dort ausgebildeten deutschen Scheichs sind. Sufigemeinschaf-
ten mit überwiegend deutschen Anhängern sind hauptsächlich 
im Berlin der 1970er Jahre entstanden.

Die Naqschbandiyya und Burhaniya in Berlin

Im Folgenden werden zwei in Berlin angesiedelte Sufiorden 
näher beschrieben. Wie andere religiöse Gemeinschaften in 
Deutschland haben sie sich in Form von eingetragenen Verei-
nen organisiert. Beide Sufiorden unterscheiden sich durch ihre 

regionale Entstehung, ihre rituellen Praktiken und ihre Berliner 
Mitglieder. 

Zum einen ist dies ein Zweig des Naqschbandiyya-Ordens, 
der in Berlin seinen Sitz in der Semerkand Moschee des Islami-
schen Glaubens- und Kulturzentrums in Berlin-Schöneberg hat. 
Die Mitglieder des Ordens in Berlin stammen größtenteils aus 
der Türkei und sind überwiegend Schüler des ’Abd al-Baqi, der 
im Ordenszentrum, im ostanatolischen Menzil lebt. Etwa zehn 
Mitglieder gründeten den Berliner Verein 1996. Inzwischen ist 
die Zahl auf 150 angestiegen. Diese wohnen in ganz Berlin. Zur 
wöchentlichen Dhikr-Zeremonie kommen zudem einige deut-
sche Sufis aus Leipzig.

Zum anderen wird hier näher auf den Burhaniya-Orden ein-
gegangen. Im Gegensatz zu anderen europäischen Ländern sind 
die Ordensmitglieder in Deutschland überwiegend deutscher 
Abstammung. Mit der Verbreitung des Ordens in Deutschland 
wurde der Ägypter Muhammad Salah Eid (1936-1981) beauf-
tragt. Eid war auch als Mitarbeiter der Evangelischen Akademie 
Berlin tätig und engagierte sich im christlich-islamischen Dialog. 
Seit 1996 gibt es in Berlin eine Zawiya in Berlin-Neukölln. Sie 
befindet sich in einer ehemaligen Fabriketage und besteht aus 
einem großen Raum für Treffen und Gebete sowie einer Küche, 
Waschräumen und einem Spielzimmer für Kinder. Da sie in ihren 
eigenen Räumlichkeiten kein Freitagsgebet abhalten, besuchen 
die Ordensmitglieder zu diesem Anlass verschiedene Moscheen 
in Berlin, meist die des VIKZ in der Wilmersdorfer Straße.

Gottesgedenken als religiöse Alltagspraxis

Die Mitglieder des Naqschbandiyya-Ordens treffen sich sams-
tags in der Semerkand Moschee zu einer Predigt des Imams, die 
häufig einen sufistischen Bezug hat. Der Imam der Moschee ist 

Sufistisches Leben 
in Berlin

Ute Falasch

Mehmed Zahid Kotku 
Tekkesi, Wedding 
Foto: Thomas Krüppner
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ein pensionierter Imam aus der Türkei. Samstags wird ebenfalls 
das gemeinsame Dhikr durchgeführt, an dem jedes Mitglied des 
Ordens teilnehmen sollte. Männer und Frauen beten grundsätz-
lich in der Moschee getrennt, es gibt einen Frauenraum in der 
ersten Etage des Gebäudes. Aufgrund des Charakters des stillen 
Dhikr können nur Eingeweihte an dieser Zeremonie teilnehmen. 
Die Predigt steht jedoch jedem offen.

In der Burhaniya wird den Schülern nach der Aufnahme in 
den Orden der Aurad übergeben. Dies ist eine Sammlung von 
Zitaten aus dem Koran sowie von Gebeten, die von früheren 
Sufischeichs des Ordens verfasst wurden. Das Lesen des Aurad 
sowie das Aufsagen einer bestimmten Anzahl von Formeln des 
Gottesgedenkens und Segenswünschen für den Propheten bildet 
das Fundament, welches jede/r Burhani zweimal täglich üben 
sollte. Donnerstagabends treffen sich die Mitglieder zur gemein-
samen Hadra, der Dhikr-Zeremonie, in der Zawiya in Neukölln. 
Nur während dieser Zeremonie werden die Geschlechter durch 
Aufstellen eines Paravents getrennt. Die Männer üben das laute 
Dhikr. Dazu singt ein Teil der Männer bestimmte Gebete im 
wechselnden Rhythmus, während die anderen im selben Rhyth-
mus Allah anrufen. Die Frauen üben das stille Dhikr. Die Hadra 
steht interessierten Besuchern offen. Samstags treffen sich die 
Familien zum gemeinsamen Essen und ein Vertreter des Scheichs 
hält einen Vortrag, dem die Bedeutung einer Predigt zukommt 
und der über islamische Regeln und Wege des Sufismus infor-
miert.

 
Gesellschaftliches Engagement

Berliner Sufis bringen sich kaum in politische Diskurse um den 
Islam in Deutschland ein. Diese Zurückhaltung erklärt sich aus 
dem Charakter des Sufismus, bei dem die spirituelle Erfahrung 

im Vordergrund steht. Jedoch engagieren sich Mitglieder von 
Sufiorden in Form von sozialer Arbeit oder nehmen an interreligi-
ösen Dialogen teil. So wie andere Moscheegemeinden setzt sich 
auch die Semerkand Moschee z.B. mit Deutsch- und Computer-
kursen für die Förderung von Bildungschancen ein mit dem Ziel, 
die Möglichkeiten gesellschaftlicher Partizipation zu verbessern.

Einige Mitglieder der Burhaniya engagieren sich im inter-
religiösen Dialog, wie in der Werkstatt der Religionen und im 
„Transkulturellen und interreligiösen Lernhaus der Frauen“ in 
Schöneberg. Sie veranstalten gemeinsame Workshops mit christ-
lichen Gemeinden zum Kirchentag oder laden Schulklassen in 
die Zawiya ein. Dabei sehen sie sich in einer Vermittlerrolle zwi-
schen der deutschen Gesellschaft und Zugewanderten mit musli-
mischem Hintergrund. Auf der einen Seite empfinden sie, dass 
sie durch ihre deutsche Abstammung mit deutschen Behörden 
und Politikern auf einer Augenhöhe sprechen können. Anderer-
seits haben sie sich über die Jahre eine Akzeptanz innerhalb der 
muslimischen Gemeinde in Berlin erarbeitet. In ihrer Öffentlich-
keitsarbeit geht es deshalb darum, zum einen den Burhaniya-
Orden vorzustellen, zum anderen aber auch ein differenziertes 
Bild des Islams allgemein zu präsentieren. Prinzipiell sind dies 
Aktivitäten von einzelnen Mitgliedern des Ordens, die nicht im 
Namen des gesamten Ordens sprechen.

Weitere Orden in Berlin

Neben den beiden beschriebenen gibt es noch eine Reihe wei-
terer Sufiorden, die in Berlin ansässig und aktiv sind. Wie bereits 
zu Beginn erwähnt, unterscheiden sich die Orden in erster Linie 
hinsichtlich ihrer Mitglieder. Zu den persisch-schiitischen Sufior-
den gehört der „Maktab Tarighat Oveyssi Shahmaghsoudi e.V.“ 
(M.T.O.). Ihm gehören hauptsächlich Gläubige aus dem Iran an, 

Tariqa Burhaniya 
Neukölln
Foto: Hans-Georg Gaul
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Religiöse 
Konzepte und 
Organisations-
form der 
Sufi orden
Der Sufi smus wird häufi g als die mysti-
sche Strömung des Islams bezeichnet. 
Beschreibungen des Sufi smus können 
sich dabei stets nur auf die äußeren 
Aspekte beziehen, denn individuelle 
mystische Erfahrungen lassen sich nur 
schwer darstellen. Der Sufi smus kann 
als Weg, Tariqa, bezeichnet werden, den 
der Sufi  geht auf der Suche nach der 
unmittelbaren Erfahrung Gottes, nach 
der Einheit mit Gott. Islamische Mystiker 
leben in der Regel kein weltabgewandtes 
Dasein. Sufi smus verbindet Lebens- und 
Glaubenspraxis. Der Sufi smus ist tief im 
Islam verwurzelt und wird aus Sicht sei-
ner Anhänger durch den Bezug auf den 
Koran, die Prophetentradition, Hadith, 
und das Beispiel des Propheten, Sunna, 
sanktioniert. 

Die Grundidee des Sufi smus ist es, 
Barmherzigkeit zu üben, nicht nur den 
Menschen gegenüber, sondern allen 
Lebewesen. Ziel ist die Reinigung des 
Herzens, die Bekämpfung des  „Egos“ 
durch Kontrolle von Wünschen und 
Leidenschaften sowie die Pfl ege reiner 
Gedanken und eines guten Charakters 
und die Suche der Nähe Gottes. Der 
Weg dahin führt über den Propheten 
und die Sufi meister. 

Sufi s verstehen sich in erster Linie als 
ganz „normale“ Muslime, die die islami-
schen Regeln befolgen, so die fünf tägli-
chen Gebete, die Pilgerfahrt nach Mekka 
und das Fasten im Ramadan. Ihnen geht 
es darum, über die Pfl icht hinauszuge-
hen, sich Gott im Dhikr, der zentralen 
sufi stischen Methode des Gotteserin-
nerns, anzunähern. Sich ständig Gottes 
zu erinnern, ist das Wesentliche. Die Me-
thoden der Übungen unterscheiden sich 
von Orden zu Orden. In der Regel gibt 
es feststehende Grundübungen, darüber 
hinaus kann der Sufi meister individuelle 

Übungen zusammenstellen, die dem 
Schüler in verschiedenen Lebensphasen 
helfen sollen.

Die Lehre wird in einem Sufi orden 
wie eine Kette, Silsila, von Meister zu 
Schüler weitergegeben, worauf sich 
das hierarchische Ordnungsprinzip der 
Orden begründet. Die Ordensgründer 
wiederum führen sich durch eine spiritu-
elle Kette über den Schwiegersohn des 
Propheten ‘Ali oder den Prophetenge-
fährten Abu Bakr bis auf den Propheten 
Muhammad selbst zurück. Auf diese 
Weise verstehen sich die Mitglieder eines 
sufi stischen Ordens als Teil einer ununter-
brochenen Verbindung zum Propheten.

Die genaue Weitergabe der Lehre 
wird innerhalb der Orden unterschied-
lich gehandhabt. Häufi g bestimmen die 
Sufi meister fortgeschrittene Schüler zu 
ihren Stellvertretern, Khalifa/Khulafa, die 
wiederum selbst Schüler initiieren und 
das Wissen weitergeben.

Als Zawiya, Tekke oder Dergäh werden 
Ordenszentren bezeichnet, die von 
unterschiedlicher Größe sein können. Zu 
ihnen gehören Räume, in denen Predig-
ten gehalten und die Dhikr-Zeremonien 
durchgeführt werden, manchmal auch 
Aufenthalts- und Unterkunftsräume, 
Küche und Waschräume sowie eine 
Moschee.

Der Naqschbandiyya-Orden ist nach 
Baha’ ad-Din Naqschband (gest. 1389) 
benannt, einem Sufi  aus Bukhara im 
heutigen Usbekistan. Der Orden hat 
sich in der gesamten islamischen Welt 
verbreitet und verschiedene Zweige her-
vorgebracht. Er ist bekannt durch seine 
Nüchternheit, sein stilles Dhikr, das auch 
als Dhikr des Herzens bezeichnet wird, 
sowie der Rabita, einer Meditationstech-
nik der Herzensbindung an den Meister. 
Der Naqschbandiyya-Orden in Berlin ist 
nicht durch einen Khalifa vertreten, al-
lerdings hat ‘Abd al-Baqi einen Vertreter 
bestimmt, der in seinem Auftrage mit 
neuen Schülern „den Bund nimmt“ und 
in die rituellen Übungen einweist, selbst 
aber kein Lehrer ist. Bemerkenswert 
für die Geschichte dieses Zweigs des 
Naqschbandiyya-Ordens ist die Tatsache, 
dass er das Verbot der Orden im Zuge 
der Modernisierung der Türkei in den 
1920er Jahren überdauert hat. 

Der Burhaniya-Orden geht auf Sidi Ibra-
him al-Dasuqi (gest. 1296), einen ägyp-
tischen Heiligen, zurück und verbreitete 
sich in der arabischen Welt und vor allem 
im Sudan. Im letzten Jahrhundert erhielt 
dieser Orden neue Bedeutung durch 
den sudanesischen Scheich Muhammad 
‘Uthman ‘Abduh al-Burhani (gest. 1983), 
der den zersplitterten Orden einte und 
reformierte sowie ein Ordenszentrum 
in Khartoum etablierte. Der Orden hat 
heute in Ägypten und Sudan ca. 3 Millio-
nen Anhänger. Mit Scheich Muhammad 
‘Uthman gewann er auch in Europa und 
Amerika an Bedeutung und gelangte 
Ende der 1970er Jahre nach Deutsch-
land. Gemeinsam mit anderen deutschen 
Sufi meistern begründete er schließlich 
das „Sufi -Zentrum Haus Schnede“ in der 
Lüneburger Heide, heute ein bedeuten-
des Zentrum des Burhaniya-Ordens in 
Europa. Der Orden hat in Deutschland 
ca. 500 Mitglieder. Im Burhaniya-Orden 
wird die spirituelle Kette grundsätzlich 
vom Vater an den Sohn weitergegeben, 
es gibt stets nur ein Ordensoberhaupt, 
welches die Scheichwürde innehat. 
Grundsätzlich können erfahrene Sufi s als 
Ansprechpartner für spirituelle Fragen 
agieren und Murshid, d.h. Sufi meister, 
sein. Weibliche Ordensmitglieder wählen 
einen männlichen Murshid aus ihrer 
Verwandtschaft. Weibliche Murshide gibt 
es im Orden nicht.

Ute Falasch
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die im Exil leben, aber auch einige Deutschstämmige. Die von 
Mohammed Angha (1887-1962) im Iran begründete Oveyssi-Be-
wegung ist dort nach der Revolution verboten worden. Seitdem 
ist sie vor allem in den USA, Kanada und Westeuropa aktiv. In 
Deutschland gibt es u.a. Zentren in Berlin, Frankfurt, Hamburg 
und Stuttgart. Die Berliner Mitglieder treffen sich zweimal 
wöchentlich, wobei Männer und Frauen gemeinsam an der 
Dhikr-Zeremonie teilnehmen. Die Teilnahme ist allerdings nur 
auf Einladung möglich. Weiterhin werden Persisch- und Compu-
terkurse angeboten.

Die „Kadiri Tariqat“, die auf ‘Abd al-Qadir Jilani (gest. 1166 in 
Bagdad) zurückgeht, hat vor allem türkisch-kurdische Anhänger 
in Berlin. Diese treffen sich samstags in der „Tekke i Kadiri Mes-
cidi“ in Neukölln. Die Frauen treffen sich am Vormittag, die Män-
ner am Abend und führen das gemeinsame Dhikr durch. Ähnlich 
ist es in den Dergähs der „Bedir-Karahan-Orden“, wo Frauen und 
Männer rituelle Übungen getrennt voneinander durchführen. 
Über den Sufiorden „Tariqa Malamatiyya“ (Melamettiye), der in 
Berlin vertreten ist, gibt es keine Informationen, da die Anhänger 
keinen Kontakt nach außen wünschen.

Zu weiteren Zweigen des Naqschbandiyya-Ordens, die in 
Berlin vertreten sind, gehört der Verein der Mehmed Zahid 
Kotku Moschee, der als „Tekke-i-Muhyaiddin e.V.“ eingetragen 
ist. Die Anhänger dieses Zweiges, zu denen türkische, arabische 
und deutsche Gläubige gehören, treffen sich freitags in einer 
Moschee in Berlin Wedding.

Weiterhin ist hier der Naqschbandiyya-Haqqaniyya-Orden zu 
nennen, der zu den größten Sufiorden mit deutschen Mitglie-
dern zählt. Er ist ein international aktiver Orden mit Zentrum in 
Lefke auf Zypern. Das Oberhaupt ist Scheich Muhammad Nazim 
al-Qubrusi al-Haqqani (geb. 1922 in Larnaca). Die Anfänge der 
Aktivitäten dieses Ordens in Deutschland liegen um 1980 in 

Westberlin. Bereits zu Beginn der 1980er Jahre bereiste Scheich 
Nazim Westdeutschland und Berlin. Heute ist der Orden vor 
allem in Westdeutschland und weniger in Berlin verbreitet. Das 
Ordenszentrum, die „Osmanische Herberge“, befindet sich in 
Kall-Sötenich in der Eifel. Der Haqqaniyya-Orden hat 20 bis  
30 Anhänger in Berlin, die sich einmal wöchentlich zur gemein-
samen Meditation treffen.

Im brandenburgischen Trebbus befindet sich die Mevlevi-
hane, die in der Tradition des Mevlevi-Ordens steht, sowie das 
„Institut für Islamstudien/Sufi-Archiv Deutschland e.V.“ Sie wur-
den unter der Leitung des Scheichs des Ordens, Abdullah Halis 
Dornbach (geb. 1945 in Berlin), aufgebaut. Der Zweig dieses 
Ordens wird nach ihm auch als „Halisiyye“ bezeichnet. Abdullah 
Dornbach hat mehrere Jahre in der Türkei verbracht und dort 
von verschiedenen Orden die Scheichwürde erhalten. Bereits 
zu Beginn der 1970er Jahre initiierte er in Berlin den deutschen 
Zweig des „Sufiordens der Mevleviyye“, dem vor allem türki-
sche Zugewanderte angehörten. Später zog er sich aber aus der 
Bewegung zurück und ging wieder in die Türkei. In Trebbus wird 
überwiegend in der Mevlevi-Tradition gelehrt. Es besteht die 
Möglichkeit, eine traditionelle Sufiausbildung zu durchlaufen, 
die als Tschille bezeichnet wird und 1001 Tage dauert. Außerdem 
finden regelmäßige Treffen der Laienschüler statt, von denen 
viele aus Berlin kommen.

Zu den in Deutschland am weitesten verbreiteten Bewe-
gungen mit sufistischen Elementen gehört der „Verband der 
Islamischen Kulturzentren“ (VIKZ) mit neun Moscheegemein-
den sowie die Nurculuk-Gemeinschaft mit einem Gebetsraum 
in Berlin. Sie sind aus traditionellen Sufiorden hervorgegangen, 
verstehen sich selbst aber nicht mehr als solche. Im Zuge des 
Verbotes der Sufiorden in der Türkei entstanden reformierte Lai-
engemeinschaften ohne die Autorität eines spirituellen Führers, 
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die aber dennoch eine hierarchische Ordnungsstruktur besit-
zen. Der VIKZ wurde von Sülayman Hilmi Tunahan (gest. 1956) 
begründet. Nach ihm wird die Gemeinschaft auch als Sülay-
manci bezeichnet. Der Begründer der Nurculuk-Gemeinschaft 
(„Jama‘at an-Nur“) war Said Nursi (gest. 1960). Beide Gemein-
schaften kommen aus der Naqschbandi-Tradition und verbinden 
das Streben nach der Erkenntnis der göttlichen Allmacht mit der 
Betonung einer strengen Befolgung der islamischen Gebote.

Deutsche Sufis aus Berlin

Die ersten Sufigemeinschaften mit deutschen Mitgliedern sind 
also hauptsächlich in Berlin in den 1970er Jahren entstanden. Es 
ist anzunehmen, dass die Hinwendung zu diesem Weg auch mit 
den Enttäuschungen nach der Aufbruchstimmung der 68er-Be-
wegung verbunden ist. Dabei lassen sich bestimmte Merkmale 
für Sufibewegungen in Westeuropa und Nordamerika feststellen 
wie z.B. die zentrale Bedeutung der mystischen Erfahrung, die 
Zurückweisung von intellektuellen Erklärungsansätzen sowie die 
Ergebenheit gegenüber einem charismatischen Scheich. Einige 
der ersten deutschen Sufis hatten zuvor andere Formen der 
Spiritualität erprobt, andere haben sich eine religiöse Lebenspra-
xis gewünscht, die das Spirituelle in den Alltag einbezieht, ohne 
sich aus dem Leben zurückziehen zu müssen. Der esoterische 
Charakter des Sufismus verbunden mit dem ordnenden Prinzip 
der muslimischen Lebensweise bietet diese Möglichkeit.

Sufigemeinschaften mit deutschen Anhängerinnen und 
Anhängern bewegen sich seit ihrer Entstehung in einem 
Spannungsfeld zwischen orthodoxer islamischer Lebensweise 
und westlichem Kontext. Einerseits werden Interessierte stets 
willkommen geheißen und eine Konvertierung nicht verlangt, 

andererseits sehen sich deutsche Sufis in der Tradition des Islam. 
So war zum Beispiel die Burhaniya in der Anfangszeit Ende der 
1970er und Anfang der 1980er Jahre recht lose organisiert, so 
dass seitens des Ordensoberhauptes die Propagierung islami-
scher Gebote nicht im Vordergrund stand und zum Beispiel eine 
Geschlechtertrennung bei der Dhikr-Zeremonie nicht verlangt 
wurde. Im Laufe der Zeit ist sie zunehmend formalisiert worden.

Sufis deutscher Abstammung spielen eine besondere Rolle 
für den Islam in Deutschland. Sie leben diese Religion in einem 
neuen Kontext, ohne sich an tradierten kulturellen Gewohnhei-
ten der islamischen Welt, die häufig als religiös definiert werden, 
gebunden zu sehen. Sie versuchen, den Zugang zum Islam über 
die Schrift zu finden und auf dieser Grundlage eigene Formen 
religiöser Praxis zu schaffen sowie Traditionen zu entwickeln, die 
ihrer Herkunftskultur entsprechen. In diesen Prozess bringen sich 
vor allem die Frauen der Burhaniya aktiv ein. Prinzipiell emp-
findet es keines der Ordensmitglieder als Widerspruch, die isla-
mischen Pflichten mit dem Alltag in Deutschland zu verbinden. 
Inzwischen ist bereits eine zweite im Islam geborene Generation 
herangewachsen und den Sufiorden beigetreten. In der Burha-
niya in Deutschland sind dies ca. 60 Jugendliche.

In diesem Sinne sind Sufigemeinschaften in Deutschland 
zwar eher eine Randerscheinung, sie sind aber ein sehr gutes 
Beispiel für die Vielschichtigkeit islamischen Lebens sowie für 
seine Adaptionsfähigkeit im westlichen Kontext.
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In Berlin leben ca. 40.000 Menschen alevitischen Glaubens, eine 
kleine, aber was die aktiven Gläubigen angeht, in der Berliner 
islamischen Religionslandschaft umso präsentere Glaubensge-
meinschaft. 

Die alevitische Gemeinschaft aus der Türkei setzt sich aus 
Kurden, Zaza und Türken zusammen. Die arabischsprachigen, 
ebenfalls aus der Türkei stammenden Alawiten sind ihrem Glau-
ben nach den syrischen Alawiten zuzuordnen, die sich in religi-
ös-kultureller Hinsicht von den Aleviten unterscheiden. Auch in 
der Eigenperspektive beider Glaubensgemeinschaften sieht man 
sich nicht als Einheit. Die Alawiten werden an dieser Stelle nicht 
mit berücksichtigt. 

Die folgende knappe Darstellung beruht auf Interviews mit 
zwei Vertretern alevitischer Vereine in Berlin. Sie skizziert die 
Selbstverortung und die religiöse Praxis von Aleviten, die sich 
teils signifikant von denen der Sunniten oder Schiiten unterschei-
den. Die religiösen Aspekte des Alevismus sind in Deutschland 
trotz einer in den letzten 20 Jahren gestiegenen Zahl an Veröf-
fentlichungen weitgehend unbekannt. In den Medien und somit 
in der deutschen Öffentlichkeit wird er gelegentlich immer noch 
lediglich als eine liberale, moderne Spielart des (sunnitischen) 
Islams wahrgenommen, beklagt Rıza Şahin vom „Verein Zeit-
genössischer Demokraten aus Tokat und Umgebung e. V.“. Er-
schwert werde eine differenzierte Wahrnehmung unter anderem 
dadurch, dass es von alevitischer Seite durchaus unterschiedliche 
Einschätzungen dazu gibt, was der Alevismus eigentlich sei. Die 
Eigeninterpretationen reichen von einem Verständnis des Alevis-
mus als einem Volksislam, der sich mit mystischen und vorisla-
mischen Elementen angereichert habe, einem modernen Islam 
mit demokratischen Traditionen bis hin zum Alevismus als einer 
kulturellen Praxis oder einer philosophisch-humanistischen Strö-
mung, die sich weder im Islam noch in einer anderen religiösen 

Die Aleviten – eine 
Glaubensgemeinschaft 
aus der Türkei

Jeanine Elif Dağyeli

Cem evi, Kreuzberg
Foto: Hans-Georg Gaul
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Kategorie verorten lasse. Die Frage um die Zugehörigkeit zum 
Islam sei aber, so Ahmet Taner vom „Kulturzentrum Anatolischer 
Aleviten e. V.“ letztlich zweitrangig. Die Aleviten hätten sich von 
dieser Frage und dem mit ihr verbundenen Streit schon viel zu 
lange von ihren eigentlichen Angelegenheiten ablenken lassen. 
Ein Alevit könne sich fest im Islam verankert sehen, ein anderer 
nicht, aber beim Cem, dem alevitischen Gottesdienst, stünden 
sie nebeneinander und führten den Ritus gemeinsam aus und 
das sei das Entscheidende. 

Als Alevit und Alevitin wird man geboren, die Entscheidung, 
sich bewusst den Regeln und Riten des Alevismus zu unterwer-
fen, sei aber eine individuelle, so der Berliner Dede Rıza Şahin, 
der unter anderem die Cem-Zusammenkünfte des „Vereins Zeit-
genössischer Demokraten aus Tokat und Umgebung e. V.“ leitet. 
Mit dem „Versprechen“ (ikrar) bezeugt man, künftig nach den 
Regeln der Gemeinschaft leben zu wollen. Ursprünglich beinhal-
tete dieses Versprechen auch, die Geheimnisse der Gemeinde  
zu wahren. Diese Geheimhaltung lässt sich aus der Geschichte 
des Alevitums in Anatolien erklären. Auf einen Aufstand im  
16. Jahrhundert folgten drastische Vergeltungsmaßnahmen 
seitens des Osmanischen Reiches. Zehntausende wurden hinge-
richtet, die Übrigen zogen sich in schwer zugängliche Gebiete 
zurück. Religiös wurde diese Verfolgungswelle durch islamische 
Rechtsgutachten (fetwas) legitimiert, die die Aleviten als Ketzer 
bezeichneten. Über die Jahrhunderte versuchten Aleviten, in ih-
rem sunnitischen Umfeld möglichst wenig aufzufallen. Dies wur-
de auch in den ersten Jahren der Migration nach Deutschland 
beibehalten. Gegen Mitte der 1980er Jahre begann in der Türkei 
wie in der Diaspora eine Rückbesinnung auf die eigene Identität. 
In Deutschland gründeten sich diverse alevitische Vereine.

Der größte Verein in Berlin ist gleichzeitig der älteste: das 
„Kulturzentrum Anatolischer Aleviten“ (Anadolu Alevileri Kültür 

Merkezi, AAKM) in Kreuzberg. Nach mehreren Umzügen hat 
es seit 1999 in den ehemaligen Räumlichkeiten einer Neuapos-
tolischen Kirche eine Heimat gefunden. Das Zentrum hat nun 
Platz für große Cem-Zeremonien sowie, als einziger aleviti-
scher Verein, für die Aufbahrung vor dem alevitischen Be-
gräbnis. Früher musste man dafür auf die Hilfe von Moscheen 
hoffen, doch seien diese oft wenig entgegenkommend gewe-
sen. „Im Leben kommt ihr nicht zu uns, aber im Tod braucht 
ihr uns dann plötzlich“, sei der Tenor gewesen, erinnert sich 
Ahmet Taner. Seit 2002 erteilt das AAKM an mittlerweile 21 
Berliner Schulen alevitischen Religionsunterricht.

In Berlin gibt es laut Aussage alevitischer Verbände keine 
Probleme zwischen Sunniten und Aleviten, aber in der Türkei 
herrschen nach wie vor Feindseligkeit und Diskriminierung 
und Geschehnisse dort beeinflussen die Stimmung in den Ber-
liner Gemeinden. Wie der jährliche Gedenkmarsch am 2. Juli 
in Berlin zeigt, ist der Anschlag in Sivas von 1993 als Pogrom in 
das kollektive Gedächtnis der Berliner Aleviten eingegangen. 
Dort war unter den Augen der untätigen Polizei das Madımak-
Hotel von Islamisten angezündet worden, in dem sich die 
Teilnehmer einer Konferenz aufhielten, darunter viele Aleviten. 
Dieses Ereignis löste eine Wende in der alevitischen Gemeinde 
aus. Angesichts der erneuten Opfererfahrung strömten neue 
Mitglieder in die bestehenden alevitischen Vereine in Deutsch-
land bzw. gründeten neue. Interne Differenzen wurden vorü-
bergehend aufgegeben und es gelang, einen Dachverband zu 
gründen, die Föderation der Aleviten-Gemeinden in Deutsch-
land (Almanya Alevi Birlikleri Federasyonu, AABF).
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Aleviten sind Angehörige einer vor 
allem in der Türkei verbreiteten Glau-
bensgemeinschaft, die sich auf Ali, den 
Neffen und Schwiegersohn des Prophe-
ten Muhammad beruft. Alevi bedeutet 
soviel wie „Anhänger Alis“. Durch eine 
mystisch geprägte Islaminterpretation 
und verschiedene soziale und kulturelle 
Besonderheiten unterscheiden sie sich 
sowohl vom orthodoxen sunnitischen als 
auch schiitischen Islam, auch wenn sie 
historisch zu letzterem eine engere Bezie-
hung haben. Mit dem schiitischen Islam 
verbindet die Aleviten der Glaube an 
die Unfehlbarkeit Alis und der 12 Imame 
sowie die Trauer um das Martyrium von 
Husain, Alis Sohn, in Kerbela.

In Anatolien bildete sich das Alevitum 
zwischen dem 13. und 16. Jahrhundert 
heraus. Die religiösen Versammlungen 
fi nden nicht in der Moschee, sondern im 
Cem evi („Versammlungshaus“) statt und 
Aleviten fasten nicht im Monat Ramadan, 
sondern im Monat Muharram 12 Tage 
lang. Für sie ist das fünfmalige Gebet 
am Tag und die Pilgerfahrt nach Mekka 
keine Pfl icht. Die Elemente des Glaubens 
beruhen dennoch auf islamischen Grund-
lagen, eingebettet in ein offenes System 
von Tradition und Riten. Die Glaubens-
lehren wurden innerhalb von Heiligen 
Familien (ocak) mündlich ausgelegt und 
weitergegeben, sie können sich lokal stark 
voneinander unterscheiden. Die Leitung 
religiöser Zeremonien und die Weitergabe 
des Wissens obliegt den Dede, den männ-
lichen ocak-Mitgliedern, die als befähigt 
gelten. Musik spielt eine wichtige Rolle: 
Volksdichter und -sänger bewahren in ih-
ren Werken Kultur und religiöse Anschau-
ungen und halten diese lebendig. Der 
Ritus fi ndet in türkischer Sprache statt. Die 
Heterogenität der Lehre wird von Aleviten 
mit dem Sprichwort „Der Weg ist ein 
einziger, aber es gibt 1001 Arten, darauf 
zu wandeln“ (yol bir, sürek binbir) veran-
schaulicht. Wesentlich sei es, den Glauben 
verinnerlicht zu haben und ihn unabhän-
gig von dessen äußerer Form zu leben. 

Die Aleviten glauben, dass der eine 
und einzige Gott dem Propheten Mu-
hammad den Koran offenbarte, allerdings 
erkennen sie die von sunnitischen und 
schiitischen Muslimen verwendete schrift-
liche Fassung nicht als den wahren Koran 
an, da sie vom dritten Kalifen ‘Uthmân 
zusammengestellt und dadurch verfälscht 
worden sei. Nur diejenigen Koranstel-
len, auf die sich auch andere alevitische 
Quellen wie das Buyruk („Das Gebot“ 
– religiöses Buch der Aleviten) beziehen, 
werden als authentisch anerkannt. Die 
zentrale Figur im religiösen Leben der 
Aleviten ist Ali, der vierte islamische Kalif, 
Vetter und Schwiegersohn des Propheten 
Muhammad. Er sei im Laufe der Jahrhun-
derte in verschiedener Inkarnation auf der 
Erde erschienen, z.B. als der ebenfalls sehr 
verehrte Mystiker Hacı Bektaş Veli. Allah, 
Muhammad und Ali werden als eine Art 
Trinität betrachtet, die beiden letzteren 
gehören zum Licht Gottes und geben 
dieses an ihre Nachfolger weiter. 

Jeanine Elif Dağyeli
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In den letzten Jahren hat der Bau repräsentativer Moscheege-
bäude in Deutschland zugenommen. Sie sind ein Beleg dafür, 
dass sich die Bundesrepublik zu einer multireligiösen Gesell-
schaft wandelt. In Deutschland gibt es derzeit mehr als 2000 
Moscheen, die meisten Moscheen sind einfache Gebetsräume. 
Sie sind häufig in Hinterhöfen, Fabriketagen oder Lagerräumen 
untergebracht. Diese Moscheen entstanden größtenteils in den 
1970er und 1980er Jahren im Zuge der Arbeitsmigration aus 
islamisch geprägten Ländern. 

Mit dem Schritt, die Moscheen aus den Hinterhöfen heraus 
ins Straßenbild zu integrieren, sind in den letzten Jahren 
oftmals Konflikte entstanden, in denen sich die Auseinander-
setzungen um den Bau einer Moschee mit Diskussionen über 
die Bedeutung des Islams und allgemeinen migrationspoliti-
schen Fragestellungen vermischen. Wo Befürworter einer reprä-
sentativen Moschee diese als Zeichen des „Sesshaftwerdens“ 
und der Teilhabe der Migranten am Gemeinwesen hervor-
heben, stellen sie für Gegner eine „Landnahme“ dar. 

Bei Moscheebaukonflikten argumentieren Kritiker und Geg-
ner einer repräsentativen Moschee häufig, sie wollen dort „kein 
zweites Kreuzberg“ entstehen lassen. „Kreuzberg“ ist in diesem 
Zusammenhang negativ belegt, es wird als eine Metapher für 
soziale und ethnische Segregation benutzt und drückt Ängste 
vor dem Verlust einer „deutschen“ Identität aus. 

„Kreuzberg“ steht auch für die Sichtbarkeit und Repräsen-
tation von Zuwanderern, für einen „multikulturellen“ Stadtteil 
– und das ist nicht unbedingt negativ konnotiert.

Eine Rekonstruktion der Diskussionen um den Bau des 
Maschari-Centers in den Jahren 2003 bis 2005 zeigt, dass die 
Debatte in Kreuzberg relativ sachlich geführt werden kann. 
Während das Thema Moscheebau anderorts allerlei irrationa-
le Ressentiments mobilisiert und einen Anlass bietet, bisher 

Spendenbox in Form 
eines Moscheebaus an 
der Baustelle für den 
Maschari Center, Skalitzer 
Straße, Ecke Wienerstraße 
rechts: Blick von der 
Baustelle des Maschari 
Centers, Kreuzberg
Mai 2006 
Fotos: Riem Spielhaus
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vermiedene Debatten über den gesamten Themenkomplex 
„Migration“ nachzuholen, wird es in Kreuzberg lediglich als ein 
Teilaspekt des Gesamtdiskurses um Migration begriffen. 

Im Berliner Stadtteil Luisenstadt (Kreuzberg 36) wurden im 
Zeitraum 2000 bis 2006 drei Moscheegebäude geplant: Zum 
einen hat die der Islamischen Föderation (IFB) angeschlosse-
ne Mevlana-Gemeinde, die zunächst einen Neubau geplant 
hatte, mittlerweile ein Fabrikgebäude in der Skalitzer Straße zur 
Moschee ausgebaut. Von der Fassade her ist es jedoch nicht als 
Moschee zu erkennen. Zum anderen plant die Fatih-Gemein-
de (IFB) den Bau eines Kulturhauses in der Falckensteinstraße. 
Besonderes Aufsehen erregte lediglich die Errichtung des 
Maschari-Centers in der Wiener Straße am Görlitzer Bahnhof 
durch den bisher relativ unbekannten „Islamischen Verein für 
wohltätige Projekte“ (IVWP). Die beiden anderen Kreuzberger 
Neubauten stehen weniger in der Wahrnehmung der Öffent-
lichkeit, da sich die Mevlana-Gemeinde durch ihr neues Gebäu-
de nicht nach außen repräsentiert und das Fatih-Kulturzentrum 
in einem relativ abgeschiedenen Wohngebiet geplant ist. 

Ebenso wie bei den Projekten der IFB entsteht mit dem Bau 
des Maschari-Centers keine neue Moschee in Kreuzberg. Alle 
drei Gemeinden unterhalten bereits seit den 1980er Jahren 
Moscheen im Stadtteil und ziehen nun lediglich aus den Hinter-
hofmoscheen in repräsentativere Gebäude an der Straßenfront 
um. Dies trug zur Versachlichung der Debatte um das Maschari-
Center bei. Als dagegen im Frühjahr 2006 im Berliner Ortsteil 
Pankow-Heinersdorf viele Bürger gegen die „Überfremdung“ 
ihres Ortsteils durch den Bau einer Moschee der Ahmadiyya-
Gemeinde protestierten, argumentierte die dortige Bürgerini-
tiative, die Gemeinde ziehe erst durch die Errichtung einer Mo-
schee in ihre Nachbarschaft. Allerdings handelt es sich bei der 
geplanten Moschee in Heinersdorf nicht um eine Kiezmoschee, 

sondern um die Moschee einer Gemeinde mit berlinweitem 
Einzugsgebiet. Die „Überfremdungsängste“ gehen bei vielen 
Gegnern in Heinersdorf und Pankow mit dem oben beschrie-
benen „Kreuzberg-Bild“ einher, die Debatte um den Bau einer 
Moschee wird stellvertretend für das Gesamtthema „Migration“ 
geführt. Die Argumentation der Heinersdorfer Bürgerinitiative 
speist sich somit aus einer undifferenzierten Sicht auf das Thema 
Migration.

1984: Eine Moschee als Prüfstein der „Behutsamen Stadter-
neuerung“

Während das Thema Moscheebau bundesweit erst in den 
letzten Jahren an Bedeutung gewann, kann der Stadtteil Kreuz-
berg 36 auf zurückliegende Debatten um die Errichtung von 
Moscheen zurückgreifen. Bereits 1984 entbrannte ein Streit um 
die Forderungen verschiedener Initiativen mit Migrationshin-
tergrund Türkei, die im Zuge der Umgestaltung des ehema-
ligen Görlitzer Bahnhofes zum Park ein türkisches Kulturzent-
rum mit Gebetsraum errichten wollten. Das ausgeschriebene 
Gemeinwesenprojekt „Strategien für Kreuzberg“ und die dort 
erprobte Bürgerbeteiligung bildeten den Rahmen für diesen 
ersten Moscheebaukonflikt in Kreuzberg. Ähnlich wie bei den 
späteren Diskussionen um das Maschari-Center bot der Kreuz-
berger Stadtteilausschuss einen organisatorischen Rahmen, in 
dem die Anwohnerschaft, Vertreter des Bezirksamtes und die 
verschiedenen Stadtteilinitiativen über die Planung debattier-
ten. Damals entstand zunächst ein Interessenskonflikt zwischen 
den Initiativen, die ein Konzept zur Umgestaltung des Bahnge-
ländes zum Park organisierten und der Fatih-Gemeinde, die ein 
auf dem Gelände befindliches Lagergebäude zu einer Moschee 
ausgebaut hatten. Der Konflikt verschärfte sich, als ein Bündnis 
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aus verschiedenen Gruppen mit Migrationshintergrund Türkei 
den Vorstoß der Fatih-Gemeinde zum Anlass nahm, den Bau ei-
nes türkischen Kulturhauses im nördlichen Bereich des Parks zu 
fordern, in das unter anderem auch ein Gebetsraum integriert 
werden sollte. 

Der Bau des Kulturzentrums wurde letztendlich abge-
lehnt und die evangelische Emmaus-Gemeinde vermittelte 
der Fatih-Gemeinde neue Räumlichkeiten. Der Vorschlag, die 
Anwohnerschaft mit Migrationshintergrund in dem neuen 
Park zu repräsentieren, wurde schließlich durch den Bau des so 
genannten Pammukkale-Brunnens realisiert. Diese gegenüber 
dem heute noch bestehenden Lagergebäude errichtete Wasser-
landschaft kann als ein Versuch gesehen werden, ein möglichst 
konfliktfreies Symbol für die Repräsentation der Anwohner mit 
Migrationshintergrund zu finden. „Der Pamukkale-Brunnen 
repräsentierte nicht die türkische Bewohnerschaft Kreuzbergs. 
Er repräsentierte Vorstellungen deutscher Mittelschichten über 
ein multikulturelles Zusammenleben als einer Bereicherung 
der eigenen Lebensweise, die Existenz anderer Ansprüche und 
Lebensvorstellungen sollte als exotische Kulisse in deutsche 
Lebenswelten integriert werden.“ (Wiedemer 2002, 29) 

2003/2004: Debatte um das Maschari-Center

Da der Bau des Maschari-Centers von Beginn an von starkem 
öffentlichem Interesse begleitet war, informierte auch der 
Kreuzberger Stadtteilausschuss mit einer Veranstaltung über 
das Bauvorhaben. 

Der „Islamische Verein für wohltätige Projekte“ (IVWP) 
übernahm 1996 die Trägerschaft der Markaz Omar ibn al-Khat-
tab (Omar Moschee), die sich bereits seit 1980 in einer Fabrike-
tage in der Skalitzer Str. 33 befindet. Der Trägerverein besteht 

lediglich aus sieben eingetragenen Mitgliedern. Nach Angaben 
des IVWP wird die Moschee zum Freitagsgebet von ca. 250 
Gläubigen besucht, von denen die meisten Besucher im Stadtteil 
wohnen. Im Herbst 2002 kaufte der IVWP das Grundstück an der 
Wiener Straße 1-6, welches in der unmittelbaren Nachbarschaft 
zu den jetzigen Räumlichkeiten der Omar Moschee liegt. Das an 
dieser Stelle geplante Maschari-Center mit 7.000m� Nutzfläche 
sieht ein Kulturzentrum mit Geschäften, sozialen Einrichtungen, 
einigen Wohneinheiten und einer Moschee vor. Eine Glaskuppel 
und vier Minarette signalisieren nach Außen, dass sich dort eine 
Moschee befindet.

Im Herbst 2002 erfuhr der Stadtteilausschuss, dass der 
IVWP das Gelände gekauft hatte und dort ein Gebäude mit 
integrierter Moschee entstehen sollte. Im Stadtteilausschuss 
bildeten einige Interessierte aus der Anwohnerschaft eine 
Arbeitsgruppe, die eine Informationsveranstaltung vorbereitete 
und sich in den Jahren 2003 und 2004 regelmäßig traf, um 
über das Thema „Moscheebau“ allgemein zu diskutieren. Im 
Dezember 2002 informierte der Kreuzberger Baustadtrat die 
Presse über den geplanten Neubau. Einige Zeitungen stellten 
im Dezember 2002 und Januar 2003 erste Vermutungen über 
Verbindungen des IVWP mit der im Libanon gegründeten „Ha-
baschi-Sekte“ an. Auch die Angaben des Pressesprechers Birol 
Ucan, der Neubau solle größtenteils durch Spenden finanziert 
werden, wurden angezweifelt.

Auch wenn der IVWP bislang für die Anwohner ein unbekannter 
Verein war, war er kein neuer Nachbar. Anders als in Heinersdorf 
war der Bau der Moschee lediglich ein Anlass, sich über seine 
Nachbarn zu informieren. 

Die Kritik am Bau des Maschari-Centers lässt sich vereinfacht 
in drei Positionen unterteilen: 



83

1. Zweifel an der Selbstdarstellung des IVWP: Da der Verein der 
Öffentlichkeit bislang nahezu unbekannt war, recherchierten 
mehrere Berliner Zeitungen nach Bekanntwerden des Bau-
vorhabens über den Trägerverein. Der Tagesspiegel zitierte 
bereits im Dezember 2002 „anonyme Kritiker“, welche die 
Selbstdarstellung des IVWP in Zweifel zogen. Diese Vorwürfe 
wurden in der weiteren Berichterstattung übernommen, ohne 
dass sie jemals belegt wurden. Auch die auf den Informations-
veranstaltungen vertretene Anwohnerschaft erfuhr nur aus 
den Zeitungen über die Vorwürfe. Sowohl der Pressesprecher 
des IVWP als auch der Berliner Innensenator Ehrhart Körting 
verwiesen jedoch darauf, dass der Verein in der Vergangenheit 
extremistische Mitglieder ausgeschlossen habe.

2. Kritik anderer islamischer Gruppen: Sowohl auf der Infor-
mationsveranstaltung des Stadtteilausschusses als auch auf 
einer weiteren Veranstaltung zu Berliner Moscheebaupro-
jekten kritisierten andere islamische Gruppen, dass es in der 
Omar Moschee beim Gebet keine Geschlechtertrennung gibt. 
Anhand der daraus folgenden Diskussionen konnten sich die 
Zuhörenden davon überzeugen, dass der Verein seine „liberale 
Haltung“ nicht nur in seiner Selbstdarstellung vorgibt, sondern 
sie auch gegenüber seinen konservativen Kritikern verteidigt. 
Dieser Sachverhalt wurde in der Berichterstattung der Zeitun-
gen jedoch nicht erwähnt. Stattdessen wurden durch verkürz-
te Darstellungen völlig neue Koalitionen zwischen den dem 
Bauprojekt kritisch gegenüberstehenden Positionen herbei-
geschrieben. So blendete der Tagesspiegel vom 29.03.03 die 
Inhalte der Kritik anderer islamischer Gruppen am IVWP völlig 
aus und erwähnte sie in einem Satz mit der Kritik der CDU: 
„Nicht nur der CDU-Bezirksverordnete Edgar Glatzel fragte 
nach der Herkunft der Spenden für den Moscheebau, auch 
einige Zuhörer arabischer Herkunft blieben gegenüber dem 
‚Islamischen Verein’ misstrauisch.“ 

3. Generelle Ablehnung repräsentativer Moscheebauten: Als der 
Bauantrag des IVWP im Juni 2004 genehmigt wurde, sprach sich 
die CDU Friedrichshain-Kreuzberg offen gegen den Moscheebau 
aus. Der CDU-Kreisvorsitzende, Kurt Wansner, begründete die 
ablehnende Haltung mit der Befürchtung, die Errichtung von 
Moscheen werde „die Kreuzberger Struktur weiter verschlech-
tern, mehr und mehr Deutsche werden den Bezirk verlassen“ 
(zitiert nach Tagesspiegel, 1.06.04). 

Zuvor hatte die CDU Friedrichshain-Kreuzberg zwar die 
aus ihrer Sicht fehlende Transparenz bei der Finanzierung des 
Maschari-Centers bemängelt oder kritisiert, dass der relativ 
kleine IVWP kaum Rückschlüsse auf das sonstige Gemeindele-
ben zulasse. Die Ablehnung jeglicher „weiterer“ Moscheen in 
Kreuzberg wirft allerdings ein anders Licht auf die ablehnende 
Haltung der CDU, die sich seit dem 1. Juni 2004 in erster Linie 
auf die Sichtbarkeit repräsentativer Moscheen im öffentlichen 
Raum bezieht. Durch den Bau des Maschari-Centers entsteht 
keine neue Moschee, denn die Omar-Gemeinde zieht lediglich 
aus dem benachbarten Hinterhof in ein repräsentatives Gebäu-
de an der Straßenfront. 

Die Befürchtungen des Kreisvorsitzenden der CDU, der Bau 
„weiterer“ Moscheen in Kreuzberg werde dazu führen, dass 
„mehr und mehr Deutsche“ das Gebiet verlassen, lässt sich 
durch andere Kreuzberger Akteure nicht belegen. So war der 
Migrationsbeauftragten des Bezirks Friedrichshain-Kreuzberg 
nur die Beschwerde eines einzigen Anwohners bekannt.

Kreuzberger Verhältnisse?

Der „Kreuzberger Moscheebaudiskurs“ weist im Gegensatz zu 
anderen Moscheebaukonflikten einige Besonderheiten auf, von 
denen ich hier zwei wichtige Merkmale herausstellen möchte: 

Der älteste Moscheebau 
in Berlin, die Moschee 
der Lahori-Ahmadiyya 
in der Brienner Straße, 
Wilmersdorf
Herbst 2006
Fotos: Hans-Georg Gaul



84  Präsenz in der Stadt

Bürgerbeteiligung

Durch den im Zuge der „Behutsamen Stadterneuerung“ initiier-
ten Stadtteilausschuss verfügt Kreuzberg über ein besonderes 
Instrument, eine Bürgerbeteiligung an Projekten von städtebau-
licher Bedeutung zu organisieren. Während der Konflikt um ein 
türkisches Kulturzentrum im Görlitzer Park noch als Teilaspekt 
der Umsetzung der „Strategien für Kreuzberg“ gesehen wer-
den kann, werden heute dort alle Bauprojekte vorgestellt und 
diskutiert, die auf ein besonderes Interesse der Anwohnerschaft 
stoßen. Ein solches institutionalisiertes Bürgerforum trägt dazu 
bei, die Diskussionen frühzeitig zu versachlichen.

Teilhabe und Repräsentation

Die repräsentative Bedeutung eines türkischen Kulturzentrums 
respektive einer Moschee spielte bereits in dem Konflikt der 
1980er Jahre für die Anwohnerschaft eine eher untergeordnete 
Rolle. Der Bau einer Moschee wurde von ihr nicht – wie in vielen 
aktuellen Moscheebaukonflikten – als eine Art „Landnahme“ 
aufgefasst, sondern als Möglichkeit, die Anwohnerschaft mit 
Migrationshintergrund zu repräsentieren. In den letzten 20 
Jahren wurde in Kreuzberg von wohlmeinenden Stadtteilinitia-
tiven des Öfteren der Bau einer Moschee vorgeschlagen, ohne 
dass eine islamische Gemeinde dort einen konkreten Bedarf 
angemeldet hatte. Die mehrheitlich von Deutschen getragenen 
Initiativen sahen weiterhin in „der Moschee“ eine angemessene 
Form der Repräsentation für die Anwohnerschaft mit Migrations-
hintergrund.

Erst in der Zuspitzung des Konflikts um den Görlitzer Park 
wiesen die Kritiker den Vorschlag als „islamisches Monument 
und Denkmal“ zurück und maßen dem Ort eine besondere 

repräsentative Bedeutung bei. Die Forderung nach dem Bau 
eines türkischen Kulturzentrums auf dem Gelände des Görlit-
zer Parks kann als die gemeinsame Forderung der Gruppen 
mit Migrationshintergrund nach Teilhabe am Gemeinwesen 
gesehen werden. Dieses darf nicht mit dem Anspruch der 
islamischen Gemeinden verwechselt werden. Das Engagement 
für ein türkisches Kulturzentrum lässt sich auch als Reaktion auf 
die Sichtweise der Mehrheitsgesellschaft verstehen, welche die 
Fatih-Gemeinde vorschnell als Repräsentanten „der Türken“ 
ansah. Die von den Initiatoren des Kulturzentrums eingeforderte 
differenzierte Sichtweise auf die Anwohnerschaft mit Migrations-
hintergrund wurde von der Mehrheitsgesellschaft jedoch nicht 
nachvollzogen, wie die synonyme Verwendung von Begriffen 
wie „Moslem“ und „Türke“ oder „Moschee“ und „Kulturzent-
rum“ im weiteren Konfliktverlauf belegt. 

Die derzeitigen Moschebauprojekte in Kreuzberg sind klei-
ner. Selbst das Maschari-Center mit 1000m� Grundfläche und 
sieben Stockwerken benötigt nur ein Zehntel der damals für 
das Kulturzentrum geforderten Fläche. Die neuen Moscheen 
vertreten lediglich einzelne muslimische Gemeinden und för-
dern die Infrastruktur für die Muslime in der Nachbarschaft. 

Auch die Sichtweise der Mehrheitsgesellschaft auf die 
Moscheebauprojekte hat sich in Kreuzberg gewandelt. Eine 
Moschee wird nicht mehr, wie vor 20 Jahren, als „Monument der 
Türken“ angesehen, sondern als Teilhabe der jeweiligen musli-
mischen Gemeinde am Gemeinwesen. In der Diskussion um das 
Maschari-Center spiegelt sich weniger ein pauschalisierender 
Anerkennungskonflikt wider als eine – wenn auch verspätet 
geführte – Diskussion um die Ausrichtung der einzelnen islami-
schen Gemeinden. 
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Die Lokalisierung von Moscheen ist symbolischer Ausdruck 
der Stellung des Islams in einer Gesellschaft bzw. einer Stadt. 
Der Verlauf von Konflikten um den Bau von Moscheen kann 
Verständigung zum Resultat haben oder die Verfestigung von 
Distanzen. Der Versuch, solche Konflikte auf das Niveau des 
Baurechts zu begrenzen, ist zwar pragmatisch sicher geboten, 
kann aber auch zur Verdrängung der sozialen Realitäten bei-
tragen. Die Entdämonisierung von Moscheen, ihre soziale und 
kulturelle Anerkennung kann erst jene produktiven Energien 
freisetzen, die in der Integrationsarbeit der Moscheevereine lie-
gen, auf die unsere Städte so dringend angewiesen sind. Dazu 
lassen sich folgende Thesen formulieren:

1. Das „Abendland“ ist noch immer christlich, aber immer 
weniger

Auch Berlin ist christlich geprägt, und zwar vor allem protestan-
tisch. Zur Zeit der Industrialisierung war Berlin eine fast aus-
schließlich christliche Stadt, und die Kirchengemeinden spielten 
eine enorme Rolle bei der Integration der Zuwanderer und beim 
Aufbau von sozialen Institutionen, die im Fall von ökonomi-
scher Not oder Krankheit existenzsichernd eingriffen. Da in der 
Gründerzeit die Neubaugebiete extrem dicht bebaut wurden, 
waren an vielen Stellen Kirchengebäude notwendig, um den 
Kirchengemeinden Raum für ihre kirchlichen Veranstaltungen, 
aber auch für sozialpolitische Dienste zu geben. 

Die Zahl der Kirchenmitglieder ist im vergangenen Jahrzehnt 
stark gesunken. Die evangelische Kirche hat fast 20% ihrer Mit-
glieder verloren, während die Zahl der katholischen Kirchenmit-
glieder – wahrscheinlich dank der Einwanderung aus katholi-
schen Ländern – stabil geblieben ist. Ein besonderes Extrem des 

Umkämpfte Symbole. 
Moscheen in der 
christlichen Stadt – 
ein Einwurf

Hartmut Häußermann

  1991 2003 Veränderung
    (Index 1991=100)

 Evangelisch 944.001 756.866 – 19,82%

 Katholisch 306.304 307.062 0,25%

 Jüdisch 8.685 12.102 39.34%

 Islamisch 156.244 210.645 34.82%

 Sonstige 44.406 93.810 111.26%

 Gesamt  1.459.640 1.380.485  – 5.42%

 Einwohner-
 zahl von Berlin 3.446.000 3.388.477 – 1,67%

 Religionszugehörig-
 keit als % der 
 Einwohnerzahl 42.36% 40.74%

 

Religionszugehörigkeit in 
Berlin 1991 und 2003
Quelle: Statistisches Lan-
desamt Berlin 1991, 2003 
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Wandels wird an einer Kreuzberger Kirchengemeinde sichtbar: 
Sie hat heute nur noch weniger als 5% der Mitgliederzahl, die sie 
1890 hatte. Große Kirchengebäude stehen immer öfter leer, weil 
Gemeinden zusammengelegt werden müssen oder nur noch 
von ambulanten Seelsorgern betreut werden. (siehe Tabelle 1)

Dem Rückgang der Mitgliederzahl in christlichen Gemein-
den steht ein steiler Anstieg der Mitgliederzahl von Moschee-
vereinen gegenüber: Zwischen 1991 und 2003 nahm sie um 
34% zu. Der Zeitpunkt ist absehbar, wo die Muslime die zweit-
größte Gruppe unter den Glaubensgemeinschaften in Berlin 
stellen – wie es in Köln z.B. bereits der Fall ist. Dieser Wandel 
macht sich auch im Stadtbild bemerkbar.

2. Der Wunsch nach sichtbaren Moscheeräumen führt regel-
mäßig zu Konflikten

Kirchengebäude besetzen in der Stadt privilegierte Orte. 
Manche stehen im Mittelpunkt eines Platzes, optischer Flucht-
punkt aus vielen Richtungen. Moscheegemeinden müssen sich 
dagegen ihre eigenen Räume schaffen und mit diesem Wunsch 
entfachen sie heute in der Regel einen Konflikt mit den Bewoh-
nern des Stadtteils, in dem die Moschee gebaut werden soll. 
Widerstände gegen Moscheen werden vielfältig begründet, 
aber die Auseinandersetzungen enden in der Regel mit einer 
Baugenehmigung. Ohne Konflikt geht es also nicht, aber die 
Moscheevereine erreichen meist am Ende ihr Ziel, auch wenn es 
sich durch Kompromisse im Erscheinungsbild, in der Größe oder 
in der genauen Lokalisierung verändert hat.

3. Konflikte bergen Potenzial für lokale Immigrations- und 
Integrationspolitik

Konflikte sind nichts Schlechtes, wenn sie so verlaufen, dass am 
Ende ein größeres gegenseitiges Verständnis der Konfliktparteien 
steht, und wenn der Konfliktverlauf einen Lernprozess darstellt, 
in dessen Verlauf die Motive und Zwänge der jeweils anderen 
Seite besser verstanden werden und respektvoll anerkannt und 
diskutiert werden. Die symbolischen Konflikte so zu gestalten, 
gehört zu den Aufgaben einer lokalen Immigrations- und Inte-
grationspolitik.

Die Anlässe von Konflikten und die daraus resultierenden 
Konfliktthemen wandeln sich im Laufe der Zeit. Die Angehörigen 
der ersten „Gastarbeitergeneration“, die wegen ihrer Zugehörig-
keit zum Islam keinen Anschluss an eine bestehende kirchliche 

Organisation finden konnten (wie es bei Italienern, Spaniern 
und auch Griechen in der Regel der Fall war), richteten sich 
Gebets- und Versammlungsräume in Hinterhöfen oder Gewer-
begebieten ein, wo sie mit dieser „Sondernutzung“ mit der 
Bauleitplanung nicht in Konflikt kamen. Diese Moscheen blieben 
für die Mehrheitsbevölkerung weitgehend unsichtbar, Konflikte 
um ihre Existenz entzündeten sich daher auch kaum. 

4. Moscheebauvorhaben bringen unterschiedliche soziale 
Gruppen an einen Tisch

Statt der Umnutzung von Garagen, Lagerhäusern oder leer ste-
henden Ladenflächen wurde mit wachsender Präsenz des Islams 
immer öfter der Neubau einer „repräsentativen“ Moschee bzw. 
einer Freitagsmoschee angestrebt. Und damit begannen nun die 
Konflikte – Konflikte mit Anwohnern, mit ideologisch begründe-
ten Bürgerinitiativen, und auch mit den Genehmigungsbehör-
den bzw. mit den politischen Repräsentanten von Städten und 
Gemeinden (vgl. Schmidt 2003, Hohmann 2004, Hüttermann 
2003). Repräsentative Moscheen sind Neubauten, die sich durch 
einen orientalistischen Architekturstil und Minarette deutlich zu 
erkennen geben. Damit überschreiten sie aber in der Regel eine 
Grenze in der Akzeptanz durch die in der Nähe des Bauplatzes 
lebende einheimische, nicht-muslimische Bevölkerung. Es gibt 
kein Beispiel für den Neubau einer Moschee, der nicht von Konf-
likten unterschiedlicher Intensität begleitet gewesen wäre – aber 
es gibt bisher auch kaum einen Fall eines Bauantrags, der end-
gültig gescheitert wäre, wenn er sich, wie es für einen Bauherrn 
üblich sein sollte, an das geltende Baurecht gehalten hat.

5. Die Angst vor dem Fremden kann verlernt werden

Konflikte sind also unvermeidlich, aber sie lösen sich anschei-
nend letztlich doch in Kompromissen auf. Das ist tröstlich und 
deutet darauf hin, dass Lernprozesse stattfinden, deren Kumu-
lation zu einer veränderten Normalität führen kann – die sich 
faktisch durch die demographischen Verschiebungen der Anteile 
von ethnischen Minder- und Mehrheiten vollzieht, die aber sym-
bolisch erst noch hergestellt werden muss. 

Zwar werden gegen den Bau einer Moschee in den meisten 
Fällen Befürchtungen von Belästigungen vorgebracht, die sich 
aus dem erhöhten Verkehrsaufkommen oder Lärm herleiten. Die 
genauere Analyse der Argumente von Moscheegegnern und der 
Konfliktverläufe zeigt, dass sich dahinter aber Ängste verber-
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gen, die einerseits ökonomisch aufgehängt und durch einen 
befürchteten Wertverlust ihrer Grundstücke verursacht sind (vgl. 
Hohmann 2003), andererseits aber auch Ängste, die von der 
wachsenden Präsenz oder gar Dominanz „fremder“ Symbole in 
der Nachbarschaft herrühren. Wenn die Läden und die Gaststät-
ten sich faktisch in der Hand einer fremden Minderheit befinden, 
fühlen sich viele Menschen überwältigt und einer „Überfrem-
dung“ ausgeliefert, die durch den geplanten Bau einer Moschee 
ihre Krönung erfährt. Dem faktischen folgt das symbolische 
Vordringen im Raum, das dann als besonders stark und beängs-
tigend erlebt wird, wenn zwischen dem „Wir“ und „Ihnen“, 
zwischen den Einheimischen und den Fremden ein tiefer Graben 
existiert und durch Ethnisierung stabilisiert wird. Dieser Gegen-
satz kann existieren, selbst wenn die „Fremden“ in der gleichen 
Nachbarschaft geboren sind. 

6. Soziale Deklassierung erschwert wechselseitige Anerken-
nung

Dieser Konflikt ist besonders virulent, wenn – wie es durch die 
sozialräumlichen Muster in den Großstädten eben oft der Fall 
ist – die einheimischen Modernisierungsverlierer diejenigen 
sind, denen durch den Wohnungsmarkt oder durch Woh-
nungszuweisung die räumliche Nähe zu Migranten aufge-
zwungen wird. Auch bei der Migrationsbevölkerung sind es 
vor allem die unteren sozialen Schichten, die räumlich konzen-
triert leben, bei denen also der Bildungsstand niedrig und die 
Arbeitslosigkeit hoch ist – und so treffen in den „Ausländervier-
teln“ zwei von sozialer Benachteiligung betroffene Gruppen 
aufeinander, die um dieselben knappen Güter (Arbeitsplätze) 
konkurrieren. Das sind die denkbar ungünstigsten Umstände 
für eine wechselseitige Anerkennung. Unterschwellig vorhan-
dene Konflikte finden in Auseinandersetzungen um den Mo-
scheebau dann gleichsam nur das Material, an dem sich tiefer 
sitzende Ängste und Befürchtungen entzünden. Der Bau einer 
Moschee wird dann geradezu als Zeichen für die Deklassierung 
eines Stadtteils interpretiert.

7. Die Ablehnung von Moscheebauten beschränkt sich keines-
wegs auf sozial Deklassierte

Die sich liberal gebenden Mittelschichten wohnen in der Regel 
nicht dort, wo die Moscheeanhänger wohnen, ihre Liberalität 

wird daher auch nicht auf den Prüfstand gestellt. Wenn das 
aber geschieht, wenn Baupläne für eine repräsentative Mo-
schee im sozialen Raum der Mittelschichten auftreten, gibt 
es ähnliche, manchmal sogar noch heftigere Konflikte, weil 
die Mittelschichten artikulations- und konfliktfähiger sind. Die 
Auseinandersetzungen um die Baugenehmigung für eine Mo-
schee in Pankow-Heinersdorf im Jahr 2006 zeigen dies deutlich 
(andere Beispiele bei Hohmann und Hüttermann). Die Angst 
vor dem Fremden verflüchtigt sich leider nicht automatisch 
mit höherer Bildung oder gesicherter beruflicher Position. Eine 
gelassene Weltläufigkeit ist zwar angesichts der Globalisierung 
von Kultur- und Kommunikationsbeziehungen immer öfter 
und immer leichter möglich, aber doch nur für jene, für die 
ihre lokale Umgebung nicht die ganze Welt darstellt – wobei 
es offenbar keine Rolle spielt, ob der Lokalismus erzwungen 
ist, wie bei Unterschicht, oder ob er lediglich Ausdruck eines 
kleinbürgerlichen Lebensstils ist, bei dem die Konfrontation 
mit Fremdem prinzipiell als unerwünscht angesehen und als 
Bedrohung empfunden wird.

8. Moscheebaukonflikte können zur Anerkennung der neuen 
gesellschaftlichen Normalität führen

Konflikte bieten die Chance für Lernprozesse. Für die Stadt-
politik kommt es daher sehr darauf an, ob sie Moderations- 
und Kommunikationsprozesse anstoßen kann, die vermeiden 
helfen, dass fundamentalistische, d.h. unversöhnliche Konfron-
tationen entstehen. Die Konfliktpartner müssen kompromiss-
fähig sein oder kompromissfähig werden, und dann kann der 
Konflikt dabei helfen, der neuen gesellschaftlichen Normalität, 
die durch die Multikulturalität in mehr Quartieren der Stadt 
repräsentiert wird, auch den symbolischen Ausdruck zu geben, 
der auf Dauer nur durch undemokratische Maßnahmen un-
terdrückt werden kann. Hüttermann hat in der Analyse eines 
Moscheekonflikts in einer westfälischen Kleinstadt gezeigt, wie 
aus einer heftigen Konfrontation eine gute Koexistenz wurde, 
nachdem durch den Bürgermeister eine wechselseitige Wahr-
nehmung und Anerkennung in Kommunikationsprozessen 
erreicht worden war. Die Anerkennung einer fremden Religion 
oder Kultur ist aber nicht gleichzusetzen mit der Ethnisierung 
sozialer Unterschiede, wie sie bei paternalistischen Aufrufen zu 
„Toleranz“ unwillentlich befördert wird.
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Die meisten islamischen Gebetsräume sind in Ladengeschäften, 
Fabriketagen oder Remisegebäuden untergebracht und fallen 
architektonisch nicht besonders auf. Wie Einzelhandgeschäfte, 
Handwerksbetriebe oder Wohnungen sind sie Teil der Stadt-
landschaft. In Moscheen kommen Menschen in erster Linie zur 
Religionsausübung zusammen. Welche Erwartungen haben 
aber die Moscheebesucher und -besucherinnen an die Nach-
barschaft? Und welche Erwartungen hat die Nachbarschaft, 
umliegende Schulen, Kirchengemeinden oder Verwaltungen an 
die Moscheevereine und ihre Gemeinden?

Seit 1999, als in Berlin in Gebieten mit besonderem Ent-
wicklungsbedarf Quartiersmanagements eingerichtet wurden, 
arbeite ich als Quartiersmanager im Soldiner Kiez im Wedding. 
Die Quartiersmanager sollen Akteure in den Stadtteilen vernet-
zen und Projekte entwickeln und begleiten. Deshalb interessiert 
mich, was die im Stadtteil angesiedelten Vereine, Gruppen und 
Institutionen zu einer positiven Entwicklung des Kiezes bei-
tragen, mit wem sie kooperieren könnten und welche Unter-
stützung sie benötigen. Moscheen zählen dabei wie Schulen, 
Sportvereine, Unternehmen und Kirchen zu den Akteuren im 
Stadtteil, die in eine integrierte Stadtteilentwicklung einbezogen 
werden können.

Kiezmoscheen und Moscheen für Gläubige aus der ganzen 
Stadt

Muslimische Gläubige können in Berlin zwischen ca. 76 Mo-
scheen, einem Cemevi und vier weiteren islamischen Gebets-
orten wählen und es gibt eine Vielzahl von Kriterien dafür, 
welche Moschee oder welcher Gebetsraum täglich oder auch 
nur freitags und zu Feiertagen besucht wird. Die Wohnortnähe 
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ist eines davon. In den Moscheen der großen Dachverbände 
DITIB, IFB und VIKZ, die über ein Netz von Moscheen inner-
halb Berlins verfügen, treffen sich überwiegend Muslime und 
Musliminnen aus dem jeweiligen Stadtteil. Auch kleine unab-
hängige türkische Moscheen mit wenig Außenwirkung sind 
häufig eher Kiezmoscheen, d.h. Treffpunkte von Gläubigen aus 
der unmittelbaren Nachbarschaft. 

Andere Kriterien für die Entscheidung, welche Moschee 
man besucht, sind die Sprache, die in der Moschee vorwiegend 
gesprochen und in der gepredigt wird, die theologische Aus-
richtung, die religiösen, sozialen und kulturellen Angebote, das 
Vorhandensein eines pädagogisch ansprechenden Unterrichtsan-
gebots für Kinder. Nicht zuletzt spielt eine Rolle, wie die Räume 
gestaltet und ausgestattet sind, ob man das Gefühl hat, in die 
Gemeinde zu passen und ob einem der Imam gefällt. 

Etwa die Hälfte der Moscheen Berlins sind keine Kiezmo-
scheen. Sie werden von Gläubigen aus der ganzen Stadt be-
sucht. Diese Moscheegemeinden sind von Fragen, die sich in der 
lokalen Nachbarschaft der Moschee stellen, nicht direkt betrof-
fen, weil sie nicht dort wohnen. Diese Tatsache muss berücksich-
tigt werden, wenn betrachtet wird, wie sich Moscheevereine in 
der Nachbarschaft engagieren können und wollen.

Viele Moscheen sind weit mehr als nur Gebetsräume

Sie betreiben ökonomische Aktivitäten, machen soziale und 
islamische Bildungsangebote. Diese Aktivitäten und Angebote 
haben ein unterschiedliches Echo in der Nachbarschaft.

Zu den ökonomischen Aktivitäten zählt beispielsweise der 
Verkauf von Lebensmitteln an die Mitglieder und Besucherin-
nen und Besucher des Moscheevereins, in manchen Fällen das 
Betreiben einer Cafeteria und Teestuben. Der dort erwirtschaf-

tete Gewinn dient als Ergänzung zu den Mitgliedsbeiträgen 
und Spenden der Finanzierung der Moscheevereine. Daneben 
stützen sie aber auch die sozialen Beziehungen und stärken den 
Zusammenhalt der Gemeinde. Da sich diese Aktivitäten aber 
meist nur an Mitglieder richten, strahlen sie in den seltensten 
Fällen auf die Nachbarschaft aus. Die Hicret Mescidi in der Perle-
berger Straße ist eine der Ausnahmen. Der auf der anderen Seite 
des Hausflurs gelegene Lebensmittelladen richtet sich nicht nur 
an Gemeindemitglieder, sondern auch an Anwohnende, die die 
Moschee nicht besuchen.

Die meisten Moscheevereine kümmern sich nicht nur um 
die spirituellen, sondern auch um die sozialen Belange der 
Gemeinde. Die Angebote reichen von Beratungen bis zu Hilfe-
stellungen bei Problemen im Alltag, mit Behörden oder bei der 
Arbeitsplatzsuche. Je nach Organisationsstruktur des Moschee-
vereins sind solche Angebote mit festen Ansprechpartnern und 
Sprechzeiten formalisiert oder informell. Die Übergänge zu 
Seelsorge und Nachbarschaftshilfe sind dabei fließend.

Diese Arbeit könnte durch Kooperation mit anderen im 
Stadtteil ansässigen Sozialberatungsstellen verbessert werden, 
wenn die in den Moscheevereinen ehrenamtlich Aktiven einen 
guten Überblick über weiterreichende Angebote in der Nachbar-
schaft haben und bspw. wissen, wo es professionelle Schuldner-
beratung, verbindliche Mietrechtsinformationen oder Hilfen zur 
Erziehung gibt. So könnten Moscheevereine den Zugang zu den 
Regeldiensten öffnen und müssten sich nicht, wie bisher, nur 
auf die vereinsinternen Ressourcen beschränken, um zur Lösung 
sozialer Probleme ihrer Gemeindemitglieder beizutragen.

Von erheblichem Interesse und zum Teil auch Misstrauen 
der Nachbarschaft und der Öffentlichkeit werden die Bildungs-

angebote islamischer Vereine begleitet. Im Vergleich zu Bil-
dungseinrichtungen in evangelischer oder katholischer Träger-
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schaft sind von muslimischen Gruppen getragene Kindergärten 
und Schulen noch immer eine Ausnahmeerscheinung. 

Dazu gehört bspw. die 2001 vom Kultur- und Moscheeverein 
„Haus der Weisheit e.V.“ in Moabit gegründete deutsch-arabi-
sche Kita „Schiff der Weisheit“. Einige Elterninitiativkindergärten 
werden jedoch von muslimischen Elternvereinen getragen, die 
keine Anbindung an einen bestimmten Moscheeverein haben. 

Seit 1991 besteht das Islam-Kolleg in Kreuzberg, eine pri-
vate, islamische Grundschule, die wie andere freie Schulen mit 
staatlichen Zuschüssen und unter der Kontrolle der Schulaufsicht 
arbeitet. Der Verein „al-Madrassa e.V.“ (www.al-madrassa-ber-
lin.de) bemüht sich zurzeit um die Gründung einer zweiten 
islamischen Grundschule.

Diese privaten muslimischen Kitas und Schulen werden auf 
der gleichen Grundlage staatlich unterstützt und kontrolliert 
wie andere konfessionell gebundene oder neutrale Privatschu-
len und Kitas. Sie sind jedoch in der Nachbarschaft und in der 
Öffentlichkeit mehr Misstrauen und Vorbehalten ausgesetzt.

Eine konstruktive Debatte um „Werte“

Während die Zahl der Kinder, die Kitas und Schulen in muslimi-
scher Trägerschaft besuchen, in Berlin sehr gering ist, ist die Zahl 
der Kinder, die an außerschulischem Religionsunterricht oder Ko-
rankursen teilnehmen, sehr viel höher. Neben Moscheevereinen 
bieten auch Koranschulvereine diesen Unterricht an. In einigen 
Stadtteilen, wie im Soldiner Kiez, nehmen besonders viele Kinder 
daran teil. Hier besucht etwa die Hälfte der Kinder aus muslimi-
schen Elternhäusern vom 6. bis zum 12. Lebensjahr für einige 
Zeit einen solchen außerschulischen Religionsunterricht. Der 
Einfluss, den Moscheen und Koranschulen damit auf die Freizeit 

und die Wertevorstellungen der Kinder in der Nachbarschaft 
haben, ist sehr groß.

Von Grundschulen und Freizeiteinrichtungen wird dieser 
Einfluss zum Teil als problematisch empfunden. Was lernen die 
Kinder in den Korankursen zum Zusammenleben mit Nichtmus-
limen? Wird in Moscheen und Koranschulen von der Teilnahme 
an schulischen Veranstaltungen wie Klassenreisen oder Schulfes-
ten abgeraten? Werden Kinder im Koranunterricht geschlagen? 
Lernen sie den Koran nur auswendig oder soll auch die Fähig-
keit entwickelt werden, den Text zu interpretieren? Leiden die 
Deutschkenntnisse, wenn schwache Schüler zusätzlich Arabisch 
lernen? Diese Fragen beschäftigen Pädagoginnen und Pädago-
gen, die mit Kindern arbeiten, die Korankurse besuchen. In der 
Regel wissen Pädagoginnen und Pädagogen nicht, in welche 
Moschee die von ihnen betreuten Kinder gehen und wer dort 
Ansprechpartner ist. So bleiben Verdächtigungen und Sorgen 
ungeklärt.

Im September 2004 stellten sich vier Korankursanbieter aus 
dem Soldiner Kiez auf Einladung des Quartiersmanagements in 
einer öffentlichen Podiumsdiskussion der Nachbarschaft und ins-
besondere den im Kiez arbeitenden Pädagoginnen und Pädago-
gen vor. So konnten Unterschiede in den Unterrichtszielen und 
den Unterrichtsmethoden deutlich werden und Ansprechpart-
ner benannt werden. In Elternabenden mit zwei muslimischen 
Vereinen wurden in einer Grundschule über einzelne Themen 
wie Einfluss des Ramadan auf den Schulalltag und Erziehung zu 
Toleranz und Respekt diskutiert. Dabei zeigte sich, wie weit die 
Wahrnehmungen auseinander gehen. Während die Lehrerinnen 
und Lehrer den Eindruck hatten, dass die schulische Leistungsfä-
higkeit vieler Schülerinnen und Schüler während des Ramadans 
erheblich eingeschränkt ist, war den Eltern ein solches Defizit 
nicht aufgefallen. Sie waren eher besorgt, dass ihre Kopftuch 

Im Rahmen der „Treffen der Religionsgemeinschaften“ in 
Moabit West haben sich VertreterInnen mehrerer christlicher 
und muslimischer Gemeinden Gedanken über das 
Zusammenleben von Menschen verschiedener Religionen 
und Kulturen in ihrem Stadtteil gemacht.
Die gemeinsamen Vorstellungen sind im Folgenden 
zusammengefasst:

0. Die Einhaltung der Gesetze der Bundesrepublik Deutschland ist für uns 
selbstverständlich.

1. Die Vielfalt verschiedener Religionen und Kulturen ist eine Bereicherung unseres 
Stadtteils und unserer Gesellschaft. Die unterschiedlichen Lebensmodelle sollen für eine 
gemeinsame Gestaltung des sozialen Lebens im Stadtteil genutzt werden. Wir können 
eine Menge voneinander lernen. 

2. Das Vorhandensein verschiedener Religionen und Kulturen in Moabit ist eine Tatsache, 
die im Stadtteil sichtbar sein soll. 

3. Es reicht nicht, die Verschiedenheit der Religionen und Kulturen zu dulden (tolerieren). 
Es geht vielmehr darum, diese zu respektieren und auch sie zu akzeptieren, denn nur 
so kann man Integration verlangen. Dies erfordert auch eine gesetzliche 
Gleichberechtigung der Religionen.  

4. Die Umsetzung der Gleichberechtigung soll darüber hinaus in allen Lebenssituationen 
erfolgen und soll alle Menschen berücksichtigen, egal, welcher Herkunft, Kultur, Religion 
sie sind. Insbesondere im politischen und kulturellen Leben wie auch im Wirtschaftsleben 
und im Arbeitsprozess gilt es eine wirkliche Gleichberechtigung herzustellen.  

5. Wir lehnen Gewalt in allen Lebensbereichen, im privaten (Familie) wie im öffentlichen 
Bereich (Schule, Straße…), ab. Für das friedvolle Zusammenleben ist es notwendig, 
miteinander in Dialog zu kommen, Gemeinsamkeiten und Unterschiede heraus zu finden. 
Dies gelingt nur, unter der Voraussetzung beiderseitigen Interesses aneinander, 
gegenseitiger Achtung und Anerkennung. Ein Dialog fordert einen offenen und 
ehrlichen Umgang miteinander. Er fordert aber vor allem ein Überschreiten der eigenen 
Grenzen, jemand der den ersten Schritt tut und auf andere zugeht, um die Menschen aus 
der anderen, „fremden“ Kultur kennen zu lernen. 

6. Gegenseitige Rücksichtsnahme und respektvoller Umgang im Alltagsleben (bzgl. 
Eigenheiten, Bräuche, Gewohnheiten…) sind Voraussetzung eines guten 
Zusammenlebens. Natürlich gibt es auch unterschiedliche Interessen und Bedürfnisse. 
Falls dies zu Konflikten führt, müssen diese friedlich, d.h. im Dialog miteinander, gelöst 
werden. Es gilt immer in einer konkreten Situation einen konkreten Ausgleich zu finden. 
Kompromissfähigkeit muss entwickelt und gelebt werden. In einigen Fragen gilt es auch, 
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tragenden Töchter von Lehrerinnen und Lehrern anders behan-
delt werden könnten als andere Mädchen. Die Lehrerinnen und 
Lehrer hatten dagegen die Wahrnehmung, dass keine Ungleich-
behandlung stattfindet. 

Dieser direkte nachbarschaftliche Austausch zwischen Eltern, 
Schule und Moschee über pädagogische Fragen ist für Stadtteile 
wie den Soldiner Kiez mit einem hohen Anteil von Kindern aus 
muslimischen Familien sehr wichtig. Die Bereitschaft und Fähig-
keit der Moscheevereine, sich solchen Diskussionen zu stellen, 
ist entscheidend dafür, dass Moscheen als eine an Quartiersent-
wicklung beteiligte Institution anerkannt werden. 

Von Kommunikation zu Kooperation in der Nachbarschaft

Diese kurze Schilderung des Verhältnisses von Schulen und 
Moscheen zeigt die Schwierigkeit der Einbindung von Mo-
scheevereinen in die Entwicklungen der Nachbarschaften. Auf 
Seiten der Vereine erweist es sich oft als Hindernis, dass Perso-
nen fehlen, die über ausreichende Deutschkenntnisse, Kommu-
nikationsfähigkeit und Zeit verfügen und sich ehrenamtlich als 
verbindlicher Ansprechpartner zur Verfügung stellen. 

Auf Seiten der potentiellen Gesprächspartner wie Schulen, 
Kirchen, Bürgervereinen, Parteien oder der Polizei ist oft ein 
Misstrauen gegen organisierte islamische Religionsausübung 
spürbar, das in den Moscheevereinen als Generalverdacht 
wahrgenommen wird. Der Verfassungsschutzbericht wird teil-
weise als „Moscheen-TÜV-Bericht“ missdeutet, um die Frage zu 
klären, mit wem man reden darf und mit wem nicht.

Der christlich-muslimische Bereich des interreligiösen Dialogs 
wird auf Berliner Ebene von der Katholischen und der Evangeli-
schen Akademie gepflegt. 

In Moabit lud das Quartiersmanagement Kirchen und 
Moscheen zu einem Dialog auf Stadtteilebene ein. In diesem 
Rahmen wurde im Mai 2005 eine Erklärung zum Zusammenle-
ben im Stadtteil verfasst. 

Auch in anderen Stadtteilen gibt es zwischen Kirchengemein-
den und Moscheen Begegnungen, Gespräche und Einladungen 
zu Adventsfeiern oder Fastenbrechen. Probleme dieser Dialoge 
liegen häufig in der Asymmetrie der Partner begründet. Aus Kir-
chen beteiligen sich theologische Experten und Expertinnen und 
oft akademisch gebildete und interessierte Gemeindemitglieder, 
während für die muslimische Seite oft die aus naturwissenschaft-
lichen oder technischen Berufen kommenden Vereinsvorstände 
zu theologischen Fragen Stellung beziehen müssen. So gibt es 
hier nur eine kleine Gruppe an diesem Dialog interessierter Per-
sonen mit ausreichenden Sprachkenntnissen und Vorbildung.

Eine „symmetrische“ und sehr öffentlichkeitswirksame 
Form des christlich-muslimischen Dialogs war das Fußballspiel 
evangelischer Pfarrer gegen muslimische Imame am 06.05.2006 
in Wilmersdorf. Andere interreligiöse Dialoge, z.B. der jüdisch-
muslimische Dialog, stehen in Berlin noch am Anfang. Im Mai 
2006 luden die DITIB und der Zentralrat der Juden zu einer 
Veranstaltung über Antisemitismus und Islamophobie ein. Der 
Antisemitismus von muslimischen Jugendlichen türkischer und 
arabischer Herkunft wird von der Öffentlichkeit mit Sorge be-
trachtet. Moscheen könnten noch stärker als bisher aktiv werden, 
um Vorurteilen gegen Juden entgegenzuwirken.

Die politischen Parteien sind daran interessiert, der wach-
senden Zahl deutscher Staatsangehöriger und damit potentieller 
Wählerinnen und Wähler unter den Moscheebesuchern ihre 
Positionen zu erläutern. Die Ensar Moschee in Charlottenburg 
und das IZDB im Wedding laden regelmäßig Parteivertreter ein.



92  Präsenz in der Stadt

Die Polizei, die in ihren Reihen nur wenige Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter mit muslimischem Hintergrund hat, ist ein wei-
terer Kooperationspartner im Stadtteil: Im Rahmen des Projek-
tes „Transfer Interkultureller Kompetenz“ (TIK) hat die Polizei 
Kontakt zu Moscheevereinen aufgenommen und versucht nun 
gemeinsam mit ihnen z.B. durch Informationsveranstaltungen 
und Beratungen Jugendkriminalität einzudämmen und Vertrau-
en zu gewinnen.

Moscheen und Quartiersentwicklung

Eine große Gefahr bei all diesen Entwicklungen ist jedoch, dass 
die Möglichkeiten der Einflussnahme von Moscheevereine auf 
die Quartiersentwicklung überschätzt werden. Gerade weil 
für Außenstehende die Besucherschaft und die Organisations-
struktur von islamischen Gemeinden meist unbekannt sind, 
verbinden sich mit ihnen Erwartungen, denen sie nicht gerecht 
werden können. Zur Illustration dieses Phänomens kann eine 
Szene aus Charlottenburg dienen, die sich in dieser Form aber 
auch in anderen Stadtteilen abspielen könnte:

Ein Stadtteilverein, in dem keine muslimischen Zugewan-
derten mitarbeiten, lud den Imam der lokalen DITIB-Moschee 
zu einem Gespräch über den Stadtteil ein. Der Imam, der 
wenig Deutsch spricht, nahm die Einladung an und kam in 
Begleitung eines jungen Mannes, der für ihn dolmetschte. In 
einer Erklärung, die er verlas, stellte er kurz den Moscheeverein 
vor und ging auf die lange Tradition des friedlichen Zusam-
menlebens zwischen Christen und Muslimen in der Türkei ein. 
In der anschließenden Diskussion mit dem Publikum wurde der 
Imam, dessen Freitagspredigt überwiegend von älteren Män-
nern besucht wird, sichtlich stutzig: Eine Frage lautete, ob er 
sich als Imam nicht um die türkischen Jugendlichen kümmern 
könne, die an einer bestimmten Straßenecke stünden und sich 
nicht immer so verhielten, dass sich andere Bewohner auch 
an diesem Ort wohl fühlten. Der Imam, der als Vertreter einer 
Weltreligion gekommen war, sah sich plötzlich für das soziale 
Verhalten von Jugendlichen in die Verantwortung genommen, 
die höchstwahrscheinlich Muslime sind, aber seine Moschee 
noch nie betreten haben.

Diese Szene zeigt eine Schwierigkeit der Kommunikation 
auf der lokalen Stadtteilebene: Islamische Vereine sehen es 
zwar durchaus als ihre Aufgabe, in der Diasporasituation den 
Islam als Religion positiv darzustellen und ihrer Gemeinde 

ein an islamischen Moralvorstellungen orientiertes Leben zu 
ermöglichen. Viele lokale Gesprächspartner nehmen jedoch die 
Moscheevereine in erster Linie dafür in die Pflicht, sich um die 
Belange von Zugewanderten zu kümmern, die für sie nicht er-
reichbar sind und die man in der Einflusssphäre der Moscheen 
wähnt.

Die große Dichte an verschiedenen und miteinander um 
Besucher und Spender konkurrierenden Moscheen in Nord-Neu-
kölln, Kreuzberg und Wedding reduziert zudem den Einfluss 
der einzelnen Moscheevereine auf die Entwicklung im Stadtteil. 
Allein auf zwei Quadratkilometern rund um den U-Bahnhof 
Osloer Straße haben sich auf grund der verkehrsgünstigen Lage 
und niedriger Immobilienpreise zwölf islamische Vereine ange-
siedelt. Keiner davon hat ein „Deutungsmonopol“ für den Islam 
im Stadtteil, keiner kann für sich allein in Anspruch nehmen, das 
Gebiet wesentlich zu prägen.

In vielen der Gebiete, in denen Quartiersmanagements ein-
gerichtet wurden, lebt eine große Zahl muslimischer Zugewan-
derter türkischer und arabischer Herkunft. Moscheevereine sind 
in sehr unterschiedlichem Maße in den Prozess der Quartier-
sentwicklung integriert. In einigen Gebieten sind Vertreter von 
Moscheevereinen in lokale Gremien einbezogen. In Moabit-West 
hat das Quartiersmanagement die Treffen der Religionsgemein-
schaften moderiert und im Soldiner Kiez Schulen und Moscheen 
miteinander ins Gespräch gebracht. Aber: Gibt es in den Quar-
tiersmanagement-Teams Personen, die sich auf die Diskussions-
kultur in Moscheevereinen einlassen und gibt es in Moscheever-
einen Personen, die sich für die Belange des Stadtteils einsetzen 
wollen? Es hat sich gezeigt, dass der Grad der Einbindung von 
Moscheen vor allem von der Kompetenz und dem Interesse der 
einzelnen Personen abhängt. 

Letztendlich sind Moscheen wie Gotteshäuser vor allem 
spirituelle Orte. Auch bei Moscheevereinen gibt es sowohl nach 
innen, auf die spirituellen Bedürfnisse der Gemeinde bezogene 
als auch nach außen, auf die sozialen Probleme der Gemeinde 
und der Nachbarschaft gerichtete Praktiken und Aktivitäten. Das 
Potenzial an sinnvollen Dialogen und Kooperationen mit Mo-
scheevereinen ist in Berlin sicher noch nicht ausgeschöpft. Aber 
niemand sollte die Illusion haben, dass islamische Gemeinden 
soziale Probleme von muslimischen Gläubigen – von Bildungs-
defiziten bis zur Arbeitslosigkeit – allein lösen können.
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Großstädtischer und gleichzeitig weniger sakral könnte dieser 
Ort mitten in Berlin Moabit nicht sein: Der Autoverkehr brettert 
über die Kreuzung Turmstraße/Beusselstraße, der Expressbus 
TXL vom Flughafen Tegel schwenkt in die Kurve ein, schmucklose 
Geschäfte und Cafés reihen sich aneinander, Sportclub, Sparkas-
se, Imbiss. Zwischen Imbiss und Hinweisschild für den sonn-
täglichen Flohmarkt biegt ein Auto auf den dahinter liegenden 
Parkplatz. Bei genauerem Hinsehen fällt auf: Der Imbiss ist „ha-
lal“ und unterhalb des Flohmarktschildes verweist ein weiteres 
Schild auf das „Haus der Weisheit e.V.“. Am Ende des Parkplatzes 
hinten rechts hängt an einem Maschendrahtzaun ein gelb-grü-
nes Banner mit der selben Aufschrift, darüber an der Wand des 
grauen Flachbaus ein Neonschild mit dem Namen des Vereins in 
arabischer Schrift. 

Das Haus der Weisheit, ein im Quartier Moabit recht bekann-
ter islamischer Kulturverein, hat in den vergangenen zehn Jahren 
innerhalb weniger Straßenzüge eine kleine Odyssee hinter sich 
gebracht: Zuerst mietete der Verein Gewerberäume am Unions-
platz, wo die Mitglieder die benachbarte Sporthalle regelmäßig 
für die eigenen Sportangebote nutzen konnten. Dann zogen 
sie in das ehemalige Restaurant mit Kegelbahn, die sie zum 
Gebetsraum umfunktionierten. Nach den Umbauarbeiten waren 
die Räumlichkeiten den Bedürfnissen der Vereinsarbeit zwar sehr 
gut angepasst, trotzdem mussten die Mitglieder auch diesen Ort 
verlassen, weil das Untergeschoss zu feucht und die Miete zu 
hoch wurde. Heute befindet sich das Haus der Weisheit mit Klas-
senräumen und einem Moscheeraum in den Hinterräumen einer 
Sparkasse. Hier empfängt mich Herr Abdallah Hajjir, Initiator, 
Vorstand und „Teilzeit-Imam“ des Vereins, der im Februar 2006 
mit großem Erfolg in den Quartiersrat gewählt wurde. Keiner 
der Orte war perfekt, wie er mir sagt, jeder hatte jedoch seine 
Vorteile. Mit den Vermietern sei man immer gut zurechtgekom-

Mieten, kaufen, 
(um)bauen: Zur 
urbanen Kompetenz 
islamischer Vereine

Alexa Färber

Haus der Weisheit
Tiergarten
Fotos: Hans-Georg Gaul
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Cesari 2005). Dies ist eng mit der Tatsache verbunden, dass sich 
Zugewanderte mit islamischem Hintergrund vermehrt seit den 
1970er Jahren in europäischen Städten niedergelassen haben 
und geblieben sind. In einer zunehmenden Sichtbarkeit mani-
festiert sich, dass die islamischen Gemeinden sich als Teil der 
Stadtgesellschaft verstehen und damit auch als Teil der Stadt-
landschaft. 

Eine zunehmende stadträumliche Sichtbarkeit von islami-
schen Gemeinden in Berlin trifft nur auf wenige Fälle zu. Ihre 
feststellbare Mobilität ist in Berlin vielmehr mit lokalen Beson-
derheiten verknüpft, die auf die allgemeine stadträumliche 
und ökonomische Situation seit 1989/90 zurückzuführen sind. 
So ist die bis dahin subventionierte Westberliner Wirtschaft 
seitdem von einer starken Fluktuation im Bereich der Industrie- 
und Gewerberäume geprägt, die teils in langfristigem Leer-
stand endet. Die zunächst informelle Zwischennutzung solcher 
leer stehenden Räume wurde 2004 im Auftrag der Senatsver-
waltung auf ihr Stadtentwicklungspotenzial hin untersucht 
(siehe Stadtforum 15. April 2005 und Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung 2006). Demnach könne dieses Potenzial die 
ökonomisch problematische, aber auch das Image der Stadt 
beeinträchtigende Situation auffangen. Eine heute formalisierte 
Zwischennutzung erlaubt es meist jungen Gewerbetreibenden 

men, auch hier. Dennoch sei es fraglich, wie man in Zukunft das 
Vereinshaus erreichen wird, weil der auch als Zugang fungierende 
Parkplatz bald einem Neubau weiche solle. 

Drei Umzüge in zehn Jahren – das ist eine ganze Menge, zu-
mal die Räume jedes Mal von neuem an die besonderen Bedürf-
nisse eines Gebetsraumes angepasst werden müssen. Dafür sind 
Improvisationsvermögen und Flexibilität, gute Kenntnisse des 
Stadtraums und ehrenamtliche Arbeit die Vorraussetzung. 

Zeit der Provisorien

Ein gekonnter Umgang mit Provisorien und Mobilität im Stadt-
raum zeichnen viele Moscheevereine in Berlin aus: In den 
vergangenen acht Jahren haben 18 Moscheen und Gebetsräume 
mindestens einmal einen neuen Ort bezogen. Geht mit dieser 
Bewegung auch eine stärkere Sichtbarkeit einher? Tritt die sprich-
wörtliche Hinterhofmoschee aus ihrem Schattendasein heraus 
auf die sichtbare Seite der Stadtlandschaft? In Berlin zeichnet sich 
heute nur zögerlich ein Trend ab, der in anderen deutschen und 
europäischen Großstädten bereits seit einiger Zeit wahrgenom-
men wird: Moscheen werden im Stadtraum sichtbarer, sie finden 
sich nicht mehr vornehmlich in Hinterhöfen oder abgelegenen 
Gewerbegebieten, sondern auch an repräsentativeren Orten (vgl. 
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oder Künstlern, diese Räume so lange kurzfristig zu günstigen 
Preisen zu mieten, bis eine langfristige Lösung gefunden ist. 
Als Ausdruck der andauernden schwierigen ökonomischen 
Situation Berlins ist dieses Konzept auf die Flexibilität und die 
Improvisationsbereitschaft städtischer Akteure ausgerichtet. 
Islamische Gemeinden fallen zwar nicht unter das Konzept der 
Zwischennutzung, u.a. weil sie längerfristig kalkulieren wollen 
und müssen. Dennoch zeigen sie sich seit langem ähnlich 
flexibel in Anmietung, Umnutzung und Umbau leer stehender 
Ladenlokale und Fabriketagen.

Ausschlaggebend für diese Situation, die Dirk Gebhardt 
als „Zeit der Provisorien“ bezeichnet (Gebhardt 1999, 58), 
ist zunächst die rechtliche Vorraussetzung für die städtische 
Bauleitplanung und Baunutzungsverordnung. Der Standort von 
islamischen Gebetsräumen ist eng damit verknüpft, dass die 
islamischen Gemeinden in Deutschland bis heute keinen „Kör-
perschaftsstatus“ haben. Religionsgemeinschaften, die wie die 
islamischen Gemeinden nicht als „Körperschaften öffentlichen 
Rechts“ anerkannt sind, haben in der kommunalen Bauleitpla-
nung zwar das Recht auf räumliche Niederlassung (BauGB § 1, 
V, 3). Der angemeldete Bedarf kann aber, anders als bei Religi-
onsgemeinschaften mit Körperschaftsstatus, abgelehnt werden. 
Die hierbei aufgeführten Argumente sind die Größe des Vereins 
respektive die Bedarfshöhe oder baurechtliche Fragen (siehe 
ausführlich Leggewie u.a. 2002, 37 – 49). Während das Baurecht 
kommunal geregelt ist, gilt im Bereich der Vermietungen Privat-
recht und es sind damit Ermessensspielräume gegeben. So dür-
fen eingetragene Vereine Privaträume (d.h. Wohnungen) dann 
nutzen, wenn das Besucheraufkommen den jeweiligen „Ge-
bietsrahmen“, nicht sprengt. Die Praxis zeigt, dass Gebetsräume 
nur sehr selten in privaten Wohnungen zu finden sind. Da es in 
dieser Hinsicht keine „definierten Räume für Moscheen“ gibt 
(Gesemann/Kapphan 2001, 406), sind Moscheevereine deutsch-
landweit häufig im Segment der Gewerbeflächen in Mischgebie-
ten anzutreffen, wo sie jedoch 1. prinzipiell höhere Mieten zah-
len müssen und 2. mit Räumlichkeiten konfrontiert sind, die für 
religiöse Anforderungen (bspw. das rituelle Waschen, Eingänge 
und Räumlichkeiten für Männer und für Frauen) nicht ausgestat-
tet sind. Sie müssen deshalb zusätzlich mit recht hohem finanzi-
ellem Engagement umgestaltet werden. Allerdings sind in Berlin 
aufgrund des oben angesprochenen Gewerbeflächenleerstands 
die Mieten in diesem Segment relativ günstig, was sich auch zu 
Gunsten von Moscheevereinen ausgewirkt hat. 

Links: Verteilung von 
Gebetsräumen in Berlin, 
oben: Gebetsräume im 
Wedding (Ausschnitt) 
unten: Gebetsräume in 
Teilen von Kreuzberg 36 
und Neukölln-Nord (Aus-
schnitt)
Karten: Dirk Gebhardt 
Martin Schweser
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Von Mietern zu Besitzern?

In der Umfrage von 1998 gaben die von Gebhardt befragten 
Vertreter der großen islamischen Verbände in Berlin an, sie 
würden in Zukunft eher Räumlichkeiten kaufen als weiterhin 
mieten. Damit wollten sie langfristig einen finanziell günsti-
geren Weg einschlagen. Außerdem waren die Vereine bei der 
Suche nach Mietobjekten häufig auf Misstrauen bei Vermietern 
oder den Protest anderer Mieter gestoßen – Erfahrungen, die 
auch 2006 wieder genannt werden. Der Kauf von Räumlichkei-
ten versprach deswegen damals schon eine größere Unabhän-
gigkeit und ein Ende der Provisorien (Gebhardt 1999, 57f). 

Knapp zehn Jahre bestätigen die Gespräche mit Verbands-
vertretern und die Umfrage in Berliner Moscheevereinen diesen 
Trend zur Verstetigung: Langfristig erscheint vielen der Kauf 
eines Objekts weiterhin am günstigsten. Damit könnten zum 
einen größere Räumlichkeiten nutzbar gemacht werden; zum 
anderen könnten sie ohne Einwände eines Vermieters nach den 
eigenen Vorstellungen gestaltet werden. 

Über die Hälfte der islamischen Vereine sind in den ver-
gangenen acht Jahren nicht umgezogen, nämlich 51. Ein gutes 
Drittel der in den vergangenen acht Jahren umgezogenen (7 von 
18) ist heute Besitzer der Räumlichkeiten. Insgesamt haben 21, 
d.h. ein Viertel der Vereine Baugrundstücke (in 2 Fällen), Fabri-
ketagen, Hinter- und Vorderhäuser oder auch einzelne Etagen 
in Wohnhäusern für ihre Gebetsräume und Moscheen käuflich 
erworben. Einige von ihnen (in Rudow und Kreuzberg) befinden 
sich weiterhin auf der Suche nach geeigneten Orten. Mindes-

tens 9 von den oben genannten 21 Vereinen, die im Besitz von 
Räumlichkeiten sind, sind innerhalb Berlins nicht verbandlich 
organisiert. Während einige Vereine den Kauf (wie sonst auch 
die Mietkosten) vor allem über Spenden und nur zum geringen 
Teil über Mitgliedsbeiträge finanzieren, bietet die Stiftung Islam 
Vakfi e.V. ein eigenes Finanzierungsmodell: Sie wickelt den Kauf 
von Objekten ab, die sie an Vereine der IFB weiter vermietet und 
bietet eine Infrastruktur an, die erworbene Gebäude und Grund-
stücke verwaltet.

Wie schon in der früheren Umfrage zur Sprache kam, äußern 
die Gemeinden Unverständnis für eine fehlende Unterstützung 
von Seiten der Verwaltung bei der Suche nach Miet- oder Kauf-
objekten.

Den richtigen Ort suchen und finden

Die Wahl für einen passenden Ort hängt darüber hinaus von 
der finanziellen Situation der Vereine, von der Wohnortnähe 
und der Erreichbarkeit ab.

An erster Stelle entscheidet die ökonomische Basis der Ver-
eine (Mitgliedsbeiträge, Spenden, Moscheeladen o.Ä.) darüber, 
welches Raumangebot sie wahrnehmen können. Eine ganze 
Reihe von Gesprächspartnern beschrieb die finanzielle Situation 
der Vereine als zunehmend schwierig aufgrund der besonders 
in Berlin spürbaren und viele Mitglieder betreffenden ökonomi-
schen Krise. 

Die Frage der Wohnortnähe spielt für viele Vereine eine 
entscheidende Rolle bei der Niederlassung von Moscheen im 
Stadtraum (siehe Kapphan in diesem Band). Ein Blick auf die 
Karte verdeutlicht, dass bis heute (abgesehen vom geplanten 
Moscheebau in Berlin- Heinersdorf) nur ein einziger Gebets-
raum im Ostteil der Stadt liegt – und dies, obwohl ca. die 

Eyüp Sultan Camii
Wedding
Fotos: Hans-Georg Gaul
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Hälfte der Vereine nach der Wende gegründet wurde bzw. 
umgezogen ist. Die Folgerung liegt nahe, dass kein Bedarf an 
islamischen Gebetshäusern besteht, weil hier nur eine geringe 
Anzahl von Berlinerinnen und Berlinern mit muslimischem Hin-
tergrund wohnt (vgl. zur Bevölkerungsstatistik Ohliger/Raiser 
2005). Auch die steigende Präsenz türkischer und arabischer 
Gewerbe in den Ortsteilen Pankow, Prenzlauer Berg und Fried-
richshain hat bisher nicht dazu geführt, dass sich hier islami-
sche Gebetsräume etabliert haben. Praktizierende Musliminnen 
und Muslime unter den Gewerbetreibenden verfügen dem-
nach über eine Alltagspraxis, die es ihnen ermöglicht, ihren 
Glauben auch ohne arbeitsplatznahen Gebetsraum zu leben. 
Genauso suchen im Ostteil der Stadt wohnende muslimische 
Gläubige die Moscheen und Gebetsräume im Westen auf. 

Die Verbandsperspektive zeigt, dass die Präsenz in der 
Stadt auch planerischen Überlegungen unterliegt: Zum einen 
zählen die Gebetsräume von verbandlich organisierten Verei-
nen häufi g zu den Kiez- bzw. Nachbarschaftsmoscheen, d.h. 
sie werden von der direkten Anwohnerschaft genutzt. Dafür 
spricht die Dichte der Standorte in den westlichen Innen-
stadtbereichen (siehe Ausschnittskarten Wedding und Kreuz-
berg/Neukölln-Nord). Gleichzeitig sind die Verbände jedoch in 
jedem westlichen Bezirk (abgesehen von Steglitz-Zehlendorf) 
mit mindestens einer Niederlassung vertreten, auch in denen 
mit einer geringeren Anzahl von Anwohnenden mit muslimi-
schem Hintergrund. Hier wird zwar ein lokaler Bedarf gedeckt, 
wie im Fall der Neugründungen der IFB in Mariendorf. Diese 
Verteilung von Niederlassungen schafft aber vor allem auch 
eine Infrastruktur, die es Gläubigen im gesamten Westteil der 
Stadt erlaubt, zwischen den einzelnen Orten auszuwählen 
(vom Arbeitsplatz oder von zu Hause aus o.Ä.) und dabei im 
selben Verband zu bleiben. 

Schließlich ist die Erreichbarkeit für die Standortwahl von 
Moscheen und Gebetsräumen ein ausschlaggebendes Argu-
ment. Es ist deshalb kein Zufall, dass die meisten Gebetsräu-
me in direkter Nähe zu einer U- oder S-Bahn-Station bzw. an 
Verkehrsknotenpunkten liegen und/oder über Parkplatzmög-
lichkeiten verfügen. 

Urbane Kompetenz

Für Außenstehende ist der oben beschriebene Wandel (der 
Umzug von einem Ort zum anderen, der Wechsel von Mietern 
zu Eigentümern) kaum wahrnehmbar. Was sollte auch darauf 
hinweisen? Ein Klingelschild, das auf einen Moscheeverein 
verweist, heißt noch lange nicht, dass der damit angezeigte 
Ort auch noch als Moschee genutzt wird. Nicht selten konnten 
uns bei der Suche nach Moscheen Nachbarn keine Auskunft 
darüber geben, ob ein bestimmter Gebetsraum noch genutzt 
wurde oder nicht. Der Umzugstätigkeit von Moscheevereinen, 
diese Folgerung liegt nahe, wird von Unbeteiligten ebenso 
sporadisch und ausschnitthaft erfahren wie andere alltäglichen 
Erscheinungen des städtischen Wandels: Da, wo vorher einmal 
eine Apotheke war und heute ein Café, kann morgen schon 
ein anderes Geschäft sein Glück versuchen. Die Nachnutzung 
der Räumlichkeiten der Mevlana Moschee im Neuen Kreuz-
berg-Zentrum ist dafür ein gutes Beispiel: Nach ihrem Auszug 
wurden sie von einem popkulturellen Musikclub und heute für 
eine Krimiserie als „Location“ von einer Filmproduktionsfi rma 
genutzt. Die aktuelle Form dieses städtischen Wandels nehmen 
nur die wenigsten wahr, vielmehr ist der Wandel selbst groß-
städtische Alltagsrealität. 

Wenn es sich aber um den Kauf von Objekten und be-
sonders um gebaute und bleibende religiöse Orte handelt, 
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wandelt sich auch die Wahrnehmung dessen und fokussiert 
sich: Der Bau von Moscheen bzw. die Bauvorhaben aktivie-
ren bis heute in jeder europäischen Stadt eine teils feindliche 
Aufmerksamkeit, die mit einer breiten Öffentlichkeit einhergeht 
(für Berlin siehe Häußermann und Bahr in diesem Band). Dabei 
bieten gerade Moscheebauten die Möglichkeit zur symboli-
schen Identifikation mit der Stadt. Die Türk Şehitlik Moschee 
am Columbiadamm ist dafür das beste (Berliner) Beispiel, weil 
sich viele Muslime, ob türkisch oder nicht, voller Stolz auf sie 
beziehen und sich dort beheimatet und repräsentiert fühlen. 
Sie ist außerdem Bestandteil von touristischen oder soziokultu-
rellen Besichtungsrouten durch die Stadt, was in dieser Hinsicht 
ihre positive Rezeption in den Medien beweist – z.B. als Ort der 
Entspannung „alla turca“ (zitty 16/2006). 

Schließlich markiert die Namensgebung der Gebetsräume 
die vielfältigen Bezüge der Moscheevereine mit der Stadt: 
Viele Namen sind eine Referenz an berühmte Moscheen in 
Istanbul, wie Mevlana, Fatih oder Ayasofya, die auf diese Weise 
näher an Berlin heranrücken und Teil der Stadtlandschaft 
werden. Mit den Namen werden aber auch Bezeichnungen 
von Berliner Ortsteilen aufgegriffen („Neukölln Camii“, „Tegel 
Selimiye“), die der Orientierung innerhalb der oben genannten 
Verbandsinfrastruktur und in der Stadt dienen. Die ehemalige 
„Hermannplatz Camii“ (die heutige „Hamidiye“ Moschee) bot 
zudem einen lokalen, am Stadtraum und öffentlichen Verkehrs-
netz angelehnten Orientierungspunkt. Dass der Sinn dieser 
Benennungen über den einfachen Zweck der Orientierung 
hinausgehen kann, zeigt die am Rande des Märkischen Viertels 
gelegene „Lübars Camii“, die nicht etwa auf das bekannte 
Wohnviertel verweist, sondern auf das idyllische, saturierte und 
damit positiver aufgeladene Dorf im Norden, das Namensge-

ber für den Ortsteil ist; oder die „Mabet Camii“ (türk. „Tem-
pel“), in deren Namen ihre Verortung in „Moabit“ bewusst 
anklingt. 

Islamisches Leben in Berlin ist städtisches Leben

Die Formen des in Berlin gelebten Islams sind Produkt der loka-
len Anforderungen und Möglichkeiten, die eine Stadt wie Berlin 
muslimischen Gläubigen bietet: Die ökonomische Situation und 
die miet-/baurechtlichen Fragen wirken sich auf die räumliche 
Verteilung von Gebetsräumen in Nachbarschaften und Bezirken 
aus, auf die Art der Räume oder auch die Nutzung von Seiten 
der Gläubigen, die aus Gebetsraum, Moschee oder Kulturzent-
rum einen Ort mit „Kiezmentalität“ machen – oder nicht. Gleich-
zeitig drückt sich hier eine urbane Kompetenz aus, die ganz 
unterschiedliche Aneignungsprozesse des städtischen Raumes 
ermöglicht. Diese Kompetenz besteht in der Identifikation mit 
der Stadt bis hin zu einer Kiezmentalität, wie es diejenigen Mo-
scheevereine gezeigt haben, die innerhalb einer Nachbarschaft 
aktiv sind; aber auch die Berliner Namen von Moscheen weisen 
darauf hin. Zum anderen äußert sich diese urbane Kompetenz in 
der Fähigkeit, den Improvisationsanforderungen großer Städte 
zu entsprechen. Davon zeugt – von der Autowerkstatt bis zur 
Kegelbahn – die Umzugstätigkeit und Umbaubereitschaft von 
islamischen Vereinen. Dafür spricht auch die Analyse städtischer 
Bedingungen, mit der eine Verteilung von Standorten in den 
Bezirken und ihre verkehrstechnische Erreichbarkeit zustan-
de kommen. Diese Charakteristika gelten für viele städtische 
Akteure und, wie der Blick auf Berlin zeigt, auch für islamische 
Vereine bzw. Moscheevereine. Moscheen und Gebetsräume sind 
deshalb nicht allein religiöse, sondern urbane Orte. 
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Die Religionswissenschaftlerin Gerdien Jonker gilt als eine der 
informiertesten Kennerinnen der Berliner islamischen Gemein-
schaften und war maßgeblich an der ersten Untersuchung der 
Berliner Moscheegemeinden im Jahr 1998 beteiligt. Darüber 
hinaus hat sie in vielfältigen Veröffentlichungen die Entwicklung 
der Berliner Gemeinden kritisch begleitet. Wo stehen die Berliner 
Muslime heute? Fragen von Günter Piening an die Religions-
wissenschaftlerin, die heute im Georg-Eckert-Institut in Braun-
schweig arbeitet.

Welche Kommunikationsmuster prägten das Verhältnis zwischen den 

islamischen Gemeinden und der deutschen Gesellschaft, als Sie 1998 

Ihre Untersuchung der Berliner Moscheevereine durchführten?

Jonker: Damals waren die religiösen Vereine isoliert. Es war 
schwierig, überhaupt mit jemanden in Kontakt zu kommen. 
Und wenn wir endlich in der Tür standen, dann sprachen die 
Entscheidungsträger kein Deutsch oder es erwies sich hinterher, 
dass wir mit dem Gemüsemann oder dem Pförtner gesprochen 
hatten. Alles liebe Menschen, aber so kamen wir nicht voran. Die 
islamischen Gemeinden hatten darüber hinaus keinen Kontakt 
zur Nachbarschaft, auch nicht zu anderen Muslimen oder zu Kir-
chen. Diese Abkehr wurde auch durch die Namensgebung der 
Moscheen deutlich. Damals gab es kleine Schildchen mit den 
Namen der großen Moscheen von zu Hause. Diese hatten vor 
allem für andere Muslime eine große Signalwirkung: Süleyma-
niye, das war die Pracht des Osmanischen Reiches, die Selimiye, 
das waren die Auswanderer vom Balkan, die immer in Bursa 
zusammengewohnt hatten. Die Ashabi Kehf, das waren die Sie-
benschläfer, die sich beleidigt fühlten und so weiter. So grenzten 
die muslimischen Gemeinden sich unter einander ab und mit 
der deutschen Gesellschaft hatten sie weiter herzlich wenig zu 
tun. Das hat sich heute grundlegend geändert. 

„In Berlin angekommen“

Gerdien Jonker im Gespräch mit Günter Piening

Foto: Hans-Georg Gaul



Welche Reaktionen gab es auf die Veröffentlichung Ihrer Broschüre 

1998? 

Jonker: Zunächst stieg das Interesse der nichtmuslimischen Seite. 
Bildungswerke, Kirchen, zivilgesellschaftliche Gruppen – wie 
Aktion Courage – meldeten sich mit der Broschüre in der Hand 
und wollten Kontakt zu den Moscheegemeinden aufnehmen. 
Die katholische Akademie wollte über Spiritualität reden und 
fand im „Verband der Islamischen Kulturzentren“ (VIKZ) ihren 
Partner. Die Friedrich-Ebert-Stiftung thematisierte die Ausein-
andersetzung um den islamischen Religionsunterricht und stieß 
somit auf die Islamische Föderation Berlin (IFB), die diesen 
durchführen wollte. Mit diesen Kooperationen gingen viele Ver-
änderungen einher. Beispielsweise wurden Leute gebraucht, die 
diese Gespräche führen und die Empfindungen ihrer Gemein-
de übersetzen konnten. Über diese Prozesse rückte eine neue 
Generation nach vorne, die dann so etwas wie Professionalität 
entwickelte. Gerade in der IFB suchte man händeringend nach 
jungen Leuten, die einen Studienabschluss deutscher Universi-
täten erworben hatten. Sie beherrschten die deutsche Sprache, 
wussten, was erwartet wurde und wie sie sich im öffentlichen 
Raum artikulieren konnten.

Also reagierten die Gemeinden nur auf Kommunikationsanforderun-

gen von außen?

Jonker: Nein, sie entwickelten auch aktiv eigene Kommunika-
tionsinstrumente wie z.B. das öffentliche Iftar-Essen. Hierbei 
wurden Personen des öffentlichen Lebens zum gemeinsamen 
Fastenbrechen eingeladen. Dies bot eine gute Gelegenheit zum 
Plaudern und zu weiteren Verabredungen. Das erste öffentliche 
Iftar-Essen fand 1998 statt und wurde von Jahr zu Jahr größer. 
Die Essen fanden übrigens im „Hotel Berlin“ statt, was gleich-
zeitig folgende, klare Botschaft übermittelte: „Wir sind in Berlin 
angekommen!“ Die Veränderungen zeigten sich dann nach und 
nach auch in den Namen der Moscheen. Bei jeder Neugründung 
kamen mehr Ortsbezeichnungen hinzu („Spandauer Camii“, 
„Kulturzentrum Neuköln“).

Hat diese langsame Öffnung nicht – gerade auch nach den Anschlä-

gen des 11.9.2001 – eine Erwartungshaltung in der Öffentlichkeit 

geweckt, die nun wieder den Gemeinden auf die Füße fällt? Heute 

wird wie selbstverständlich von den muslimischen Gemeinschaften 

verlangt, dass sie ihre gesellschaftspolitische Aktivität unter Beweis 

stellen und sich zur Weltpolitik positionieren. Wie gehen die Gemein-

den, die ja in der Regel nicht über große Ressourcen verfügen, mit 

dieser Situation um?

Jonker: Die letzten Jahre sind keine normalen Zeiten. Sonst hätte 
ich geantwortet: Ein Durchschnittskirchgänger kann am Sonn-
tagmorgen auch nicht vor der Kirche stehend Auskunft über die 
Weltpolitik geben. Wir haben es aber jetzt mit einer besonde-
ren Situation zu tun. Die Vereine haben selbst erkannt, dass sie 
Kompetenzen entwickeln müssen, um zumindest eine Presse-
erklärung abgeben zu können oder um sich miteinander über 
die Lage zu beraten. Es hat lange gedauert, bis sie dies konnten. 
Dabei hat die neue Generation geholfen. Aber selbst diese 
tapferen Jungen und Mädchen, die man ab und zu als Presse-
sprecher in den Moscheen sieht, können das Eisen nicht mit 
den Händen brechen. Sie haben immer ihren Verein im Rücken. 
Dieser besteht zum Teil aus älteren Männern und Frauen, die 
einen religiösen Anspruch haben und nicht verstehen, warum 
sie sich nun auch noch mit anderen Dingen befassen sollen. Die 
Repräsentanten/Pressesprecher brauchen eine hohe kommuni-
kative Kompetenz, denn sie müssen sich so äußern, dass es für 
die eigenen Leute verständlich ist und zudem von nichtmuslimi-
schen Deutschen verstanden wird.

Das verweist darauf, dass der Generationenwechsel sehr konfliktreich 

war und ist. Mit welcher zeitlichen Verzögerung verliefen der Genera-

tionenwechsel und der damit verbundene Modernisierungsprozess?

Jonker: Das ist sehr unterschiedlich. Bei der IFB ging es schnell. 
Irgendwann sagte der Imam selbst, dass er in Rente gehe. Bei 
Milli Görüş verlief der Prozess zäh. Diese Herren blieben, sie 
hatten überhaupt nicht vor zu gehen. Jenes Beharrungsvermö-
gen ist auch für die IGMG eine Besonderheit. In Hamburg und 
Bremen hat der Wechsel längst stattgefunden. Im VIKZ lag eine 
besondere Entwicklung vor, die wenig mit Berlin zu tun hatte. 
Im Jahr 2000 wurden die Jüngeren noch gefördert. In Deutsch-
land anzukommen war Teil des religiösen Auftrags geworden 
und die Kulturzentren sprossen überall aus dem Boden. Mit dem 
Tod des geistigen Führers in Istanbul erfolgte eine soziale Schlie-
ßung und die Jüngeren wurden nach Hause geschickt. Wenig 
verändert hat sich bei den Sufi-Vereinen, weil deren Ziel nicht in 
der Kommunikation mit der Gesellschaft liegt. Vielmehr soll die 
geistige Erleuchtung herbeigeführt werden. Nach wie vor sind es 
sehr kleine Vereine ohne große finanzielle Ressourcen.
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Haben die stärkere Kompetenz und das starke Engagement Ihrer 

Meinung nach auch zu einer Verbesserung der gesellschaftlichen 

Akzeptanz der Gemeinden und des Islams geführt?

Ich denke, vor Ort schon. Denn die Hinwendung war nicht nur 
eine gute Absicht, vielmehr stellte sie auch eine Verbesserung 
der strukturellen Kommunikation dar. Dies hat eine dauerhafte 
Wirkung gezeigt: Die Welt kann sich dreimal um die eigene Ach-
se drehen. Aber wenn „A“ „B“ kennt und man sich in der Arbeit 
vertraut, dann ist das ein sehr großer Gewinn. 

Vor diesem Hintergrund verwundert mich ein wenig, dass Sie den 

11. September als Zäsur ausmachen. Seitdem sei die Kommunika-

tion schwieriger geworden oder abgebrochen, Islamfeindlichkeit, 

ja Islamophobie seien vorherrschend. Hat der 11. September nicht 

eher dazu geführt, dass das Interesse aneinander gestiegen ist, dass 

die Kommunikationsprozesse verbindlicher geworden sind, dass 

endlich auch das Wissen um den Islam hier bei uns sehr differenziert 

geworden ist? 

Jonker: Ich habe mich immer an meinen Beobachtungen in Be-
zug auf die Kommunikation festgehalten: Wer spricht mit wem, 
wie, worüber und was passiert dann. 

Aber soviel ist doch noch nie miteinander gesprochen worden wie 

nach dem 11. September. Wir reden über Schule und Sicherheit, über 

Frauenbilder und Organisationen, über Moscheen und was weiß ich. 

Im Berliner Islamforum reden wir sogar über den Verfassungsschutz-

bericht – mit dem Verfassungsschutz und den Gemeinden. Das 

Wissen übereinander hat sich immens verbessert und die Kommuni-

kation ist erheblich verbindlicher geworden.

Jonker: Das ist wahr. Es wird viel geredet. Auf der lokalen Ebene 
hat sich die Kommunikation gefestigt und ist sehr viel feinglied-
riger geworden. Schon, dass man über den Verfassungsschutz 
miteinander reden kann, war vor Jahren undenkbar. Ja, das ist 
aus meiner Sicht auch ein Fortschritt. Doch die lokale Kommuni-
kation bestimmt nicht die öffentliche Wahrnehmung und auch 
nicht das, was „A“ über „B“ schreibt. Vorher war dies bereits 
auch nicht ideal, ist aber nun um einiges härter geworden. Loka-
le Kommunikation ist möglich, aber die mediale Kommunikation 
fährt immer wieder dazwischen, denn es sind die Medienbilder, 
die ein Mensch mitnimmt. Die Soziologie sagt, dass alles, was 
wir wissen, über die Massenmedien transportiert wird. Das ist 
ein sehr negativer Befund. Man würde denken, dass all das, 
was man durch den direkten Austausch, also durch die direkte 

Zusammenarbeit, übereinander weiß, auch ein wenig Gewicht 
in die Schale wirft. 

Aber sehen wir nicht gerade in der Reaktion auf die Attentate von 

London und die Kofferbomben in Deutschland, dass die Reaktion in 

der Öffentlichkeit vergleichsweise ruhig ist und zudem vom Bemühen 

geprägt, keinen Keil zwischen „uns“ und „die Muslime“ zu treiben? 

Und hat nicht auch die muslimische Seite ein Stück Mitverantwor-

tung an der Wahrnehmung nach dem 11. September? 

Jonker: Insgesamt haben die Vereine am Anfang den Zusam-
menhang zwischen dem, was in der Welt passiert ist und ihren 
eigenen Darstellungen nicht erkannt. Und dann waren sie so 
zerstritten miteinander, dass sie die Ereignisse nicht gemeinsam 
aufarbeiten konnten. Am Anfang herrschte eine sehr defensive 
Haltung vor. Diejenigen, die sich klar äußerten, das waren die 
muslimischen Intellektuellen. Sie hatten den besseren Überblick 
und kommunizierten mit der Außenwelt. Es ist jedoch klar, dass 
dies nicht ausreichend ist. Will man ein Weltbild ändern, dann 
gehört auch dazu, vor Ort den Mund aufzumachen und die 
Einsicht für Transparenz zu schärfen. 

Was wäre für Sie Transparenz?

Jonker: Transparenz würde bedeuten, über die eigenen Leute 
nachzudenken und zu wissen, dass man nicht alles in der Hand 
haben kann. Möglicherweise gehört auch dazu, gemeinsam mit 
anderen nachzudenken, sei es mit kirchlichen Partnern, sei es mit 
Sicherheitsbehörden. Diesen Schritt zu wagen und nicht die Tür 
zu schließen, das ist für mich Transparenz. Lange Zeit haben die 
islamischen Vereine, von der IFB bis hin zu den jungen Leuten 
– auch bei Inssan –, das nicht einmal hören wollen. Sie wollten 
sich raushalten und stritten ab, dass die Weltereignisse etwas mit 
ihnen zu tun hatten. Manchmal wurde dafür etwas spürbar, was 
ich tödlich fand. Das war die muslimische Solidarität, diese Hal-
tung: „Mag sein, dass die drüben das gemacht haben, aber...“ 
Manchmal habe ich das Gefühl, dass in den Vereinen jetzt 
erst das Bewusstsein, dass man was unternehmen kann, Form 
annimmt. Vorher war gähnende Leere. Viele wussten nicht mal, 
worüber geredet wurde. Und dann kommt sehr viel Fatales zu-
sammen: Von fehlender Bildung über jahrzehntelange Isolierung 
bis hin zum Feindbild Deutschland und der damit einhergehen-
den Vorstellung, „sie [die Deutschen] wollen uns nicht“. Hinzu 
kam die Solidarität mit den unbekannten Muslimen irgendwo 
auf der Welt, die Gewalt verübten, um „den Islam zu verteidi-
gen“. Das war fatal. 



In Berlin verfolgen wir einen sehr strikten Gleichbehandlungskurs 

gegenüber den Religionen, wie man am so genannten Neutralitäts-

gesetz sehen kann. Dies ist von den christlichen Kirchen sehr stark 

kritisiert worden, weil es alle religiösen Symbole gleich behandelt. 

Trotzdem erlebe ich in Diskussionen immer wieder, dass hier eine 

spezifische, ausschließliche Diskriminierung der Muslime gesehen 

wird. 

Jonker: Alle Religionen werden gleich behandelt, aber nicht alle 
Religionen sind gleich. Der Islam ist nun mal keine Organisati-
onsreligion, sondern basiert auf Lebensführung des Individu-
ums. Er ist eine Laienreligion. Da spielt die Praxis, also die Art 
und Weise, wie man lebt, eine zentrale Rolle und nicht die The-
ologie. Daher kann es sein, dass gläubige Muslime eben dieses 
Verbot als direktes Verbot ihrer Religion betrachten. Ich kann es 
nur damit erklären, dass für manche gläubige Muslime – wirklich 
nicht für alle – es darauf ankommt, wie sie sich verhalten, z.B. 
wie ihre Lebensführung ist. Nimmt man ihnen diese Möglichkeit 
oder einen Teil dessen, dann nimmt man ihnen die Essenz. 

Der Kippa-Träger wird ähnlich argumentieren und die katholische 

Lehrerin, die ihr Kreuz abnehmen muss, auch. Die staatliche Institu-

tion bewertet kein religiöses Symbol von seiner internen Bedeutung 

her, vielmehr setzt sie den Gleichbehandlungsgrundsatz um. Eine 

andere verfassungskonsistente Basis gibt es meines Erachtens nach 

nicht.   

Jonker: Ich befürchte – auch wenn es nicht allen in der ganzen 
Konsequenz bewusst ist – hier wirken die Folgen unterschiedli-
cher historischer Entwicklungen. Zur funktionalen Differenzie-
rung, so wie sie sich in westlichen Gesellschaften geschichtlich 
durchgesetzt hat, gehört die Trennung von Kirche und Staat, die 
Festlegung, dass Religionsausübung etwas anderes ist als Recht, 
Politik, Privatleben oder Bildung. Dies sind unterschiedliche 
Systeme unserer Gesellschaft, die jeweils ihr eigenes Wissen und 
ihre eigenen Ziele vorbringen.

Also gibt es da doch eine Unversöhnlichkeit zwischen dem Staatsbe-

griff des Grundgesetzes und dem Islam?

Jonker: Ich würde nicht sagen, dies ist dem Islam inhärent, 
jedoch wird der Islam von manchen so interpretiert. Schwierig 
wird es, wenn diese Klärung als Auseinandersetzung zwischen 
„wir“ und „die anderen“ geführt wird: „Wir Muslime und der 
Rest der Welt!“ In der Geschichte spielte dies nie so eine Rolle. 

Jetzt wird es in ganz großen Buchstaben geschrieben. Es geht 
um die Auseinandersetzung mit Nichtmuslimen, mit dem WES-
TEN. Wer darauf zusteuert, will Streit.

Auf der einen Seite haben wir also diese Polarisierung, auf 
der anderen gibt es eine wachsende Kooperation – den wach-
senden Zwang zur Kooperation von beiden Seiten. So ist zurzeit 
die Situation. Ich könnte mir vorstellen, dass die zweite und 
dritte hier aufgewachsene Generation diesen Konflikt auflösen 
wird und kann. Diese Auseinandersetzung muss geführt werden, 
sonst geraten wir in eine tiefe Krise, die uns um Jahre zurückwer-
fen würde.

Abschließend ein Blick nach vorn: Die nächste Broschüre zum 

Gemeindeleben in Berlin wäre 2013 dran. Wie sieht das muslimische 

Leben in Berlin dann aus?

Jonker: Ich bin dann sieben Jahre älter und die Leute, die ich 
kenne, werden es auch sein. Es wird schon eine neue Generation 
nachgerückt sein. Ich sehe vor allem junge Gesichter, Jugend-
liche, die darum streiten, als Deutsche das Recht auf religiöse 
Differenzierung zu haben. Berlin wird sich verändert haben, die 
geplanten repräsentativen Moscheen sind fertig und werden 
im Stadtbild erkennbar sein. Ich sehe aber auch, dass sich die 
Zwei-Klassen-Gesellschaft verfestigt hat. Armut hat jetzt schon 
eine Farbe und die durch Migration geprägten muslimischen 
Gemeinschaften werden weiter überproportional arm sein. Für 
das religiöse Leben wird das nicht ohne Folgen bleiben. Die 
Tendenz, sozialen Abstieg als Diskriminierung des Islams wahr-
zunehmen, wird sich nicht so schnell aufheben lassen. 
Ich sehe jedoch immer noch keine Anwältinnen mit Kopftuch 
und noch keine Frauen mit Kopftuch in der Schule, aber es könn-
te mehr Politikerinnen und Politiker aus dem muslimischen Kon-
text geben und vielleicht ist ja sogar eine mit Kopftuch darunter.

Frau Jonker, ich danke Ihnen für das Gespräch.

Das Gespräch führte Günter Piening
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Besuche in 
Berliner 
Moscheen und 
Gebetsräumen

Fragen an die Berliner Musliminnen und 
Muslime lassen sich in der Begegnung, 
bei einem Besuch in einer Moschee, am 
besten diskutieren. Die Möglichkeiten, 
einen solchen Besuch zu planen, sind da-
bei vielfältig: Viele Gebetsräume können 
ohne Voranmeldung besucht werden. 
Möchte man sicher gehen, dass bei 
einem geplanten Besuch auch Deutsch 
sprechende Musliminnen und Muslime 
anwesend sind und man nicht beim Ge-
bete stört, bietet es sich an, vorher einen 
Termin zu vereinbaren. Die größeren 
und die in Dachverbänden organisierten 
Moscheen verfügen meistens über Inter-
netseiten, wie z.B. die Şehitlik Moschee 
am Columbiadamm mit den Terminen 
und Anmeldemöglichkeiten für Moschee-
führungen (http://www.sehitlik-moschee.
de/termine/termine.php).

Unter der Überschrift „Muslime in Berlin“ 
organisiert die Agentur „Stattreisen“ 
Stadtführungen (http://stattreisenberlin.
de/berlin/tour.html?tour=muslime). 
Kontakt: StattReisen Berlin 
Telefon 030/455 30 28

Şehitlik Moschee
Neukölln
Sommer 2006
Foto: Hans-Georg Gaul

Die Berliner Volkshochschule bietet 
ebenfalls Kurse zu Moscheen und Islam 
in Berlin an, die unter http://www.berlin.
de/vhs/index.html zu fi nden sind.

Nicht zuletzt ist seit 1997 der „Tag der 
Offenen Moschee“ am 3. Oktober für 
Gruppen wie auch Einzelpersonen eine 
Gelegenheit, viele der Berliner Moscheen 
kennen zu lernen. Initiiert vom Zentralrat 
der Muslime empfangen bundesweit 
hundert Moscheegemeinden Besuche-
rinnen und Besucher, um an diesem Tag 
der Deutschen Einheit ihre Verbundenheit 
mit der Gesamtbevölkerung zu demons-
trieren.

Franziska Kleiner



über den Bau von Moscheen in europä-
ischen Städten (Berlin, Brüssel, Marseil-
le, Bradford u.a.). Im Vergleich dieser 
Studien wird die Unterschiedlichkeit der 
lokalen, kommunalen und stadtpoliti-
schen Spielräume deutlich, in denen die 
Partizipation und keineswegs selbstver-
ständliche Sichtbarkeit im öffentlichen 
Raum ausgehandelt wird. 

Gerlach, Julia, 2006: Zwischen Pop und 
Dschihad. Muslimische Jugendliche in 
Deutschland. Berlin.

Die Journalistin und Islamwissen-
schaftlerin Julia Gerlach beschäftigt sich 
in diesem populärwissenschaftlichen 
Buch mit der islamischen Bewegung 
junger Musliminnen und Muslime der 
zweiten Generation. Als „Pop-Islam“ 
bezeichnet sie deren Zugang zur Religion 
über Medienstars – von Telepredigern bis 
Rap-Musikern. Dass sie sich freiwillig an 
islamische Gebote halten und gleichzeitig 
in die Gesellschaft einbringen wollen, 
sorge in der deutschen Gesellschaft für 
Unbehagen, argumentiert Gerlach. Die 
Angst vor einer Islamisierung Deutsch-
lands führt zur Ausgrenzung der Organi-
sationen dieser Bewegung. Als Kriterium 
für die Zusammenarbeit mit muslimischen 
Organisationen schlägt sie deshalb die 
Haltung zu Gewaltfrage vor.

Gesemann, Frank, (Hrsg.) 2001: Migra-
tion und Integration in Berlin. Wissen-
schaftliche Ergebnisse und politische 
Perspektiven. Opladen.

In dem Sammelband wird die Lage 
von Zugewanderten in Berlin vor dem 
Hintergrund der besonderen Situation seit 
der Wende untersucht. In den teils stadt-
teilbezogenen Analysen wird die Bezie-
hung zwischen ethnischer Herkunft und 
sozialräumlicher Segregation hinterfragt. 
Marginalisierung wird im Zusammenhang 
sozialer und kultureller Anerkennung, 
der allgemeinen Arbeitsmarktlage und 
Bildungschancen analysiert. Schließlich 
werden auch die Verwaltungspraxis und 
ihre Interaktion mit Migrantengruppen 
dargestellt. Ein bemerkenswertes Ergeb-
nis ist zum Zeitpunkt der Studie, dass die 
Trennung der Stadt in der Alltagspraxis 
von Migranten zu einem großen Teil 
fortbesteht.

Amir-Moazami, Schirin, 2006: Politi-
sierte Religion. Der Kopftuchstreit in 
Deutschland und Frankreich. Bielefeld.

Ausgangspunkt für die Dissertation 
von Schirin Amir-Moazami waren die 
Debatten um das islamische Kopftuch 
in staatlichen Bildungseinrichtungen in 
Deutschland und Frankreich. Die Autorin 
stellte in ihrer Forschung fest, dass gerade 
über diese Debatten Kritiker des Islams 
und junge Kopftuch tragende Muslimin-
nen miteinander ins Gespräch kamen. Die 
Studie zeichnet nach, wie auf der einen 
Seite zunehmende sichtbare Partizipation 
stattfindet, während auf der anderen Seite 
der Islam mehrheitlich als Gegenkategorie 
zu jeweils national geprägten Säkulari-
tätskonzepten begriffen wird. Ergebnis 
ist, dass sich junge Musliminnen sowohl 
in Frankreich als auch in Deutschland en-
gagiert auf diesen Aushandlungsprozess 
einlassen.

Aspekte der Demokratiegefährdung im 
Berliner Bezirk Mitte und Möglichkeiten 
der demokratischen Intervention, 2004. 
Hrsgg. vom Zentrum Demokratische 
Kultur. Berlin.

Demokratiegefährdende Phänome-
ne in Kreuzberg und Möglichkeiten der 
Intervention – ein Problemaufriss. Eine 
Kommunalanalyse im Berliner Bezirk 
Friedrichshain-Kreuzberg, 2003. Hrsgg. 
vom Zentrum Demokratische Kultur. 
Berlin.

In diesen beiden Kommunalanalysen 
für die Bezirke Kreuzberg-Friedrichshain 
und Mitte-Tiergarten werden demokra-
tiegefährdende Tendenzen bei unter-
schiedlichen Akteuren, u.a. islamischen 
Vereinen, herausgearbeitet. Diese Vereine 
und Verbände werden zum Teil einzeln 
dargestellt. Die Analysen basieren auf 
der Auswertung von Medienberichten 
und darüber hinaus von Interviews und 
Gesprächen mit Repräsentanten aus der 
Verwaltung, aus zivilgesellschaftlichen 
Organisationen und mit Bewohnern der 
Bezirke.

Cesari, Jocelyne (Hrsg.) 2005: Mosque 
Conflicts in European Cities. Journal of 
Ethnic and Migration Studies Special 
Issue, 31, 6.

Die Autorinnen und Autoren dieses 
Bandes präsentieren aktuelle Fallstudien 
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Grübel, Nils/Stefan Rademacher, (Hrsg.) 
2003: Religion in Berlin. Ein Handbuch. 
Berlin.

Das 2003 erschienene Handbuch „Re-
ligionen in Berlin“ widmet sich nahezu 
allen Berliner religiösen Gemeinschaf-
ten, darunter auch der islamischen. Im 
Abschnitt zu den islamischen Gemeinden 
werden allgemeine Informationen über 
die religiösen Richtungen im Islam gelie-
fert, anschließend werden die einzelnen 
Gebetsräume und Moscheen beschrie-
ben.

Klausen, Jytte, 2006: Europas muslimi-
sche Eliten. Wer sie sind und was sie 
wollen. Frankfurt/Main.

Auf der Grundlage von Interviews 
mit ca. 300 führenden Musliminnen und 
Muslimen aus sechs europäischen Län-
dern, darunter Parlamentsabgeordnete, 
Stadträte, Ärzte, Ingenieure, Professoren, 
Anwälte, Sozialarbeiter und Unternehmer, 
untersuchte die Politikwissenschaftlerin 
die Herausbildung eines neuen europäi-
schen Islamverständnisses. Erstmals liegt 
damit eine Studie über die muslimische 
Elite Europas, zum großen Teil mit Migra-
tionhintergrund, vor, die zu dem Ergebnis 
kommt, dass die meisten von ihnen nach 
Möglichkeiten suchen, ihre europäische 
Staatsbürgerschaft und die Ausübung ih-
res Glaubens miteinander zu vereinbaren. 
Sie verbinden dabei den Willen zur An-
passung an die europäischen Gesellschaf-
ten allerdings mit der Forderung nach 
Anerkennung von kultureller Differenz.

Leggewie, Claus u.a., 2002: Der Weg zur 
Moschee – eine Handreichung für die 
Praxis. Bad Homburg.

Das Handbuch versteht sich als eine 
Hilfestellung für islamische Vereine und 
kommunale Verwaltung im Falle eines 
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geplanten Moscheebaus, indem es Vor-
schläge für den Ablauf der Planung und 
Umsetzung liefert. Es will damit zur Ver-
sachlichung der Debatte um den Bau von 
Moscheen beitragen und liefert außer-
dem eine Analyse vergangener Konflikte.

Schiffauer, Werner, 2003: Migration 
und kulturelle Differenz. Beauftragter 
des Berliner Senats für Integration und 
Migration. Berlin.

Der Kulturanthropologe beschäftigt 
sich in Fallstudien mit den kulturellen 
Identitätsangeboten und -praktiken von 
türkischen Zugewanderten unterschied-
licher Generationen in Deutschland. 
Kulturelle Differenz wird hier als ein 
komplexes Wechselspiel zwischen Selbst- 
und Fremdwahrnehmung deutlich, das 
stetem Wandel unterworfen ist. Für die 
deutsche Zuwanderungsgesellschaft folgt 
daraus die Notwendigkeit einer Politik der 
Anerkennung, die mit Differenz differen-
ziert umgeht.

Schmitt, Thomas, 2003: Moscheen in 
Deutschland. Konflikte um ihre Errich-
tung und Nutzung. Flensburg.

Die Publikation beschäftigt sich mit 
Bauvorhaben für repräsentative Moscheen 
als Auslöser innerstädtischer Konflikte. 
Auf der Grundlage von Interviews und 
Medienanalysen geht der Autor dem Ver-
lauf der Konflikte nach und rekonstruiert 
Motive, Wahrnehmungen, Haltungen und 
das Handeln der beteiligten Akteure vom 
Stadtrat über Moscheevereine bis hin zu 
den Medien. Drei Dimensionen bestimm-
ten dabei die unterschiedlichen vom 
Autor untersuchten Konflikte: eine raum-
bezogen-städtebauliche, eine ethnisch-
kulturelle und eine religionsbezogene.

Senatsverwaltung für Inneres, Abteilung 
Verfassungsschutz, (Hrsg.) 2005: Isla-
mismus. Diskussion eines vielschichtigen 
Phänomens. Studienreihe im Fokus. 
Berlin

Während der jährlich erscheinen-
de Verfassungsschutzbericht einzelne 
islamische Organisationen auf ihre 
verfassungsgefährdenden Tendenzen be-
leuchtet, betrachtet diese Publikation das 
Phänomen Islamismus von verschiedenen 
Seiten. Hier wird unterschieden zwischen 
gewaltorientiertem und legalistischem 
Islamismus und es werden Entwicklungs-
tendenzen im militanten Islamismus d.h. 
seine Organisationsformen und Dynami-
ken sowie seine Relevanz für den Islam in 
Deutschland nachgezeichnet.
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  Verband    Mehrheits  
  Land/   sprache  
  Bund

Charlottenburg   
z Ensar Camii IFB Spandauer Damm 40-44, 14059 Türkisch
z Gebetsraum in der TU  Straße des 17. Juni, 10623 Arabisch/  
     Deutsch
z Osman Gazi Camii DITIB Nehringstr. 27, 14059 Türkisch
z Süleymaniye Camii VIKZ Wilmersdorfer Str. 62, 10627 Türkisch

Kreuzberg 
z Abdülmecid Camii VIKZ Mittenwalder Str. 6, 10961 Türkisch
z Bedir  Reichenberger Str. 9, 10999 Türkisch
z Berlin Vakıf Camii IFB Boppstr. 4, 10967 Türkisch
z Ertugrul Gazi Camii ADÜTDF Oranienstr. 189, 10999 Türkisch
z Fatih Camii e.V. IFB Falckensteiner Str. 25, 10997 Türkisch
z Gafsul Azam-islami- 
 ilimler Medressi  Schleiermacherstr. 18, 10961 Türkisch
z Hasan Basri Camii IFB sucht Moscheeräume Türkisch
z Islamisches Kultur-  IBMUS/
 zentrum der Bosniaken VIGB Adalbertstr. 94, 10999 Bosnisch
z Kulturzentrum Anato- 
 lischer Aleviten  AABF Waldemarstr. 20, 10999 Türkisch
z Markaz Omar ibn 
 al-Khattab  Skalitzer Str. 33/ B, 10999 Arabisch
z Medreseti Nuriye  Eisenbahnstr. 16, 10997 Türkisch
z Merkez Camii DITIB Wiener Str. 12, 10999 Türkisch
z Mevlana Camii IFB Skalitzer Str. 131-132, 10999 Türkisch
z Mizgeft’a Selahaddin 
 Eyyubi Moschee  Kottbusser Str. 8, 10997 Kurdisch
z Orhan Gazi Camii DITIB Obentrautstr. 35 VH, 10963 Türkisch
z Vahdet Kulturverein/
 Vahdet Kültür Cemiyeti  Reichenberger Str. 147, 10999 Türkisch

Mitte   
z Bedir Karahan Dergäh  Rheinsberger Str. 12, 10435 Türkisch

Neukölln
z Abdul Kadir 
 Geylani Moschee  Kienitzer Str. 103, 12049 Türkisch
z Al-Irschad IRAB Flughafenstr. 79/81, 12049 Arabisch
z Al-Nur Moschee  Haberstr. 3, 12057 Arabisch
z Al-Torath  Kottbusser Damm 74/ Arabisch/ 
   1. HH, 10967 Deutsch
z Baitul-Mukarram-
 Mescid  Kienitzer Str. 98, 12049 Bengalisch
z Bedir Camii  Weserstr. 166, 12045 Türkisch  
z Gazi Osman Paşa 
 Camii IFB Schönweiderstr. 11, 12055 Türkisch
z Hermannplatz Camii VIKZ Sonnenallee 18/3.HH, 12047 Türkisch
z Imam Rıza Moschee IRAB Reuterstr. 93, 12053 Türkisch
z Islamisches Kultur- 
 und Erziehungzentrum IBMUS Finowstr. 27/ HH, 12051 Arabisch

Liste islami-
scher Gebets-
räume und 
Vereine

Foto: Hans-Georg Gaul
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  Verband    Mehrheits-  
  Land/   sprache
  Bund   

z Muradiye Camii DITIB Kottbusser Damm 75/ 
   2. HH, 10967 Türkisch
z Markaz al-Mustafa IRAB Karl-Marx-Str. 58, 12053 Arabisch
z Neukölln Camii VIKZ Hermannstr. 177, 12051 Türkisch
z Rudower Moschee IFB sucht Moscheeräume Türkisch
z Şehitlik Camii DITIB Columbiadamm 128, 10965 Türkisch
z Tariqa Burhaniya  Weigandufer 28, 12059 Deutsch
z Tekke i Kadiri Mescidi  Karl-Marx-Str. 179, 12044 Türkisch/  
     Deutsch
z Xhamia Isa Beuy  Karl-Marx-Str. 58/ 2. HH L, 
   12053  Albanisch
z Yeni Camii DITIB Richardstr. 112, 12043 Türkisch
z Verein Zeitgenöss. 
 Demokraten aus Tokat  Silbersteinstraße 14, 12155 Türkisch

Reinickendorf   
z Tegel Selimiye Camii DITIB Brunowstr. 61, 13507 Türkisch
z Ahmaddiyya Muslim 
 Jamaat AMJ Meteorstr. 52, 13045 Urdu/Deutsch
z Kocasinan Camii  Pankower Allee 45 Türkisch
z Lübars Camii VIKZ Quickborner Str. 96, 13439 Türkisch
z Masdjid Wadadiya  Ollenhauerstr. 114 Arabisch

Schöneberg   
z Diyanet Anadolu Camii DITIB Katzlerstr. 15, 10829 Türkisch
z Emir Sultan Camii IFB Hauptstr. 150, 10827 Türkisch
z Kuba Camii  Crellestr. 44, 10827 Türkisch
z Valide-i-Sultan Camii VIKZ Hedwigstr. 15, 12159 Türkisch
  
Spandau   
z Hoca Ahmet Yesevi  ADÜTDF Neuendorfer 
 Camii  Str. 101, 13585 Türkisch
z Koca Tepe Camii DITIB Nonnendammallee 97, 13629 Türkisch
z Spandau Camii VIKZ Seeburger Str. 90, 13581 Türkisch
z Spandauer Moschee/
 Yeni Camii IFB Lynarstr. 17, 13585 Türkisch
   
Tempelhof   
z Islamische Gemeinde 
 der Iraner in Berlin  Ordensmeisterstr. 5, 12099 Persisch
z Mariendorfer Moschee IFB sucht Moscheeräume Türkisch
   
Tiergarten   
z Ayasofya Camii IFB Stromstr. 35, 10551 Türkisch
z Haus der Weisheit/
 Dar ul-hekma  Turmstr. 58-59, 10551 Arabisch
z Hicret Mescidi/
 Islamisches 
 Bildungszentrum  Perleberger Str. 14, 10559 Türkisch
z Islamischer Kultur- 
 verein Al-Bayan  Huttenstr. 31, 10553 Arabisch
z Mabet Camii VIKZ Alt-Moabit 112, 10559 Türkisch 

Foto: Hans-Georg Gaul
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  Verband    Mehrheits-  
  Land/   sprache
  Bund 

z Minhaj ul quran/
 Pakist. Kulturzentrum  Perleberger Str. 42, 10559 Urdu
z Semerkant Camii ve 
 Külliyesi/Glaubens-  
 und Kulturzentrum  Kurfürstenstr. 37 HH, 10785 Türkisch
z Sultan Ahmet Moschee  Lehrter Str. 39, 10557 Türkisch

Wedding   
z Akşemsettin Camii DITIB Bellermannstr. 90, 13357 Türkisch
z Akşemsettin Jugend 
 Kultur  Stettiner Str. 29, 13357 Türkisch
z Ar-Rahman Moschee 
 (Islamisches Kultur-
 zentrum für Religiöse 
 Aufklärung)  Tromsöer Str. 6, 13359 Arabisch
z Bayezid Camii  VIKZ Lindower Str. 18 13347 Berlin Türkisch
z Eyüp Sultan Camii  
 (Nizam-i Alem Ülkü 
 Ocagi-Türkischer 
 Kulturverein)  Lindower Str. 24, 13347 Türkisch
z Haci Bayram Camii IFB Koloniestr. 128, 13359 Türkisch
z Hayru Nisa Camii 
 (Frauenmoschee)  Stettiner Str. 37, 13357 Türkisch
z Imam Cafer Sadik 
 Birligi IRAB Koloniestr. 106, 13359 Türkisch
z Interkulturelles 
 Zentrum für Dialog- 
 und Bildung, IZDB IBMUS Drontheimer Str. 32a, 13359 Deutsch/
     Arabisch
z Markaz Imam 
 al-Mudjtabi  Maxstr. 17, 13347 Arabisch
z Mehmed Zahid Kotku 
 Tekkesi  Turiner Str. 6, 13347 Türkisch
z Mescidi Aksa Camii DITIB Soldiner Str. 72-74, 13359 Türkisch
z Pak Mohammed 
 Moschee  Badstr. 33 A, 13357 Urdu
z Yunus Emre Camii DITIB Reinickendorfer Str. 38/39, 
   13347  Türkisch
   
Wilmersdorf   
z Berliner Moschee  Brienner Str. 7, 10713 Deutsch

Foto: Matthias von Hof
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Auswahl islamischer Vereine ohne Gebetsraum

Kreuzberg 
z Islamic Relief e.V. Gitschiner Str. 17, 10969
z Inssan  Gitschiner Str. 17, 10969
z Muslimische Jugend Gitschiner Str. 16, 10969
z Islamischer Frauenverein/Träger von 4 KITAs Graefestr. 19, 10967

Neukölln 
z IGMG Landesverband Berlin Kottbusser Damm 75, 10967

Bildungseinrichtungen islamischer Vereine

Kreuzberg  
z Grundschule betrieben vom Islam-Kolleg e.V. Boppstr. 4, 10964  
z Islamischer Frauenverein „Cemiyet - i Nisa“  Graefestr. 19, 10967
z Kita I  Boppstr. 4, 10967 
z Kita II  Böckhstr. 11, 10967  
z Kita III  Böckhstr. 12, 10967  
z Kita IV  Jahnstraße 14, 10967

Neukölln 
z KITA  Schönleinstr. 15, 10967 

Schöneberg 
z 1.Kita der Selbsthilfegruppe für Frauen Naumannstr. 7, 10829 
z 2.Kita der Selbsthilfegruppe für Frauen Hauptstraße 36, 10827 

Spandau 
z Islam-Institut Berlin Pillnitzer Weg 24, 13593 

Tempelhof 
z Nun Gemeinschaft & Nun Akademie e.V. Struvesteig 10, 10589 Berlin

Tiergarten
z KITA Schiff der Weisheit Rostocker Str. 26, 10553
    
Wedding 
z Jugendladen Amsterdamer Str. 17, 13347 
z Bildungs- Kultur- und Sozialverein Koloniestr. 30, 13359  
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Headline

Ulrich Bahr, schrieb 2006 seine Diplo-
marbeit zum Thema „Moscheebau in 
Kreuzberg“ und arbeitet seit Mai 2006 
als freier Mitarbeiter bei der „Mobilen 
Beratung gegen Rechtsextremismus“, die 
den Bezirk Pankow im Moscheebaukon-
flikt in Heinersdorf berät.

Synnøve Bendixsen, Master of Science in 
European Politics and Policy, Stipendiatin 
des „Transatlantischen Graduiertenkol-
legs Berlin – New York“ am Center for 
Metropolitan Studies, TU. Veröffent-
lichung: Being Young, Muslim and Fema-
le. Creating Space of Belonging in Berlin. 
In: Alexa Färber (Hrsg.): Hotel Berlin. For-
men urbaner Mobilität und Verortung. 
Berliner Blätter Bd. 37 2005, S. 88-98.

Jeanine Elif Dağyeli, M.A., Wissenschaftli-
che Mitarbeiterin am Orientwissenschaft-
lichen Zentrum der Martin-Luther-Uni-
versität Halle-Wittenberg. Sie war an der 
ersten Untersuchung und Publikation zu 
Moscheen in Berlin beteiligt. Veröffentli-
chung: Altersstruktur und altersspezifische 
Angebote. In: Gerdien Jonker/Andreas 
Kapphan (Hrsg.): Moscheen und islami-
sches Leben in Berlin. Berlin 1999.

Alexa Färber, Dr. phil., Islamwissen-
schaftlerin und Europäische Ethnologin, 
Wissenschaftliche Mitarbeiterin im DFG-
Projekt „Urbane Kultur und ethnische 
Repräsentation: Berlin und Moskau auf 
dem Weg zur ‚world city’?“ am Institut 
für Europäische Ethnologie, Humboldt-
Universität zu Berlin. Hat zur Repräsen-
tation des Islams im Institut du Monde 
Arabe, Paris, und auf der Expo 2000, 
Hannover, gearbeitet. Herausgeberin von 
Hotel Berlin. Formen urbaner Mobilität 
und Verortung. Berliner Blätter Bd. 37 
2005.

Ute Falasch, M.A. in den Fächern Süd-
asienwissenschaften, Islamwissenschaft 
und Kulturwissenschaften an der Hum-
boldt-Universität zu Berlin. Zurzeit ist sie 
Doktorandin am Seminar für Geschichte 
Südasiens an der HumboldtUniversität 
zu Berlin. Sie forscht zur „Organisations-
struktur der Madariya-Sufibruderschaft 
in Nordindien“. Veröffentlichungen: The 
Islamic Mystic Tradition in India: The 
Madari Sufi Brotherhood. In: Lived Islam 

in South Asia. Adaptation, Accomodati-
on and Conflict. Hrsg. von I. Ahmad/H. 
Reifeld. New Delhi 2004; The Epistle of 
Badi‘ ad-Din Shah Madar to Qazi Shihab 
ad-Din Daulatabadi. In: Beiträge zur Süd-
asienforschung. Heidelberg (im Druck).

Reinhard Fischer, Islamwissenschaftler 
M.A., seit 1999 Quartiersmanager im Ge-
biet Soldiner Straße, im Bezirk Mitte. In 
seiner Arbeit beschäftigt er sich u.a. mit 
islamischen Vereinen auf der Stadtteile-
bene, insbesondere mit Möglichkeiten 
der Kommunikation und Kooperation. 
Dabei reichen seine Kenntnisse des isla-
mischen Gemeindelebens in Berlin weit 
über die Quartiersgrenzen hinaus.

Frank Gesemann, Dr., Diplom-Politologe, 
Geschäftsführer von M & S – Migration 
und Stadtentwicklung in Berlin; war 
bereits an der ersten Untersuchung und 
Publikation zu Moscheen und islami-
schem Leben in Berlin beteiligt. Arbeits- 
und Forschungsschwerpunkte: Migration 
und gesellschaftlicher Wandel, soziale/in-
terkulturelle Stadtentwicklung, Jugend 
und Gewalt, Risiken und Sicherheitsma-
nagement in entwickelten Gesellschaf-
ten. Migration und Integration in Berlin. 
Veröffentlichungen: Wissenschaftliche 
Analysen und politische Perspektiven. 
Opladen 2001; Polizei in der Einwande-
rungsgesellschaft. Zum Vertrauen junger 
Zuwanderer in eine zentrale gesellschaft-
liche Institution. In: K.H. Schrenk (Hrsg.): 
Zuwanderung und Integration. Aktuelle 
Tendenzen und Probleme der Migrations-
problematik im Kontext der sächsischen 
Polizei. Rothenburg/Oberlausitz 2005.

Hartmut Häußermann, Professor für 
Stadt- und Regionalsoziologie an der 
HumboldtUniversität zu Berlin. Veröffent-
lichungen: Stadtsoziologie. Eine Einfüh-
rung. (mit Walter Siebel) Frankfurt/M. 
2004; Zuwanderung und Stadtentwick-
lung (herausgegeben mit Ingrid Oswald), 
Sonderheft 17 der Zeitschrift LEVIATHAN, 
Opladen 1997.

Andreas Kapphan, Dr. Diplom-Ge-
ograph, arbeitet seit 2004 bei der 
Beauftragten der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration, 
publiziert und forscht als Privatperson 

Autoren und 
Autorinnen
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zum Thema Stadtentwicklung und 
Migration. Er hat die erste Untersuchung 
und Publikation zu Moscheen in Berlin 
mit Gerdien Jonker geleitet und her-
ausgegeben. Veröffentlichungen: Das 
arme Berlin. Opladen 2002; Symbolische 
Repräsentation von Zuwanderergruppen 
im Raum: Zur Analyse von Konflikten um 
den Bau und die Nutzung von Mo-
scheen. In: Die europäische Stadt. Hrsg. 
von Walter Siebel. Frankfurt/M. 2004. 

Melanie Kamp, M.A. Die Autorin ist 
Islamwissenschaftlerin, Stipendiatin der 
Heinrich-Böll-Stiftung, assoziiert am 
Zentrum Moderner Orient und arbeitet 
derzeit an ihrer Dissertation über muslimi-
sche religiöse Autoritäten in Deutschland 
an der Freien Universität Berlin. Der Arti-
kel basiert im Wesentlichen auf der ersten 
Auswertung der Feldforschung. Veröffent-
lichung: Prayer leader, counselor, teacher, 
social worker, and public relations officer 
– on the roles and functions of imams in 
Germany. In: Jörn Thielmann/Ala Al-Ha-
marneh (Hrsg.): Islam and Muslims in 
Germany, Leiden u.a. (im Druck).

Hicret Mescidi
Tiergarten
Fotos: Hans-Georg Gaul

Franziska Kleiner, B.A. Social Science, 
arbeitet zurzeit an ihrem M.A. in Regional- 
und Stadtsoziologie an der Humboldt-
Universität zu Berlin. Ihre Forschungsin-
teressen liegen im Bereich Migration und 
Integration, speziell Benachteiligung von 
Kindern mit Migrationshintergrund im 
deutschen Bildungswesen.

Irka-Christin Mohr, Dr. phil., Universität 
Erfurt, hat zu Koranunterricht in Berlin 
geforscht und arbeitet derzeit im Bereich 
der Evaluation islamischer Bildungs-
programme im Projekt „Die islamische 
Fachdidaktik als Agent der Institutiona-
lisierung des Islam“. Veröffentlichung: 
Islamischer Religionsunterricht in Europa. 
Lehrtexte als Instrumente muslimischer 
Selbstverortung im Vergleich. Bielefeld 
2006.

Riem Spielhaus, M.A., Islamwissenschaft-
lerin, ist wissenschaftliche Mitarbeiterin 
am Institut für Asien- und Afrikawissen-
schaften an der Humboldt-Universität 
zu Berlin und Gründungsmitglied der 
Muslimischen Akademie in Deutschland. 
Sie war an der ersten Untersuchung 
und Publikation zu Moscheen in Berlin 
beteiligt. Ihre Forschungsschwerpunkte 
sind innermuslimische Debatten über den 

Islam in Deutschland und Diskursstrategi-
en des Dialogs. Sie ist Mitherausgeberin 
der Studie „Islam auf Sendung. Islamische 
Fernsehprogramme im Offenen Kanal 
Berlin“. Berlin Dağyeli Verlag 2006. Ver-
öffentlichung: Kooperation zwischen mus-
limischen Organisationen und staatlichen 
Institutionen: Hindernisse und Chancen. 
In: Peter Heine/Aslam Syed (Hrsg.): Mus-
limische Philanthropie und Bürgerliches 
Engagement. Berlin 2005. S. 409 – 424.
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